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Hessens Beitrag zum Justiz­
vollzug in Oeutschland* 
Alexander Böhm 

I. 

Hessens Beitrag zum Justizvo ll zug in Deutschland wird 
hier im wesentl ichen in ze itlicher Begren zung , gewi sser­
maßen exemplarisch . dargestellt. Es liegt nahe. sich auf 
die Zeit von 1945 bis etwa 1970 zu beschränken. Schließ­
lich waren es gerade die Nach kriegsjahre. in denen sich 
die Besonderheiten des Hess ischen Justizvo llzugs her­
ausgebildet haben. er gewisse rmaßen die Pfunde ange­
setzt hat, mit denen er heute zu wuchern vermag. Begin­
nend mit der in allen Bundesländern gleichlautend am 1. 
Juli 1962 ei ngeführten DVollzO vom 1. Dezember 1961 
und den Beratungen der 1967 von dem damaligen Bundes­
justizminister Gustav Heinemann berufenen Strafvoll zugs­
kommission , die das am 1. Januar 1977 in Kraft getretene 
Strafvollzugsgesetz vorbereitete, verstärkte sich eine bun­
desweite Vereinheitl ichung des Vollzuges , die zwa r bis 
heute erh eb liche Unterschiede unter den Bundesländern 
erlaubt , aber den Gestaltungsspi elraum der Nachkriegs­
ze it doch deutlich eingeengt hat. 

11 . 

Immerhin : ein Au sflu g in die ältere Vergangenhe it sei 
mir gestattet. In seinen Lebenserinneru ngen berichtet ein 
Herr Fresenius . der sich um 1830 in einer damals wie 
heute hess ischen Vollzugsa nstalt befunden hat: ..In der 
Anstalt fand ich. was ich nie gehofft , Beamte vo ll Einsicht 
und Eifer, streng gerecht. doch menschlich schonend. wie 
gute Väter an Kindern handelnd, zwar gefü rchtet. doch 
verehrt und geliebt. Zwa r lernte ich allen gewohnten 
Gemächlichkelten des Lebens entsagen. doch habe ich 
mir Liebe erworben , und der süße Trost der Teilnah me hat 
mir nie gefeil it. Die sorgsame Pfl ege dieser Beamten . vor 
denen die leblose Gelehrtheit der kunstgerechtesten 
Pädagogen verstummen muß. bi ldet selbst die vo llende t­
sten Taugenichtse zu brauchba ren Gl iedern der Gesell­
schaft und bietet alles auf. um den Sträflingen Mittel an die 
Hand zu geben, um sich wieder zu Ehren bringen zu kön­
nen und um sie vor dem Rückfall zu bewa hren ." Das wird 
noch eillmal besonders auf den Direktor bezogen , der die 
Anstalt seit ihrer Indienststellung im Jall re 1811 leitet. und 
der sich ganz offensich tlich an § 8 der ihm seinerzeit erteil ­
ten großherzogl ichen Instruktion gehalten hat. die besagt: 
"Was die Behandlung der Gefangenen se lbst betri fft , so 
hat sich der Direktor von dem Grundsatze leiten zu lassen , 
daß auch in dem Ve rbrecher die Menschheit geachtet und 
se ine trau rige Lage niC ht ohne Not noch unglücklicher 
gemachten werden müsse" , eine Anweisung. die die 
Gedanken von Art. 1 Grundgesetz und Nr. 64 der Europäi­
schen Strafvol lzugsgrundsätze vorweg nimmt. Auch über 
die Aufsichtsbehörde, damals den Regierungspräsidenten 
in Gießen , einen Freiherrn von Stein , liest man bei Frese­
nius Gutes "Er besucht die Anstalt zum öfteren", heißt es. 
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"Sein Kommen verursacht jedesmal bei allen Züchtli ngen 
die größte Freude, und der Gebeugteste naht ihm wie ein 
Kind dem Vater in jeder Angelegenheit. und er bringt dann 
in der einfachen. milden Hoheit seines Wesens mit unaus­
sprechlicher Hingebung und Sanftmut Trost und . wenn 
möglich. Hilfe in die kummervollen Herzen der Unglückli­
chen . Er besucht auch alle Zimmer und zieht Erkundigun­
gen über die Behandlung . Beköstigung und alles ei n. was 
Bezug auf die Lage der Züchtlinge haben kann . Außerdem 
hat ein jeder das Recht , wann el' ihn in besonde ren Ange­
legenheiten zu sprechen wünscllt , sich zu ihm melden zu 
lassen . und wird sogleich vorgefüh rt ." Das letztere ste ht 
heute in § 108 Abs . 2 StVoll zG . Wie kommt es. dass man 
sich heute bei dem Gedanken ertappt, der Berichte rstatter 
könnte se in e Ausführungen vie lle icht ironisch gemeint 
haben? Vie lle icht. weil man zu wissen meint. früher se i -
mindestens im Stra fvoll zu g - alles schlechter und 
unmenschlich gewesen. So steht es ja auch in dem knap­
pen geschichtlichen Kapitel be i Kaiser/Kerner/Schöch . 
Ein erster schwacher Lichtscllein von Humanität. Recht­
lichkei t und wahrer Resozialisierung hat danach den Vo ll ­
zug erst mit dem Inkraftt reten des Strafvollzugsgesetzes 
vor 22 Jahren gestreift . Nun : wir Hessen wissen es bes­
ser. 

111. 

In Hessen ist der Justizvollzug stets als wichtige Justi z­
politische Aufgabe angesehen worden und hat deshalb ein 
pos itives Selbstbild entwickelt. Er ist nicht das fü nfte Rad 
am Wagen der Justiz. nicht der Erbe des unehrl ichen Hen­
kers oder gar des KZ-Schergen . nicht ein ungeliebter Ab­
leger der Staatsanwaltschaft. Das mag daran liegen . dass 
mit den amerikanischen Besatzun gstruppen im Sommer 
1945 auch Experten für das Gefängniswesen kamen . di e 
den damals fortschrittlichen und optimis ti sc llen auf Reso­
zia lisierung angelegten Voll zug in den USA veran tworte­
ten''' , dass der hesslsche Justi zminister und spätere Mini ­
sterpräSid ent Georg August Zinn an den Problemen des 
Strafvo llzugs besonders inte ressiert war . dass ei n enga­
gierte r' Vollzugsprakti ker. Prof. Dr. Albert Krebs. als Leiter 
der Vol lzugsabte il ung gewonnen werden konnte '. dass der 
für Vol lzugsa ngelegenheiten aufgeschlossene Fritz Bauer 
Generalstaatsanwalt wurde ' 

1. Kennzeichen dieser Haltung ist. dass die Vorschrift, die 
den hessischen Strafvollzug eigenständig regelte. die 
Ordnung des Gefängniswesens tÜI' Hessen, zeitgleich mit 
dem Grundgesetz der Bundesrepublrk Deutschland am 
23. Mai 1949 in Kraft gesetzt wurde" Dessen Menschen­
rechts- und Verfassungsve rständnis sollte die hessische 
Vollzugswirklichke it verpflichtet sein. das war sichtbar zu 
machen und offen zu vertreten. Dazu passt. dass später 
die neu errichtete JVA Darmstadt den Namen Fritz-Bauer­
Haus" erhielt und dass an ihrem Eingang der Wortlaut 
von Art ikel 1 des Grundgesetzes ei ngraviel1 ist. Bewusst 
wird an die pos itiven Traditionen des Gefängniswesens 
angeknüpft Die neue offene Anstalt heißt Gustav-Rad­
bruch-Haus" Bel der Eröffn ung im Beisein der Witwe des 
ehemal igen Reichsj usti zministers und bekannten Straf­
rechtlers zieht dessen Lehrstuhlnachfolger Eberhard 
Schmidt aus Heidelberg die Verbi ndungslinien von Rad­
bruchs vol lzugsrechtlichen und vollzugspolit ischen Vor­
stel lungen zur Real ität des offenen Vollzuges in Hessen ' 
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Die zu m Jugendstra fvoll zug gehörenden Übergangs­
häuse r werd en nach Theodor Fliedner benannt' · . der 
im 19. Jah rhu ndert besonders um die Eingliederung aus 
dem Voll zug Entlassener bemüht war ' Die Ausb il­
dungsstätte für Voll zugsbeamte erhält den Namen des 
Hallen ser Gefängnispfarrers Heinrich Balthasar Wag­
nitz . der im ausgehe nden 18. Jahrhundert als erster 
die Notwendigkeit erkannte. die Bediensteten des allge­
meinen Vollzugsdienstes sorg faltig auszuwäli len und in 
organis ierter Welse auszubi lden Und jetzt (seit 12 . 
Januar 1995) heißt di e neue offene Abteilung der Justiz­
vollzugsanstalt in Gießen nach dem Wissenschaftler 
und Un iversitätsprofessor. der in de r ersten Hälfte die­
ses Jallrll underts vornehmlich In Gießen und 111 Heidel­
berg lehrte und Fragen des Strafvo ll zuges - seinem 
ebenfa lls als HOChschullehrer tätigen Großvater ähn lich 
- in Lehre und Wissenschaft einbezog. "Wolfgang -Mit­
termaie r-H aus' Das Land Hesse n hat ebenfalls erst 
kürzlich die reichhaltige voll zugskund llche und vo llzugs­
geschichtliche Bibliothek sOwie das vo llzugskundl iche 
Archiv von Professor Krebs nach dessen Tod arch ivi e­
ren und sanieren lassen und sie im Heinrich -Balthasar­
Wagnl tz-Seminar unte rgebracht , wo sie von Interessen­
ten genutzt we rden könn en' Der hessische Landtag 
hat sich schon früh mi t Strafvollzugs fragen befasst und 
- In Deutsch land einma lig - schon 2 1/2 Monate nach 
seiner Konstit uierung Ende 1946 als Unterausschuss 
des Rechtsausschusses eine Gefängniskommission 
(späte r Un teraussch uss Ju st izvollzug) geschaffen, die 
im vergangenen Jahr 40Jähriges Jubiläum fe iert e " 

2. Das Bekenntnis zum JustizvOll zug als wicht iger gesell­
schaftspolitischer Aufgabe und eine bewusste Traditions­
pflege sind für das positive Selbstbild de r Bediensteten 
des Justi zvollzuges notwendig . Nur wer sich selbst akzep­
tiert kann mitfüll iend und entgegenkommend mit anderen 
umgehen. Insofern Ist das erwähnte BekenntniS. das pOSi­
tive Selbstbild. unerlässlich , wi ll man einen Ilumanen. auf 
ReSOZia lisierung ausgerichteten Strafvollzug schatten . In 
Gesprächen mit Vollzugsbediensteten in Thüringen kann 
man die Bedeutung dieses Saclwerhaltes erleben . Die 
aus den alten Bundesländern kommenden neuen Vorge­
setzten Ilaben. Vielleich t ohne recht zu überlegen. was sie 
tun . den Vollzug in der DDR-Zelt als Dienst am Unrechts­
staat oder ähn liches bezeichnet, und den Mitarbeitern 
bedeutet. dass alles, was sie früher gemacllt haben. 
schlech t war Wir aus dem Westen wissen allein , was gut 
ist. Da wurde sehr dankbar angenommen. wenn man auf 
die thüringischen Trad itionen hinWies dass dort der Straf­
vollzug In den 20er und früllen 30er Jahren dieses Jahr­
hunderts besonders fortschritt lich und wegweisend 
war ' und auch heute noch in den al ten Bundeslände rn 
Beaclltung ve rdient sowie praktische Bedeutung hat. 
we il - etwa in Hesse n - thüring ische Trad itionen. von 
Prof Krebs vermittelt. fortl eben. So auch gegenüber 
dem Westen gestärkt. is t es für die ehemaligen DDR­
Bediensteten leiChter. sich der EinsiCht In Fehlentwicklun­
gen zu stellen. Gerade auch die Bediensteten des allge­
meinen Vollzugsdi enstes In Hessen haben die pos iti ve 
Bewertung der von ihnen geleisteten Arbeit durchaus 
erkann t. Man kann dies in zahlreichen Beiträgen in den 
frühen Jahrgängen der Ze itschrift für Strafvollzug nachle­
sen. die damals auch von einer Reihe von Aufsichtsbe-

amten abonniert (auch inhaltlich stärker an deren Inter­
essen ori enti ert) wu rde . Ich erinnere mich ein er Rad­
tour mit Anstaltsbediensteten . die in Braunfels unterbro­
chen werden musste. weil einige nach dem Haus. in dem 
Fliedner gewoh nt hatte. suchen wollten. Lehrgan gsbe ­
amte verlangte n, dass ein Bild von Wagnitz fü r das 
Seminar' beschafft werde Auf die Mittei lung , es tl änge 
ein Portra it des Pfarrers In der Marktkirche In Halle , bat 
ein Lehrgangsbeamte r se inen In Halle lebenden Bruder, 
den Kontakt zu dem Pfarrer dieser Kirche herzustellen. 
der dann auch eine Photographie des Portraits schick ­
te Und in der Niederschnft über die Besprechung mit 
den Ansta ltsleitern Llber mit der Einführung de r Dienst­
und Vollzugsordnung zusammenhängende Fragen am 
28. Mal 1962 in der Strafan sta lt für Männer - Gustav­
Radbruch-Haus - Frankfurt am Main -Pre un gesheim. 
lesen wir : . .Ausgehend von der Bestimm un g Nr. 57 
DVoll zO (Zweck und Ziel des Strafvo ll zugs) gab Herr 
Krebs sodann an Hand za hl reicher Beispie le einen 
geschichtlichen Überblick über die Fix ierung der Aufga ­
ben des Vo llzuges in früheren Voll zugsordnungen . Er 
wies in diesem Zusammenhange insbesondere au f das 
Reglement für die Strafanstalt zu Rawicz von 1835 hin . 
das in den damals preußischen Gebie ten teilwe ise bi s 
1902 gegolten habe und auf das die neuen Vo ll zugsord­
nungen weitgehend au fbauen . sowie auf Nr. 30 OGH 
(Ordnung fü r das Gefängniswesen in Hessen . .Aufga­
ben des Strafvollzuges ) und die "Mindestgrundsätze 
von 1955 Einen wesentlic hen MarksteIlI In der 
Geschic hte des Strafvo ll zuges stell e insoweit auch die 
Rektoratsrede Freudenthais über die staatsrechtliche 
Ste ll ung des Gefangenen (Jena, 1910) dar" Stets 
werden die Zusammenhänge hergestellt und die Ent­
wIcklungslini en gezeichnet. die vorausdenkenden Weg­
bereiter benann t und so di e we ite ren Schritte der Ver­
besserung des Vo ll zugs vorl)e re itet 

IV. 

Für den Strafvol lzug gilt - ähnlich wie für die Erziehung -
dass das Vorbild. der Mensch, übe r Erfolg oder Misserfolg 
der Arbeit entscheidet. "Das System des Herrn Obermeier 
ISt der Herr Obermeier se lbst" ist das eine his toriSche 
Scil lagwort. "Menschen nlctlt Maßregeln" heißt es im Lehr­
buch von Garl Krohne . Aucll Krohne hat Bczüge zu Hes­
sen Er war 1881 der ers te Anstal tsleite r der damals aller­
dings preußISChe n An stalt Kasse l-Wehlheiden, ein Amt . 
das der ehemalige evangelische An staltspfarrer in Vechta 
innehatte. bevor er über die Leitung der Strafansta lt Berlln ­
Moab it an die Spitze des preußischen Gefängniswesens 
als Leiter der damals Im Innenmi nisterium eIlIge rich teten 
Strafvollzugsatiteilung rückte In Hessen hat man sich 
vor Elnselt lgkeiten bewahrt. ElIle rs eits sehen wir eine 
besond ere So rgfal t bei der Anwe rbung und Au swahl des 
Personals auf allen Ebenen. ve rt)unden mit intensiver Aus ­
und Weiterb ildung, andererse it s überlegt man aber auch. 
wie sich die persönlichen Quali täten im Rahmen elllGr 
sinnvo ll en Organisatio n und Zu sammenarbeit am besten 
entfalten können. 

Eher als anderswo werden die Anstaltspsychologen In die 
Auswahl der Bewerber für den Aufsichtsdienst eingebun­
den. Der Nachwuchs für die Fachdienste Wird oft aus den 
Praktikanten rekrutiert , die im Rahmen ihrer Ausbildung 



an den Ansta lten tätig sind und oft danach zunächst als 
etlrenamtliche Mital'bei ter weitere Edahrungen sammeln. 
Zwar kennen natLlrlich auch die anderen Bundeslander 
eine geordnete Ausbildung des allgemeinen Vollzugsdien­
stes: Hessen kann aber insowe it als Vorrei ter gelten. als 
es über die eingehendste Ausb ildungsordnung verfügt 
und schon früh an der Vollzugsschu le, dem Heinrich-Balt­
hasar-Wagni tz-Semlnar, die komplette Ausbildung In Eill­
führungs- und Absch lußlehrgängen slcher- stellen kann ' . 
In Zusammenarbeit mit anderen Trägern wird vielse itige 
Weiterbildung angeboten. 

2. Berei ts in der OGH war ein Konferenz- und Zusammenar­
be itssystem entwoden, das bel klarer Festlegung der Ver­
antwortlich kelten das alte Befehlssystem durch ein Bera­
tungsmodell abgelöst und in ein igen Fragen (G na­
denkonferenz) Mehrheitsentscheidungen (auch gegen 
den Anstaltsleiter) vorgesehen hat In Fachfragen dulite 
der Anstaltsleiter die Fachdienste (auch die Sozialarbei­
ter) nicht anweisen. Ergab eine Au ssprache keine Eini­
gung . entschied nactl gründlicher Information die Auf­
sIchtsbehörde . Ich kann mich nich t entsinnen , dass es 
Jemals zu einer so lchen Entscheidung gekommen wäre , 
die Regelung zwang zur Diskussion und zum Kompro­
miss. Als Struktu r war neben dem Vol lzug in Stufen die 
Auttellung der Gefangenen In Gruppen vorgesehen (Jeder 
Fürsorger sollte eine Erziehungsgruppe leiten) Die bun­
deseinheitliche DVollzO, die 1962 die OGH ablöste. 
erreichte in vielen Punkten nicht das tlessische Niveau 
und machte damit deutlich, wie seh r damals "Hessen 
vorn" wa r ' indessen hat sicll die Ilesslsche Prax is im 
späteren Verlauf wieder we itgehend durchgesetzt. So 
kann daran erinnert werden . dass Versuche einer .Team­
st ruktur" (eine feste Gru ppe von Beamten des allgemei­
nen Voll zugsdienstes mit gruppendynamischer Zusatz ­
ausbi ldung le itet gemeinsam mit dem Sozialarbeiter eine 
Gefangenengruppe - Wohng ruppe -). die in dem - unter­
dessen abgerissenen - "neuen" Zellenbau in Rockenberg 
ausprobiert wurden .. den Erfahrungshintergrund für die 
Vorsctlritten über den personellen Aufbau der Abteilung im 
Alternativ-En twu rf eines Strafvollzugsgesetzes bildet. 
Später Sind diese Anfange vor allem - aber nicht nur - in 
den Jugendstrafanstalten weiterentwIckelt und verfeinert. 
in Rockenberg und Wiesbaden auch bei den Neubauvor­
haben beachtet worden. Der Rockenberger Anstaltsleiter. 
Jollannes Fleck, hat sie in se iner Marburger Dissertation 
wissenschaft lich vert ieft Sie sind im Entwurf eines 
Jugendstralvollzugsgesetzes ' wie in der Praxis des 
Jugendstralvo ll zugs aufgenommen und we rden zuneh­
mend auch im allgemeinen Strafvollzug erprobt. 

V. 

Eille Besonderh eit der Ausbildu ng der hessischen 
Geri chtsreferendare ist hier noch zu erwa hnen . Wie Dah/­

ke in einem lesenswerten Beitrag in einer Festsch rift zum 
40jäh rigen Dlens ljubiläum von Prof. Krebs doku mentie rt 
hat . war Hessen das einzige Bundesland . das ein e ein ­
monatige eigene Ausbildungsstati on für alle Gerich tsrefe­
rendare im Strafvoll zug vorgesehen hat. Jeder lunge Jurist 
musste einen Erfall rungsberic llt über diesen Ausbildungs­
absch nitt vorlegen, der in der Regel erkennen ließ, dass 
die Begegnung mit dem Strafvollzug nachhaltige Eindrücke 
vermittelt hat. Der spätere Hochschullehrer B. betont "noch 
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ei nmal am Schluss sein es Berichtes. wie wich ti g ihm die 
Ausb ildung Jedes Referendars im Strafvol lzug erscheint" 
(1952 , Ausb ildung in Butzbach ) Der spätere Millisteria ldi­
rigent im hessischen Innenministeri um L. meint. die Ausbi l­
dung im Strafvo ll zug erfülle einen wesent lichen Zweck: 
"sie zeigt die augenfäl lige Diskrepanz zwischen mate riel­
lem Strafrecht und Strafvo ll streckungspraxis, zwischen der 
sü llnebetonten apodiktischen StrafzumessungspraxIs der 
Gerichte und de r viel fä lti gen Problematik des Vollzugs ­
zwecks. die mit dem Strafellekt eine soz ial sinnvoll e Funk­
tion verbi nden will' (1959. Kasse l-Wehlhe id en). Ähnlich 
sah dies die spätere Präsidentin des Landgerichts H. "Was 
mir bisher im Strafrecht einfach und einleuchtend erschien" . 
schre ibt sie. "hal te ich heute für zweife illa ft. Krass formu ­
liert könnte man sagen: Der Ricllter ve rur teilt. oll ne den 
Menschen zu kennen, der Vo llzug beurteilt den Menschen. 
ohne die Tat zu we rte n· (1958, Frankfurt-Preungesheim). 
Der späte re Lei ter der Voll zugsabteilu ng Im Hesslschen 
Justizministerium Dahlke (1955 , Rockenberg ), der dama ls 
beabSichtigte , die Richterlaufbahn einzuschlagen. bericll­
tet von de r fü r ihn besond ers beeleutsa men Erkenntnis, 
dass die in Rockenberg versammelte , nach Vorleben und 
kri minelle r En twick lung negativste Aus lese ,doch noch 
brauchba rer Leistungen fäh ig erscheill t. wenn man sie In 
der rechte n Weise anfaß t'· In se inem eingangs erwäh nten 
Aufsa tz sieht Dahlke den Wert el leser Ausbildung wen iger 
in der Wissensvermitt lu ng. Der Referendar werde zum 
Nachdenken über Wesen und Sinn de r Strafe angeregt. 
Die Stellu ngnahme zu de r Reaktion au f fehlerhaft es Ver­
ha lten hänge auch von der Auffassung über die Aufgaben 
des Staates , seine Berechtigung . Eing riffe in die EinzeI­
sphäre vorzu nehmen und über das Zweckhafte im staatli­
chen Handeln ab . So könne gerade der Ausbildungsab­
schnitt Strafvollzug dazu beitragen. den Referendar im 
Sinne der Just izausbildu ngsord nung zu einer se lbständi­
gen und entSChlussberei ten Persönl ichke it und zu der Be­
fähigung , das Rechtsleben als Ganzes zu sehen. hera nbil­
den . Die hessische Son derrolle im Strafvollzug tlat auch 
elamit zu tun , dass übe r ei nen langen Ze it raum alle im 
Lande tät igen Ju risten (nicht nur in eie r Justiz. son dern 
auch in Wirtschaft und Verwal tung) . .Vo ll zugserfahrung" 
hatten unel vie le von diesem Erleben stark lierClhrt waren 
Die Im Rahmen eie r Verkürzung eie r Referenelarausbild ung 
erfolgte Abschaffung dieser Ausbildungsstat ion Il at ihre 
Bedeutung fü r den einzelnen Juristen und die Rechtsku ltur 
Im Lande verkannt. Bei einer Reform der Juris tenausbIl ­
du ng kön nte man - in Grenzen . etwa durch ElIl rlclltu ng 
eines .,Wah lfaches" - gegensteuern 

VI. 

Die za hlre ichen weite ren Anregunge n. elie vom hoss l­
schen Strafvollzug ausgegangen sind, seien. ohne dass 
Vo ll ständigkei t verslcll ert werden kann . nur noc ll knapp 
angesprochen 

1. Im Bereich de r Dienstaufs ich t zoigt slcll als Besonder­
heit. daß al le Leiter der Vollzugsabte il ung seit 1945 prak­
tiSChe Erfah ru ngen im Vollzug in Ansta lten gewonnen 
haben . Und zwar nicht nur im Wege eines .. Hine in­
schnupperns". sondern indem sie als Anstalts leiter oder 
ständige Vertreter des Ansta lts leiters Verantwortung vor 
Ort übernommen haben. Professor Krebs hat in un ter­
schiedlichen Positionen in Vollzugsanstalten ThLlringens, 
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insbesondere als Direktor des Zuchthauses Untermaß­
fe ld gearbeitet ·, und stets aus seinem dort erworbenen 
Erfahru ngsschatz geschöpft. Unter se inem Nachfolger, 
Götz Chudoba , habe ich in der Strafanstalt In Kassel 
begonnen und erinnere mich gerne der einfühlenden 
Begleitung, die ich durch ihn erfahren habe. Auch als 
Abtei lungsleiter spürte man bei ihm den Praktiker, das 
wache Interesse am einzelnen Gefangenen und das Ver­
standnis fLj r die vo llzug lichen Probleme der Mitarbeiter ' 
und se lbst wenn man dessen Nachfolger Hans Dahlke 
mit seiner klaren und geschli ffenen, aber verbindlichen 
und Scharfen vermeidenden Sprache für einen typischen 
Ministerialbeamten (im besten Sinne des Wortes) ha lten 
könnte, so verbrachte er die ersten 8 Jahre seiner Voll­
zugstatigkeit doch als Assessor in den Ansta lten Butz­
bach und Kassel, wa r stellvertretender Leiter der JVA 
Butzbach, Leiter der JVA Dieburg und Leh rgangsleiter 
am Heinrich-Ba lthasar-Wagnitz-Seminar. Die jetzige Lei­
terin der Abte ilung , Frau Dr. Claus, steht fe st in dieser 
Tradition . Soweit ich das se he, gab und gibt es das in 
keinem anderen alten Bundesland. Ob die "neuen" La n­
der. Sachsen, Brandenburg und Mecklenburg -Vorpom­
mem, in denen ehemalige westdeutsche Anstaltsleiter zu 
Leitern der Voll zugsabte ilungen berufen worden sind , 
damit bewußt an hess ische - oder alte preußische (Kroh­
nei ) - Traditionen anknüpfen woll ten , ist unsiche r. 

2. Die ersten Anstaltsneubauten nach dem Kriege . die auch 
die Vol lzugsarch itekten in Deutschland revo lution ierten. 
waren das Gustav-Radbruch -H aus in Frankfurt für 340 
männliche Gefangene im Jahr 1959 ' und die Jugend­
strafanstalt in Wiesbaden mit 270 Platzen fü r männ liche 
lunge Gefangene im Jahre 1963 Für die Entwicklung 
des offenen Vollzugs war die in Frankfurt gele istete Arbeit 
wegweisend. Auch die Strafanstalt Darmstadt, das Fritz­
Bauer-Haus. (1969) die Strafanstalt Fulda (1953) und die 
Zweiganstalten Gelnhausen (1967) und Fnedberg waren 
vor 1970 fertig gestel lt und bezogen 

3. Die Einrichtung und der Ausbau der Mutter-Klnd-Abtei lung 
in der Frauenstrafanstalt in Frankfurt, das Freigänger­
haus Groß-Gerau (1954) zur Erprobung des mit dem 
Jugendgerichtsgesetz von 1953 eingeführten Vollzugs in 
wletgehend ..freien Formen" . die - so viel ich sehe - ein­
zige se lbstandige Untersuchungshaltanstalt fü r Junge 
Gefangene In Frankfurt-Höchst " , de r interessante Ver­
such. mit dem Sondervollzug fü r Sicherungsverwahrte im 
Kornhaus In ZIegenhain wirklich ei nmal ernst zu machen 
(und damit dem KOhlrausch'schen Verdikt des Etiketten ­
scliwindeis entgegenzuhalten) . . die Verwirk li chung des 
Untersuchungshaftvol lzuges an JLlIlgen Jugendlichen in 
einer Jugendarrestanstalt gem. § 93 Abs. 1 dritte Alterna­
tive JGG Sind weitere Beispie le für hessische Initiativen, 
gesetzgebensche Postu late , die zu m großen Teil bis 
heute nicllt beaclltet werden , zu verw irklichen und für das 
Ausloten von Reformmöglichkeiten. Sie ließen sich fast 
beliebig du rch weite re Belege erganzen, auch durch die 
vielfältige EinbezIehung und Zusammenarbeit von und mit 
frei en Vere in igungen, Verbänden und Instituten ... . Gemes­
sen an dieser Fü lle von Reformen und Aktivitäten erschei­
nen die 20 Jahre seit Geltung des Strafvoll zugsgesetzes 
eher ärmlich . Ich habe den Eindruck, vielerorts wäre heute 
etwas von der Aufbruchsstimmung im hessischen Vollzug 
der frühen Nachkriegszeit vonnöten. 

4. Erwähnenswert sind auch die frühen Versuche. mit 
besonders schwierigen Gefangenen , unter anderem - und 
das ist nun ja wieder hOCh aktuell - mit Sexualstraftätern. 
therapeutisch zu arbeiten. Hierfür wurde in der JVA Kas­
se l-Wehlheiden eine unter der Leitung eines psychoana­
lytisch orientie rten Psych iaters stehende Abteilung einge­
richtet ' BIS in den soz ialtherapeutischen Anstalten 
ausreichend Platze für Sexualstraftäter zur Verfügung ste­
hen, muß man sich Ja heute überl egen. ob für sie eine 
anderweitige Behandlung In Betracht kommt , ja, ob eine 
solche sogar eher als die (wenn sie dann mal möglich sein 
sollte) Verlegung in die sozia ltherapeutische Ansta lt 
"angezeigt ist" ". Die Arbeit des damaligen Psychiaters in 
Kassel zeigte einerseits die Schwierigkei ten therapeuti­
schen Vorgehens in einer zur normalen Anstalt mit ihren 
behandlungsfeindlichen Einflüssen hin offenen Abteilung . 
machte aber auch deutlich , dass selbst unter diesen 
Bedingungen ei ne erfolgreiche Behandlung möglich ist " 
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Oie Entwicklung der personellen 
Ausstattung der Justizvollzugs­
anstalten in Abhängigkeit von kri­
minalpolitischen Strömungen 
Betttna Hohage. Michael Walter. Frank Neubacher 

I. Einleitung 
Gegenwärt ig ist der Strafvol lzug viele rorts von Überbe­

legung gekennzeiclmet. Für einen Vol lzug , der auf das Zi el 
de r Resoziali sierung und Behandlung ve rpfl ich tet ist (§ 2 
S. 1 StVollzG) , schafft das massive zusätzli che Schwierig ­
keiten und Be lastungen. De r vorliegende Beitrag widmet 
sich der Entwicklung der Personalsituation im Justi zvoll zug 
unter besonderer Berücksichtigung der neunziger Jahre. 
Vo r dem Hintergrund der neueren kriminalpoliti schen Strö­
mungen werden hl erfLlr insbesondere Daten der Jahre 
1993 , 1995 und 1998 ausgewertet , die den Haushaltsplä­
nen der Bundes länder entnommen sind.' Sie geben Auf­
schluss über die absolute An zahl der fü r das Vo llzugsper­
sonal ausgewiesenen Ste llen (ohn e AnwärtersteIlen ). die 
Jahresdurchschnlttsbelegungen de r Haftan sta lten sowie 
über den Personalschlüsse l (Bedienstete auf jewei ls 100 
Gefangene). Darüber hinaus ermöglichen sie eine nach 
Berufsg ruppen differenzierte Betrachtung. 

Dennoch stößt ein solcher Verg leich auf Grenzen. Auf­
grund der Datenbasis ist eine Unterscheidung nach Größe 
und Struktur der Anstalten sowie nach der Art der zu ver­
büßenden Freihe itsstrafen nicht mögl ich. Zu berücksichti­
gen ist auch, dass ein Te il der ausgewiesenen Stellen häu­
fig eine Zeitlang unbesetzt bleibt · und die Daten daher 
eher ein zu günstiges Bild der Personals ituation vermitteln. 
Für die Bewertung der EntwiCklung In den neuen Bundes­
ländern ergeben sich Einschränkungen daraus, dass für 
Mecklenburg-Vorpommern für das Jahr 1993 keine Daten 
vorlagen. Die Angaben zur Jahresdurchschn itt sbel egung 
basieren im übrigen grundsätzlich auf Vorjahreszahlen. 

Wegen der unterschied lichen Ausga ng slagen in den 
alten und neuen Bundesländern ist eine getrennte 
Betrachtung erforderlich. die hier mit der Entwicklung der 
alten Bundesländer begonnen wird. 

11. Oie Personalsituation in den alten Bundes­
ländern 

1. Oie Entwicklung seit den 70er Jahren 

Kennze ichnend für die EntWICk lung der Stellensituation 
im Justizvo ll zug der 70er Jallre Ist, als Kon sequenz der 
damaligen Kriminalpoli tk. ein steti ger Aufwä rtstrend. Ende 
der 60e r bzw. zu Beginn der 70er Jahre verstärkten sich 
Forderu ngen nach grundlegenden Reformen des Justiz­
vol lzugssystems im Sinne einer Förderung des Resoziali­
sierungszieles. we lches nunmehr den Strafvo llzug, insbe­
sonde re den Vo llzug von Fre iheitsstra fen , bestimmen 
sol lte. Abge löst werden sollte die vorherige Vollzugspraxis, 
die letztl ich diffus auf die Verwirklichun g sämt licher Straf­
zwecke verpfl ichtet war und - ausgehend von der Lehre 

vom besonderen Gewal tve rhäl tn is - zu allen Rechtsbe­
sChränkungen legi timiert schien, die sich aus den al lge­
mein anerkannten Strafzwecken und Aufgaben des Vol lzu­
ges , wi e Schuldausgle ich , SChutz der Allgem ei nh eit und 
Resozialisierung des Straftäters, ergaben .' Es wurde eine 
Veränderung des bis dahin faktisch in erster Linie auf 
sich ere Verwahrung ge richteten Vollzuges geford ert. Die 
(Wieder)-Eingliede rung des Straftäters in die Gesellschaft 
sollte durch einen Behandlungsvol lzug mit einer individuel­
len Betreuung de r Inhaftiert en gewährleistet werden. ' 
Umgesetzt wurden diese Ideen durch eine gesetzl iche 
Strafvollzugsreform. Im Jah re 1977 trat das neue Strafvo ll­
zugsgesetz in Kraft, das nunmehr in § 2 S 1 als Vollzugs­
zie l die Resozial isierung des Täters norm iert und kon kreti­
siere nd In § 3 die re soz Ial isIe rungsbezogenen Gestal­
tungsgrundsätze vo rgibt. 

Im Zuge dieser Reform wurde das Vo llzugspersonal 
erheblich ausgebaut und so die Relat ion ZWischen Perso­
nal und Inhaft ierten deutlich verbesse rt. Zwischen 1970 
und 1979 wuchs die Zahl der Mitarbeiter des Justizvo ll­
zugs bundesweit von 16.375 auf 23.986 Bedienstete an. 
Dies bedeutete eine Steigerungsrate von 46,5%. Dass der 
Personalausbau im Strafvollzug sehr intens iv vorangetrie ­
ben wurde, ergibt sich aus ei nem Vergleich mit der 
Zuwachsrate des gesamten Personals der Länder. die nur 
ca. 31 % betrug ." Diesen Bemühungen stand allerding s 
sei t 1972 ein stet iger Anst ieg der Be legungszahlen der 
Justizvollzugsanstalten gegenüber. 

Tabel le 1. Belegung mit Straf- und Untersuchungshaft­
gefangenen In den alten Bundesländern 1970 bis 1995' 

Dennoch erreichte man durch den seh r umfänglichen 
Stellenausbau , dass sich die Relation zwischen Personal 
und Inhaftierten erheblich verbesserte. Während 1970 
noch 35 .09 Bedienstete auf 100 Gefangene entfielen. 
kamen 1979 auf 100 Inhafti erte schon 43.83 Bedienstete. 
Entsprech end den Anforderungen des Resozial isierungs­
zieles erfol gte der verhältnismäßig größte Zuwachs illl 
spezifischen Behandlungsbereich; es gab hie r eine mehr 
als doppelt so hohe Zunahille - verglichen mit dem gesaill­
ten Personal im Vo ll zug. We nng leich sich nichts daran 
ände l·te. dass der allgemeine Vollzugsdienst zahlenmäßig 
dOlll inierte. nahlll se in Anteil an de r Gesailltzahl der Mitar­
bei ter zugunsten des Behand lungspersonal s ab ". Wäh­
rend 1970 noch 75 ,5% der Bediensteten ZUIll allgemeinen 
Vollzugsdienst und 4,8~{) zu der Gruppe der Ärzte , Leh rer, 
Psychologen. Sozialarbeiter und Theologen gehörten , 
stel lte letztere 1980 7% des Personals. der allgemein e 
Vo llzugsdienst ,.nur" noch 71. 9% " . 

Diese umfangreichen Personalerweiterungen vollzogen 
sich vom Grundsatz her in sämtlichen Bundesländern , 
wen ngle ich sie in den ei nze ln en Ländern unterschiedliCh 
stark ausfielen ; so ist etwa in Baye rn mit einei' Zuwachsra­
te von 30%, In Sch leswig-Holstei n mit ei ner Zuwach srate 
von 26% und In Rheinland-Pfalz mit ei ner Zuwach srate 
von 31 % die Stellenzahl in verg leichsweise geringerem 
Maße angehoben worden. In anderen Ländern . wie Nie­
dersachse n mit 53% und Baden -Wü rtteillbe rg mit 51 %, 
war ein stärkerer Anstieg zu verzeichnen. wobe i berück­
sichtigt werden muss, dass diese zu Beginn der 70er Jah­
re auch die ungünstigste Personal-Inhaftierten-Relat ion 



aufwiesen und daher größeren Nachholbedarf hatten. 
Möglicherweise steht dieser unterschiedlich stark ausge­
prägte Au sbau des Behandlungspersonals aber auch mit 
der Einrichtung sozialtherapeutischer Anstalten in einigen 
Ländern in Verbindung. Im Verlauf der 70er Jahre kristalli­
sierte sich schließlich ein Nord-Süd-Gefälle heraus . die 
Personal-Inhaftierten-Relation fi el in den norddeutschen 
Bundesländern (11.67) deutl ich günst iger aus als in den 
süddeutschen (12.5). Diese Divergenzen lassen durchaus 
Rückschlüsse auf eine unterschiedliche Einstel lung zu 
Behandlung und Resoz ia lisierung zu: allerdings ist hier 
auch der in den südlichen Bundesländern besonders star­
ke Anst ieg der Inhaftiertenzahlen seit 1974 zu berücksich­
tigen . ". Dieser trug entScheidend dazu bel. dass in einigen 
Bundesländern die Situation faktisch die gleiche blieb wie 
1970 (Bayern . Rheinland-Pfalz) oder sich sogar ver­
schlechterte (Hessen). ' 

Insgesamt betrachtet Ist aber trotz der länderspezifi­
schen Unterschiede ein sich au f das gesamte Bundesge­
biet erstreckender. mit den vorherrschenden Reformvor­
stellungen und kriminalpolitischen Strömungen korres­
pond ierender Aufwärtstrend charakterist isch für die Ent­
wick lung der Personalsituation in den 70er Jahren. Ende 
der 70er Jahre begann die "Resozialisierungseuphorie" all­
mählich nachzulassen. ' In den 80er Jahren stagn ie rte die 
Entwicklung weitgehend. , . . 

2. Die Entwicklung in den 90er Jahren 

2. 1 Allgemeiner Überblick und Einordnung in den krimi­
nalpolitischen Kontext 

Die Stellensiluation der 90er Jahre Ist gekennzeichnet 
durch einen kontinuierlichen Abwärtstrend. Angesichts 
eines fortgesetzten . nicht unerheblichen Zuwachses der 
Inhaftiertenzah len verringerten sich die in den alten Län­
dern auf 100 Gefangene entfa llenden Personalsteilen kon­
tinuierlich. da nicht genug zusätzliche Stellen ausgewiesen 
wurden . um insoweit einen Ausgleich zu schaffen. Diese 
lineare Abwärtsbewegung erstreckte sich. außer in Hessen 
und Niedersachsen (wo erst im Jahr 1998. nach einer vor­
herigen leichten Verbesserung. die Stellenzahlen unter die 
von 1993 fielen) auf all e Bundesländer. Wenngl eich aus 
dieser Entwicklung nicht auf eine prinZipielle Abkehr von 
dem Konzept des Behandlungsvollzuges gesch lossen 
werden kann (z umal sich der Ante il des Behand lungsper­
sonals an der Gesamtzahl der Bediensteten seit Ende der 
70er Jahre nicht etwa zugunsten des allgemeinen Voll ­
zugsdienstes verschoben hat). lässt sie doch die Deutung 
zu. dass der Leiiidee der Resozialisierung nun nicht mehr 
die gleiche herausragende Bedeutung zugemessen wird 
wie noch in den 70er Jahren. sondern dass vermehrt ande­
re Prioritäten - nach denen sich naturgemäß auch die Inve­
stitionen richten - gesetzt werden. Ein Behandlungsvollzug 
erfordert se iner Konzeption nach eine ausre ichende Per­
sonalanzah l in jeder ' " Berufsgruppe. Dennoch wurden 
koine ausreichenden Bemühungen unternommen. um 
dem Ab wä rtstrend Einhalt zu gebieten. Das in diesem 
Zusammenhang oft vorgebrachte Argument "leerer Kas­
sen" vermag als Erklärung kaum zu uberzeugen . da die 
Mitteiverte ilung nicht strikt am Steueraufkommen ausge­
richtet ist und sich nach der Gewichtung der zu bewälti­
genden Au fg aben richte t. Werden in einem Bereich genü-
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gende Geldmittel nicht mehr bere itgestellt. lässt dies rege l­
mäßig den Schluss auf eine geänderte WichtigkeitseIn­
schätzung zu. 

Diese Entwicklung ist vor dem Hintergrund neuerer Strö­
mungen in der Kriminalpolitik zu sehen . und nur aus ihnen 
heraus wird sie verständ lich . Hinzuweisen ist zunächst auf 
die Situation in den USA. da sich im allgemeinen US-ameri­
kanische Strömungen mit zeitlicher Verzögerung und in 
abgeschwächter Form auch in der deutschen KrIminalpoli tik 
abzeichnen. Dort kennzeichnen eine Verschärfung der 
Sanktionspraxis. der Versuch der Verhinderung von Strafta­
ten durch AbschreCkung sowie die Hinwendung zu einem 
stärkeren Sicherheitsdenken mit wachsender Skepsis 
gegenüber dem Konzept des Behandlungsvollzugs den vor­
herrschenden Trend " Die "three strikes and you're out"­
Regelung etwa bezweckt. dass gegen Wiederholungstäter 
bestimmter Del ikte hart durchgegriffen wird und diese sehr 
hohe Mindestfreiheltsstrafen verbüßen müssen. WOdurch 
das Ermessen des Anklägers und des RiChters beSChn itten 
wird. Aspekte wie die Reue des Täters oder Rehabllitie­
rungsüberlegungen fließen in die Entscheidung über das 
Maß der Strafe nicht mehr ein. ' Dabei variieren die Geset­
ze von Staat zu Staat. Während sie teilweise sehr welt 
gehen und keine großen Unterschiede im Hinblick auf das 
begangene Delikt machen (Kalifornien Colorado , Lou IsIa­
na). begrenzen andere Staaten (z. B New Mexico. North 
Carolina. Washington) die Anwendbarkeit der Jhree-strikes­
laws" so . dass speziell Wiederholungstäter von Gewaltver­
brechen erfasst werden. 

Die Devise lautet derzeit Präven tion statt Repression. 
Beim Versuch. die Verbrechensrate durch umfangreiche 
Präventionsmaßnahmen auf kommunaler Ebene einzu­
dämmen. sind im wesentlichen drei Ansätze erkennbar. die 
sich teilweise überschneiden. Im Rahmen der Gemeinwe­
senarbeit sollen Nachbarschaftskräfte. beispielsweise 
durch die Gründung von Nachbarsclla ftsorgan lsationen, 
aktiviert werden. um die negativen Effekte eines raschen 
gesellschaftlichen Wandels abzufangen. von dem man 
ann immt . dass er die Fähigkeit des Gemeinwesens zur 
Sozialisation und gesel lschaftlichen Kontrol le schwächt. 
Der Ansatz. das Gemeinwesen stärker zu schützen. l)ein­
haltet Maßnahmen zur Reduktion der Störung der öffen tli ­
chen Ordnung sowie eine Verstärkung von Polizei -Fuß­
streifen und die Einsetzung von Bürgerwehren. Das Modell 
der ,,Entwicklung des Gemeinwesens" sch lleßlicl1 sieht zur 
Eindämmung des städtischen VerfallS den Wiederaufbau 
gesellschaftli cher. wlrtsc llaftl icher und bau licher Stl'ukturen 
vor. '" In diesen Kontext reiht sich das New Yorker .,Zero 
To lerance"-Modell ein. ein Abschreckungsprogramm mit 
der Intention , schwerwiegendere Straftaten durcll hartes 
polizeiliches Durchgrei fen schon bei Bagatel ldelikten zu 
verilindern. Hierbei wird bereits die kleinste Storung der 
öffentlichen Ordnung mit empfindllcll en Strafen geahndet. 
Als Beispiel sei die mehrtägige Inhaftierung von Ordnungs­
störern erwähnt. die in öffentlichen Verkehrsmitteln betteln 
oder in der Öffentlichkeit Urinieren . 

Im Zusammenhang mit der Ausgestaltung des Strafvoll­
zugs sind in erster Linie die Schlagworte "incapacitati on" 
und "nothing works" zu nennen. Das neuere "Incapacltatl­
on"Modell ist zu einem in den USA verbreiteten Sanktions­
muster geworden. Das Hauptaugenmerk liegt dabei nicht 
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auf der individuell en Behandlung des Täters mit dem Ziel 
der Änderung sei nes Verhaltens oder se iner Einstel lungen. 
Vielmehr wird da rauf gesetzt. dass der Fre iheitsentzug , 
auch wenn er keine andere Wirkung erziele . die Straftäter 
zumindest eine Zeitlang zurückhalten und damit die Wie ­
deraufnahme krimineller Aktivität in der Gesellschaft verzö­
gern kön ne. Durch die Erstreckung dieser Strategie auf 
eine ausreich ende zeitliche Länge und auf ausreichend 
vie le Straftäter se i eine spürbare Verbesse rung der Verbre­
chensbekä mpfung möglich. Bei der Strategie der "se lec­
tive incapacitat ion" wird die Länge der zu verbüßenden 
Strafe demnach nicht von der Art der verübten Tat oder 
einer Bewertung des Charakters des Täters . sondern allein 
von "Ris iko-Pro fil en" abhängig gemacht. In diesem 
Zusammenhang verweist man oft auf die zum Schlagwort 
ve rkommene "nothing warks"-Formel, die die großen Hoff­
nungen der beg innenden 70er Jahre auf einen effektiven 
Behand lungsvollzug mit der These dämpfte, die Erfolge 
von Resozialisierungsmaßnahmen blieben wei t hinter den 
Erwa rtu ngen zurück oder blieben sogar ganz aus " " 

Das Konzept der "I ncapacitation " wi rd von einigen als 
Teil einer Gesamtentwicklung , als Paradigmawechsel, kriti­
siert. bei dem nicht mehr das Individuum im Vordergrund 
stehe. sondern nach Gefährlichkeitsgraden zusammenge­
se tzte Tätergru ppen, damit Kontrol lstrategien möglichst 
wirtschaft lich umgesetzt werden könnten. Dies zeige sich 
unter anderem an der Schaffung möglichst kostengünstiger 
Kontroll- und Sanktionsfarmen. wie be ispielsweise der "no­
service custod ial center" und des elektronisch überwachten 
Hausarrestes . Intendiert sei letzten Endes die Verwahrung 
gefahrlicher Straftäter, nicht um Verbrechen zu verhindern, 
sondern um sie durch "Systemkoordination" erträgl ich zu 
machen. Die Haftanstalten nähmen in diesem Zusammen­
hang mehr und mehr eine reine Management-Funktion 
ein. Privat isierungserscheinu ngen im Bereich des 
Gefängn iswesens lasse n sicll ebenfalls in diesen Zusam­
menhang einordne n. Im amerikan ischen Strafvollzugssy­
stem eXist ieren bereits verschiedene stationäre Einrichtun­
gen . die von privaten Firmen betrieben werden : die 
Tendenz ist steigend. Diese Entwick lung ermöglicht letzt­
endlich die Eröffnun g ei nes neuen profitablen Marktes und 
damit den Einzug von ökonomischen Leitgedanken , wie der 
Sicheru ng von Marktan teilen und der Gewi nnmaxi mie­
rung. Als Gründe oder zur Rechtfertigung werden die 
Überfüllung de r Gefängn isse sowie das Versagen des Voll­
zuges und seines Besserungsideals angefüllrt. '" 

Die da rgestellten US-amerikani schen EntwIcklungen 
beeinf lussen auch die deutsche krimi nalpolitische Diskus­
sion. Für den Stra fvollzug ist der Ruf nach einem "härte ren 
und sichereren" Vo llzug schon lautgeworden . Vermehrt 
wi rd in der Kriminalpo liti k ein Sicherheitsdenken spürbar, 
welches Sicherheitsaspe kte n den Vorrang einräumt vor 
der Resoziali sierung. mit den negati ven Konsequenzen für 
ei ne Offnung des Vo ll zugs nach außen. So gab zum Bei­
sp iel in NRW Justizm in ister Krumslek 1993 in den "Anmer­
kungen zum Vo ll zugskonzept 2000" einen Maßnahmenka­
talog bekannt , der Einschränkungen des Behand lungs­
standards zugunsten einer stärkeren BerückSichtigung von 
SIcherheitsaspekten vorsa h ' Diese EntwiCklu ng ist nicht 
zuletzt vor dem Hintergrund ei ner wachsenden Krimina­
litätsful'cht der Bürge r zu sehen. Letztere Wird durch ver­
schiedene Faktoren begünst igt. Erwähnt seien be isp iels-

weise die anheizende BeriChte rstattung in den pri vaten 
Med ien , die latent vorhandene Ängste aufgrei ft und ver­
stärkt. sowie die tiefg reifenden sozialen Veränderungen 
(z. B. Arbeitsmarkts ituation) die ein UnsIcherheitsgefühl 
erzeugen und som it einen fruchtbaren Boden für vagabun ­
die rende Ängste bereiten. " 

Inlolge dieser Entwicklung werden die Versuche, Straf­
täter wiedereinzugliedern , zunehmend mit Skepsi s l')e ­
trachtet. ' Eine Ende de r 80e r Jahre von Schwind fLlr die 
Stadt Boch um durchgeführte Umfrage zur Haltung der 
Bevölkerung gegenüber den vorrangigen Zieten des Straf­
vollzugs ergab eine sign ifika nte Entwicklu ng. Danach ging 
zwischen 1975 und 1987 die Akzeptanz der Sankt ions­
zwecke .,Besse rn " und "Eingliede rn" von 61 % auf 47°0 zu­
rück . Di eser spürba re Akzeptanzverlust des ResozialI sie­
rungsgedankens dürfte in den 90er Jahren noch 
angewachsen sein. Auch sind hierzu lande Tendenzen 
erkennbar, besti mmte Gruppen Inhaftierter von der Reso­
zialis ierung auszuschließen . Vorgeschlagen wird dies be i­
spie lswe ise für aus ländische Gefangene. "die der deut­
schen Sp rache nicht mächtig sind. eine Freiheitsstrafe von 
nicht mehr als 5 Jahren verbüßen, in Deutschland keinen 
Ehegatten habe n und mit Abschiebung in ihre Heimat 
rech nen müssen". de ren künftige Lebensbed ingungen 
also ungeklä rt sind . Ve rschärft wird die Krise des Reso­
zialis ierungsgedan kens durch die wachsende Suchtpro­
blematik . den hohen Ausländ era ntei l und die Überbele­
gung der Haftanstalten . Auch ökonomische Gesichts­
punkte spie len in der kriminalpoli tischen Diskussion eine 
immer größere Rolle: es wird zunehmend in allen Bere i­
chen nach mess- und berechenba ren Effek ten und deren 
Kosten gefragt. Ve rmehrt setzen sich se it ein ige r Zeit Pri­
vatisierungsansätze im Bere ich des Sanktione nsystems 
durch. Private Sanktionsanbi eter, wie beispielsweise sta­
ti onäre Drogentherapie -Ei nrichtungen , die sei t 1982 süch ­
tige Straftäter strafsubsti tulerend- oder kompe nsierend 
behandeln dürfen. treten neben die staa tlichen Sanktions­
einrichtu ngen . . Wä hrend die frÜhe ren privaten Initiativen 
auf einer gemeinnütZigen Ebene angesiedelt waren, wer­
den mit der Pri vatis ierung des Vollzuges verstärkt Unter­
nehmen ei nbezoge n, di e gewinnorientiert arbe iten. Als 
Vorbo ten zu nen nen sind be ispielhaft die ErprOb ung des 
Hausarrestes mittels elektronischer Überwachung und die 
kooperative Bewachung und Ve rsorgung von Abschie ­
bungshäftlingen durch den allgemeinen Vo llzugsdienst 
und Angestellte einer privaten Sicherhei lsfi rma. , ', Pa ra lle l 
dazu werden außeldem (ähnlich wie in den USA) Anstren ­
gungen einer Ve rbrec hensverhülung auf prävent iver 
Ebene unternommen. Intend iert ist ei ne Verb rechens­
bekämpfung schon im Vorfeld durch die Benen nung von 
Risi- kogruppen und Ihrer anschließenden "präventiven 
Begleitung ... · Di e Knminal itätsbekämpfung so ll mögl ichst 
übera ll und durch alle erfolgen. Bezweckt ist die Vermei ­
dung strafrechtlicher Verstoße ohne das Zuwa rt en au f 
einen Eingriffsg rund - so wird bere its die Befürchtung kün f­
tiger De likte als ausreichender Präventionsg rund formu­
liert. ' Auch diese Ausuferung kann als Reaktion auf die 
wachsende Kriminalitätsfurcht verstanden werden.' 

Erst wenn man sich die Summe dieser zuvor ski zzierten 
Trends vor Augen führt , lässt sich die Bedeutung der Ent­
wicklung der Pe rsonalsituation im Vo llzug Ilinreichend 
erfassen. Der Vollzug hat zwar wieder eine steigende kri-



minalpolitische Re levanz , jedoch als Stätte der sicheren 
Verwahrung - und in der Variante der personellen Ausdün­
nung, Technisierung und Service-Privati sierung. 

2.2 Persona/situation im Justizvollzug 

Ein erster Überbl ick über die Personalsi tuation in den 
alten Bundeslände rn erg ibt das fol gende Bild: 

Tab. 2 Personal im Justi zvo llzug insgesamt (a lte Bun­
desländer) 

Wie schon die Re lationsziffer (Bedienstete: 100 Gefan­
gene) andeutet, sind die Gefangenenzahlen in der fragl i­
chen Zelt angewachsen. und zwar praktisch in jedem der 
alten Bundeslände r. 

Tab. 3 Jahresdurchschnittsbelegungen der Just izvoll­
zugsanstalten (alte Bundesländer) 

Die Stellenzahlen wu rden in den untersuchten Jahren 
jeweils leicht angehoben. Von 1993 bis 1998 stieg der Per­
sonalbestand von 29 .726 auf 30.232 Beschäfti gte an . Der 
Schluss. die Personalsituation habe sich deshalb auch nicht 
verschlechtert, wäre indes trügerisch , wie an hand der re lati­
ven Zahlen rasch erhel lt. Die jeweils auf 100 Gefangene ent­
fallenden Personalste Ilen haben sich in den untersuchten 
Jahren wegen eines stetigen Anstiegs der Belegungszahlen 
der Vollzugsanstalten in den 90er Jahren deutlich von 54.73 
im Jahr 1993 auf 47,68 Im Jahr 1998 (um 12,88%) verringert. 
Da die Zuwachsraten bei den Belegungszahlen der Haftan­
stalten geringer wurden (von 1992 auf 1994 stieg die Jahres­
durchschnittsbe legung noch um 10,9% an, von 1994 auf 
1997 aber nur noch um 5.3%), fiel die re lative Verschlechte­
rung von 1995 auf 1998 mit einem Rückgang um 4,53% nicht 
mehr ganz so hoch aus wie noch 1995 , als sie gegenüber 
dem Jahre 1993 8,75°0 betrug. Ob sich diese Entwick lung 
fortsetzt , bleibt abzuwarten. Ein Absin ken der Belegungszah­
len oder auch nur eine Stagnation ist jedenfalls in naher 
Zukunft nicht wahrscheinlich. 

Die Personalaufstockung betraf nicht gleichmäßig alle 
Personalgruppen. Im folgenden sol len alle Mitarbeiter der 
besseren Übersicht halber in drei Gruppen eingeteilt wer­
den: Höherer bis mittlerer Verwa ltungsdiensl. Behandlungs­
personal ' und AufSich tspersonal ''' . Der 11öhere bis mittlere 
Verwaltungsdienst büßte In den letzten Jahren im Gegen­
satz zum Behandlungs- und Aufsichtspersonal Stellen ein. 
In relat iven Zahlen, also bei Umrechnung auf 100 Gefange­
ne, war jedoch für alle drei Gruppen eine Abwärtsbewegung 
zu verzeichnen. Bei oberfläch lich-summarischer Betrach­
tungsweise ist seit den Reformen der 70er Jahre die Perso­
nalstruktur im Hinbl ick auf Behandlungspersonal und allge­
meinen Vollzugsdienst Im wesentlichen konstant. Im Jahre 
1998 betrug der Ante il des Behandlungspersonals mit 2.176 
Bediensteten 7.2% des gesamten Personals, der des allge­
meinen Vo ll zugsdienstes mit 24539 Ste llen 72,3%. 

Im Bereich des höheren bis mittleren Verwaltungsdien­
stes nahm die Zahl de r Bedienstetens teilen von 3.689 für 
1993 auf 3.516 Stellen für 1998 ab. In dieser Gruppe hatte 
man bis Mitte der 90er Jahre Stellen im höheren und geho­
benen Dienst abgebaut. Danach aber wurde das Personal 
bis 1998 zu Lasten des mittleren Dienstes wieder leicht 
aufgestockt. 

Tab . 4 Höherer bis mittlerer Voll zugs- und Verwa ltungs­
dienst (a lte Bundesländer) 
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Die re lativen Zahlen lassen für den gesamten Vol lzugs­
und Verwa ltungsdienst die bereits konstati erte Verschlech­
teru ng (von 6.79 auf 5.55) erkennen. 

Tab . 5 Behandlungspersonal (a lte Bundesländer) 

Das für den Resozia lis ierungsvollzug besonders 
bedeutsame Behandlungspersonal eduhr mit einer Steige­
rung von 2.114 (1993) au f 2.176 (1998) Stellen zwar einen 
le ichten Zuwachs (in erster Li nie bei der Gruppe der Psy­
cho logen , Soziologen und Diplom-Pädagogen). Die jeweils 
minimale Zuwachsrate von nur etwa 1,5% vermochte die 
Mehrbelegungen aber nicht auszugleichen, so dass nach 
re lat iven Zahlen auch in diesem Sektor eine durchgehen­
de Verschlechterung fes tzustel len ist. Diese fä llt zwar (mit 
einem Rückgang um 8,48% von 1993 auf 1995 und um 
3,65% von 1995 auf 1998) ein wenig niedriger aus , als bei 
den anderen Berufsg ruppen (höherer bis mittlerer Dienst 
1993 auf 1995: 10,16%; 1995 auf 1998: 9,84°0: AufSichts­
personal- 1993 auf 1995: 8,56%: 1995 auf 1998 3,92%). 
Gerade in diesem Bereich wiegt aber wegen der schlech­
ten Ausgangslage (schon 1993 entfie len nu r 3,89 Bediens­
tete auf 100 Gefangene) jede noch so geringe Versch lech­
terung besonde rs schwer. Außerdem sollte vom geringen 
Zuwachs bei den Psychologen, Soziologen und Pädago­
gen in den 90er Jahren (von 0,64 auf 0.66 au f 100 Gefan­
gene zwischen 1995 und 1998) nicht 011ne we iteres auf 
eine Aufwertung des Behandlungsgedankens ge-sch los­
sen werden. Die Ausstattung mit entsprechendem Perso­
nal war schon nach der Schaffung des Strafvollzugsgeset­
zes 1977 so schwach, dass die betreffenden Mitarbe iter 
kaum in nennenswe rtem Umfang sozialtherapeutisch tätig 
werden konnten, Oft genug mussten sie slcl1 au f Risiko­
prognosen und Planungsaufgaben beschränken. Gerade 
beim derzeitigen Übergang zu einem Sicherungsvol lzug 
si nd gewisse "Legitimierungsdienstleistungen" gefragt. die 
das mit vo llzuglichen Entscheidungen verbu ndene Fehler­
ris iko au I"Experten" abwä lzen. Der konstante Beda rf an 
entsprechend qualifiziertem Persona l könnte Insoweit 
auch eine gewandel te Schwerpunktsetzung Im Vo llzug 
widerspiegeln. 

Das Aufsichtspersonal wurde ebenfalls geringfügig aufge­
stockt , mit einer Zuwachsrate von 1,4% (1993-1995) bzw. 
von 1,1 % (1995-1998). Auch hier wurde der Anstieg der 
Belegungszahlen nicht kompenSlell, und die Personal- Inhaf­
tierten-Relation verschlechte rte sicll mit einem Rückgang 
von 44 ,05 Im Jahre 1993 auf 38,7 im Jahre 1998 merklich. 

Tab. 6 AufSiChtspersonal (al te Bundesländer) . 

2.3 Differenzierung nach Bundesländern 

Tab. 7: Stel len im Justizvollzug (alte Bundesländer) 

Ein Blick auf die Ste llensituat ion der einzel nen Bundes­
länder offenbal1 einige Übereinstimmungen, aber auch nicht 
unerhebliche Unterschiede Im Jahre 1998 ste llte sich die 
Personal-Inhaftierten-Relation in allen Ländern schlechter 
dar als 1993. Linear verlief diese EntwiCklung zwar fast über­
all. nicht aber in Hessen und Niedersachsen , wo eine Wel­
lenbewegung stattfand. In absoluten Zahlen ergibt sich 
ebenfalls kein einheitliches Bild. So wurde beispielsweise in 
Bremen , Rilein land-Pfalz und dem Saarland ein SteIlenab­
bau durchgeführt: in den anderen Ländern hingegen hat 
man zusätzliche Stellen geschaffen. die aber nicht zu r Kom­
pensation der gestiegenen Belegungszahlen ausreichten. 
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Im übrigen ist das Bild eben fal ls un einheitlich. So 
bestand zwischen den Bundesländern nach wie vor ein 
Personalgefälle . Wie schon in den 70er Jahren gehörte 
Bayern zu den am schlechtesten mit Pe rsonal ausgestat­
teten Bundesländern. und zwar trotz ei nes SteI lenzuwach­
ses von 4.347 Bediensteten im Jah r 1993 auf 4,488 Be­
dienstete Im Jahr 1998. Es bildete gemeinsam mit 
Baden -Württe mberg das Schluss licht. Di e auf je 100 Ge­
fangene entfalle nde Ste ll enzah l betrug 1993 43.41 bei 
ei nem Länderdurchschn itt von 54.73. im Jahr 1995 waren 
es 40.10 Ste llen (Durchschn itt 49.94) und 1998 noch 
38.76 (Durchschn itt 47.68). Das zahlenmäßige Verhältnis 
von Personal und Gefangenen fiel dagegen am günstig­
sten In Be rlin. Hambu rg und dem Saarland aus . 

Bei de r Stellensit uation der ein ze lnen Beru fsgruppen 
bestehen gleichfa ll s Diverenzen. die zugleich in die Zahlen 
der einzelnen Länder hineinre ichen. 

Tab . 8 Höherer bis mi ttl erer Voll zugs- und Verwaltungs­
dienst 1993-1 998 (alte Bundesländer) 

Im höheren bis mittleren Vollzugs- und Verwaltungsdienst 
nahmen fü nf Länder (darunter Baden-Württemberg und Nie­
dersachsen) einen Stellenabbau vor, während in den ande­
ren Ländern die Stell enzahl entweder stagn ierte (Baye rn) 
oder ange hoben wurde (zB Hessen , Berlin ). Die Relation 
Personal /lnllaftierte wurde dagegen in fast allen Bundeslän­
dern zwischen 1993 und 1998 (nach einem teilwe isen Auf­
wärtstrend von 1993 bis 1995) ungünstiger: nur In Schles­
wig- Holste in verbesserte sich das Ve rhältnis. wobei ab 1995 
eine rü cklä ufige Entwicklu ng eingesetzt hat. 

Tab. 9 Behandlungspersonal 1993-1 998 (al te Bundes­
länder) 

Gemessen an den absoluten Zahlen wurden nu r in 
Hamburg (1993 11 4: 1998 : 108) und Brem en (1993: 37: 
1998 30) Stellen aus dem Behandlu ngsbereich verringe rt: 
in den anderen Ländern stagnierten die Zahlen (zB Nord­
rh ein-Westfalen, Saarland) ode r sti ege n sogar leicht an 
(z.B. Baden-WLJrttemberg. Bayern . Niedersachsen) Auffal­
lend ist. dass . anders als im Vollzugs- und Verwaltungs­
dienst. in keinem Bundesland eine Verbesserung der Per­
so nal- Inhaftl erten-R elation stattge funden hat. Vielmehr 
ve rzeichneten alle Länder Einbußen. obwohl von 1993 auf 
1995 zum Tell noch geringe Verbesserungen festzustellen 
wa ren. Bayern (2.15) und Baden-Württemberg (3.02) wie­
se n 1998 die schlechteste Rela ti on au f. währe nd Berlin 
(5.7) und Niedersachen (4.59) vorne lagen. Von den ein ­
ze lnen Berufsg ruppen. we lche Im wei testen Sillne dem 
Tätigkeitsfeld der Behandlung zuzurechnen sind. blieb die 
Gruppe der Psychologen Soziologen und Diplom-Pädago­
gen noch am ehesten von den Ve rschlechterungen ver­
schont . was mög licherwe ise au f ih re ve rstä rkte Beschäfti ­
gung mi t ande ren als behandelnden Tätigkeiten 
zuruckgefClhrt werden kann . In Baden-WCl rttemberg und 
Berlln verbesserte sich ihre Lage sogar leicht. Dennoch 
gehörte Baden-WClrttembe rg mit seiner traditionell 
schlechten Personalausstattung auch bei dieser Unter­
gruppe mit nu r 0.6 1 Bedi ensteten auf 100 Gefange ne . 
gemeill sa m mit Bayern (0.35) zu den Schlu sslichtern. Ber­
lin dagegen war hier mi t 1,08 Psychologen. Soziologen 
und Diplom-Pädagogen pro 100 Gefangene führend, 
ebenso wie Hamburg (0.98) und Niedersachsen (0. 93). 
Ähnliche Relatione n sind au ch von anderen Beru fsg rup-

pen zu berichten: abgesehen von den Sozialarbeitern . die 
in jedem Bundesland die ve rgleichsweise beste SteIlen­
ausstattung hatten . entfiel übera ll weniger als ein Mitarbe i­
ter auf 100 Gefangene. Die 1998 am zwei tbesten ausge­
stattete Untergruppe war die Gruppe der Psychologen , 
Soziologen und Diplom-Pädagogen (bis auf Bayern. Nord­
rhein-Westfalen . Schleswig-Holste in und das Saarland, wo 
die Gruppe der Lehrer folg te) . 1993 hatten In der Llberwie ­
gen den Anzah l de r Länder noch die Lehrer den zweiten 
Platz eingenommen. Überhaupt keill e Ste llen waren III 

Berlin und Hamburg für Seelsorger und kirchliche Mita rbei­
te r ausgewiesen . Das kann allerdings au f einer anderen 
Organisationsstruktur beru hen : denn diese Stel len werden 
zum Teil über die Kirchen eingerichtet und fillanziert. 

Tab. 10: Aufsichtspersonal 1993-1998 (alte Bundesländer) 

In jedem Bundesland reduz ierte sich die Zahl des Auf­
sichtspersonals ZWi schen 1993 und 1998. nur in absoluten 
Za illen divergierte die Steilenentwicklung. Auch hier wiesen 
Baden-Württemberg (33.2 1) und Bayern (32 ,32) 1998 wie 
schon in den Vorja hren die ungünstigsten Relationen auf. 

111. Oie Entwicklung der Stellensituation in 
den neuen Bundesländern 

1. Oie Situation vor der Wiedervereinigung 

Die Stel lensituation wa r in der DDR durch eine sehr 
sch lechte Pe rsonal -I nhaftierten -Relation geken nzelchnet. 
So waren beispie lsweise am 20. Oktober 1989 die Haftan ­
stal ten der DDR mit 31.150 Gefangenen belegt. während 
zur gleichen Zeit nur insgesa mt 7.865 Planstellen fü r den 
Strafvollzug zur Verfügu ng standen. '. Mit nur 25.25 Stellen 
auf 100 Gefangene ste llte sich die Situation damit noch 
wesentlich nachtei liger dar als die entsprechende Si tuati ­
on in de r Bundesrepublik im Jahre 1970 (35.09). also vor 
der Strafvollzugsreform . 

Ausgerichtet war die Personalregelung der DDR auf die 
Bedürfnisse eines ideolog isch geprägten Strafvollzugs, der 
vorrangig weniger auf Resozialisierung als vielmehr auf eine 
hohe Arbeitsproduktivität abzielte. Da der Strafvol lzug für die 
gesamte DDR - neben Sonderzuständigkeiten des Ministen­
ums für Staatsslchel"lleit (M fS) und des Ministeriums fLir 
nationale Verte idigung (MfNV) - der Leitung des Ministeriums 
für Inneres (Mfl ) unterste llt und nicht be i der Justiz verankel1 
war " . hatte er volkspolizellich-militärischen Charakter. Das 
Personal wurde militärisch. politisch und ökonomisch fü r den 
Verte idigungsfall geschult ' Es herrschte ein striktes Über­
und Unterordnungsverh ältnis vor. 

Gesetzlic il war auch in der DDR du rcll § 39 Abs . 3 
StGBDDR das Resozial is ierung szIel vo rgesehen: aller­
dings wu rde es dort erst an letzter Ste lle. hinter mannigfal­
tigen anderen Ziele n genannt. wie etwa dem , dem Täte r 
und anderen Bürge rn di e SChwere und Verwerf lic llkelt der 
Straftat und die Unantastbarkeit der sozialis ti sc llen Staats­
und Gesellschaftsordnung bewusst zu machen Durch den 
Erlass eines Strafvollzugsgesetzes und eines Wiederein­
gliederu ngsgesetzes sollte 1977 das Resozialisierungsziel 
stärke r betont werden. Dennoch wurde ein Behandl ungs ­
vollz ug nicht prakt iziert: vo rh errsc hend wa r viel mehr ein 
repressi ver Verwa hrvollzug. in dem sämtl iche Abläu fe in 
al len Einze lheiten reglementiert und von einem hohen dis­
zipl inarischen Druck begleitet waren. 



2. Oie Situation nach der Wiedervereinigung 

2. 1 Allgememer Überbilck 

Kennzeichnend für die Stellensituation der neuen Bun­
desländer nach der Wiedervereinigung ist , ebenso wie in 
den alten Bundesländern. ein kontinuierl icher Abwärts­
trend . Allerdings hatte dieser einen gänzlich anderen Aus­
gangspunkt. Nach der Wiederverein igung war nämlich , 
noch in der Modrow-Ara, die Zahl der Inhaftierten aufgrun d 
zahlreicher Amnestien drastisch gesunken . So saßen am 
20. November 1989 noch 26 .792 Gefangene ein , am 20. 
Februar 1990 waren es nur noch 8.397 . Und schließlich 
sank die Inhaft iel·tenzahl sogar auf unter 5.000' 

Die Folge war ein erheblicher Personalüberhang , der 
bis 1993 noch nicht abgebaut war. Erst 1995 normal isierte 
sich die Relation zwischen Bediensteten und Inhaft ie rten. 
obwohl die Stellenzahl leicht ausgeweitet worden war. 
Denn in den 90er Jahren hatte die Gefangenenpopulation 
auch im Osten wieder sta rk zugenommen. In der Folge 
verschlechterte sich die Personal-Inhaftierten-Relatlon 
noch einmal in allen fünf Bundesländern , blieb aber letzt­
lich immer noch etwas über den Werten für die alten Bun­
desländer. Bemerkenswert ist hingegen. dass das für das 
Personal im Behandlungsbereich nicht gilt. Hier sank die 
Rel ati on Im Jahre 1998 unter die der alten Länder, 
obgleich sie noch in den Vorjahren besser gewesen wa r. 
Dass in diesem Bereich die ansteigende Belegung niCht 
durch Neueinsteilungen kompensiert wurde, kann im 
Sinne einer "modernen" vo llzugspolitischen Entscheidung 
gedeutet werden. In den auf die Wiedervereinigung folgen­
den Jahren war die Situation des Justizvo llzugs in den 
neuen Ländern durch Bemühungen um eine Anpassung 
der Anstaltsorganisation an rechts- und sozialstaatliche 
Mindestanforderungen. an die Verfassung und das Straf­
vollzugsgesetz geprägt. · , Diese Reorganisation des Straf­
voll zugs erfolgte offenbar unter den kriminalpolitischen 
Vorzeichen der 90er Jahre. 

2.2 Persona/situation Im Justizvollzug 

Korrespond ierend zu den Angaben für die alten Bun­
desländer werden zunächst Übersichten über die allgemei­
ne Entwick lung der Stellen und der Belegung der Haftan­
stalten vorangestel lt. 

Tab. 11' Personal im Justizvollzug insgesamt (neue 
Bundesländer) 

Tab. 12. Jahresdurchschnittsbelegung der Justizvoll ­
zugsansta lten (neue Bundesländer) 

In den Verg leichsjahren zwischen 1993 und 1998 erhöh­
te sich der Personalbestand von 4.828 Bed ienstete (ohne 
Mecklenburg-Vorpommern) auf 6.017. Die Personal- Inhaf­
tiel·ten-R elation verschlechterte sich dennoch deutlich. 
Wällrend 1993 noch 137,79 Bedienstete auf 100 Gefange­
ne kamen, waren es 1995 nur nocll 73.24, was einer 
Reduktion um nicht wen ig er als 46,85% entspricht. 1998 
entfie len noch 56.92 Beschäftigte auf 100 Gefangene. 
wodurch ein we iterer Rückgang um 22,28% bewirkt wurde. 
Dass dieser Rückgang so stark ausfiel , hing mit dem stei ­
len Zuwachs an Gefangenen (1992-1994. 117,8%; 1994-
1997: 38,5%) zusammen . Ein baldiges Absinken oder 
zumindest eine Stagnation der Belegungszah len bleibt trotz 
der sinkenden Zuwachsrate unwahrschein lich. 
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Tab . 13 Person alste ilen im Justizvollzug auf 100 Ge­
fangene im Ost-West-Vergleich 

Da . ve rglichen mit den alten Bundesländern . die Gefan­
genenzahlen im Osten immer noch re lativ niedrig liegen, 
fällt die Stellensituation dort insgesamt etwas günstiger 
aus. Das gilt bis zum Jahre 1998, wen ngleich zu erwarten 
ist , dass die Entwicklu ng auf eine Annäherung an das 
ungünstigere West-Niveau hinauslau fen wird. 

Wie sich die Personalschlüssel in den versch iedenen 
Berufsgruppen zwischen 1993 und 1998 kontin uierl ich ver­
änderten , illustrieren die folgenden Abbildungen. 

Tab. 14: Höhe rer bis mittlerer Vo llzugs- und Velwal­
tungsdienst (neue Bundesländer) 

Zwischen 1993 (ohne Mecklenburg -Vorpommern) und 
1998 wurden. im Gegensatz zu den alten Bundesländern, 
die absoluten Zahlen der Stel len in Jeder Berufsgruppe des 
höheren bis mittleren Verwaltungsdienstes erhöht. Hierbei 
zeichnete sich eine Wellenbewegung ab, da zunächst bis 
1995 eine relativ großzüg ige Personalaufstockung erfolg­
te , die abe r in allen Bereichen - mit Ausnahme des geho­
benen Dienstes - zwischen 1995 und 1998 teilweise wie­
der aufgehoben wurde. Die Personal-Inhaftierten-Relation 
entwickelte sich für den gesamten Verwaltungs- und Voll­
zugsdienst von Jahr zu Jahr ungünstiger. Sie sank von 
18,26 im Jahr 1993 um 56,35% auf 7.97 im Jahre 1998. 
Gleichwohl bleibt dieser Personalsch lüssel immer noch 
besser als im Westen (5, 54). 

Tab. 15 Behandlungspersonal (neue Bundesländer) 

Die Stellen des Behandlungspersonals wurden zwa r. 
wie auch in den alten Bundesländern, kont inu ierlich ver­
mehrt. und zwar außer bei den Arzten in Jede r Berufsgrup­
pe. Doch hat sich , da die Zuwachsraten von 16.33% 
(1993-1 995) und 20,53% (1995-1998) die steigenden 
Belegungszahlen nicht ausgleichen konnten. die Personal­
Inhaftie rten-Relati on beim Behandlungspersonal stetig 
verSChlechtert. Während sie 1993 mit 6,99 und 1995 mit 
3,74 noch besser gewesen war als in den alten Ländern 
(3 ,88 für 1993, 3,56 für 1995), lag sie 1998 mit 3,25 schon 
unter dem westl ichen Niveau (3,43) Diese Verschlechte­
rung fiel von 1995 auf 1998 mit 13.1 % niedriger aus als in 
ande ren Berufsbereichen (Ilötlerer bis mittlerer Vollzugs ­
und Verwaltungsdi enst: 28.7 1 % : Aufs ichtspersonal: 
21.64%). war aber. besonders angesichts des in den Jah­
re n zuvor schon verze ichneten hohen Verlustes von 
46,49~/;' und der dadurch bedingten ungLlnst lgen Aus­
gangsl age. sehr deutl ich spLlrbar (in den alten Ländern 
bet rug die Ve rschlechterungsrate von 1995 auf 1998 ver­
gleichsweise nur 3,65%). 

Tab. 16 Aufsichtspersona l (neue Bundesländer) 

Für das Aufsichtspersonal erstreckte sich der zahlenmäßi­
ge Ausbau von Stellen in erster Linie auf die Gruppe des all­
gemeinen Vollzugsdienstes: im übrigen wurden Stellen 
abgebaut bzw waren die Verbesserung minimal. Die Perso­
nal-Gefangenen-Relation verh ielt sich hier wie bei den ande­
ren Berufsgruppen auch: Jedes Jallr trate n Versch lechterun­
gen ein (1993 11253: 1995: 58 ,32 : 1998 45.70) Letzen 
Endes gilt aber auch Insoweit, dass die os tdeutschen Ein­
riclltungen immer noch besser mit Stellen ausgestattet 
waren als die westdeutschen. bei denen im Jahre 1998 nur 
38,7 Mitarbeiter auf 100 Gefangene entfielen . 
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2.3 Differenzierung nach Bundesländern 

Tab. 17 Stellen im Justizvollzug (neue Bundesländer) 

Die Verschlechterung des Personalschlüssels betraf alle 
neuen Bundesländer. Unterschiede traten allenfa lls in 
Bezug auf die absoluten Stellenzah len auf. Ähnlich wie in 
den alten Bundesländern hat sich auch in den neuen Bun­
desländern ein reg ionales Gefälle herausgebildet. Das süd­
liche Sachsen gehörte an allen drei Messpunkten zu den 
Ländern mit der sch lechtesten Personal-Relation auf je 100 
Gefangene (1 993 124,14; 1995 65,83; 1998 47,93), 
wäh rend Brandenburg (1 995 86,44 ; 1998: 70,43), abgese­
hen von 1993 (126,97) , stets das beste Verhältnis aufwies. 

Im Einzelnen stellte sich für den höheren , gehobenen 
und mittle ren Vo llzugs- und Verwal tungsdienst die Ent­
wick lung folg enderm aßen dar: Während in Sachsen von 
1993 bis 1998 ein gerin ger Ste llenabbau im Bereich des 
höheren bis mitt leren Voll zugsd ienstes vorgenom men 
wurde und in Thüringen die absolute Ste llenzah l Im Jahre 
1998 der des Jahres 1993 entsprach, hat man In den 
anderen Ländern die Zahl der Bediensteten insoweit 
erhöht. Die schlechteren Relationen zwischen Bedienste­
ten aus dem Vollzugs- und Verwaltungsdienst und den 
Gefangenen wiesen 1998 die Länder Thüringen (4,17) und 
Sachsen (6,88) auf. Die besseren Relationen konnten 
1998 Sachsen-Anhalt (9.74) und Mecklenburg-Vorpom­
mern (10,67) für sich verbuchen. 

Tab. 18: Höherer bis mittlerer Voll zugs- und Verwal­
tungsdienst 1993- 1998 (neue Bundesländer) 

Auch die Zahl der Personalsteilen im Bereich der 
Behand lung wurde in all en öst li chen Bundesländern 
erhöht. Hierbei setzten die Länder unterschiedliche 
Schwerpunkte. Während 1993 nu r in Sachsen-Anhalt und 
Thüringen für Seelsorger und kirch liche Mitarbei ter keine 
Stellen ausgewiesen waren, kehrte sich diese Situation in 
den fo lgenden Jahren um nun stri chen die ande ren Län­
der diese Stellen, während Sachsen-Anhalt und Thüringen 
sie einrichteten. Das kann auf eine unterschiedliche Orga­
nisation der kirch lichen Präsenz im Vol lzug zurückzuführen 
se in , denn sowoh l das Land als auch die Kirchen können 
entsprechende Stellen vorsehen . Im übrigen stellte Meck­
lenburg-Vorpommern Psychologen , Soziologen und 
Diplom-Pädagogen erstma lig nach 1995 ein. Auch in re la­
tiven Zahlen ze ig t sich keine einheit liche Entwickl ung. 
Außer in Mecklenburg-Vorpommern (1995: 2,21; 1998: 
3,48) verschlechterte sich beim mit Behandlungsmaßnah­
men befassten Persona l überall das Verhältnis von 
Bediensteten auf 100 Gefangene. In Thüri ngen betrug es 
1998 ledig lich 2.48 und in Sachse n 2,91. Eine noch günsti­
gere Relation als Mecklenburg-Vorpommern boten Sach­
sen-Anhalt (3,92) und Brandenburg (3,70). 

Tab. 19: Behandlungspersona l 1993-1998 (ne ue Bun­
desländer) 

In a llen neuen Bundesländern weis t die Berufsgruppe 
der Sozialarbe iter - analog zur Lage in den alten Bundes­
ländern - in der Regel mehr als einen Mitarbei ter pro 100 
Gefangene auf. was ve rglichen mit den Angehör igen der 
anderen behandlungsbezogenen Berufsgruppen die gün­
stigste Relation bedeutet. Im Jahre 1998 fol gte (außer in 
Sacllsen- Anha lt) die Gruppe der Psychologen , Soziologen 
und Diplom-Pädagogen. 

Tab. 20: Au fsichtspersonal 1993-1998 (neue Bundes­
länder) 

Die zur Rubrik "Aufsich tspersonal" zusammengefasste 
Gruppe , im wesen tlichen der allgemeine Vo llzugsd ienst , 
wurde zwischen 1993 und 1998 bis auf Sachsen-Anhalt, 
wo 70 Stellen abgebaut wurden , überall aufgestockt. In 
einigen Ländern hat man in bestimmten Untergruppen 
keine Stellen ausgewiesen, was vermutlich verwa ltungs­
tech nisChe Gründe hat. Möglicherweise ist die Beze ich ­
nung bzw. die Eingruppierung insofern uneinheitlich . So 
waren in Brandenburg für Arbeiter und "sonstige Dienste" 
von 1993 bis 1998 keine Stellen vo rgesehen , Mecklen­
burg-Vo rpommern beschä ftigte hier nur den al lgemeinen 
Vo llzugsdienst, in Sachsen fehlten der "Werkdienst" und 
die "sonstigen Dienste", und in Thüringen schl ießlich wur­
den weder "sonstige Dienste" noch ein "Werkdienst" 
beschäftigt. Überall wies die Personal-Gefangenen-Relati­
on eine abnehmende Tendenz auf. 

IV Zusammenfassung und Ausblick 
In den alten Bundesländern war die Personalsituati on 

im Justizvoll zug in den 90er Jahren erstmals seit den 70er 
Jahren durch einen kontinuierlichen Abwärtstrend gekenn­
zeichnet. Im Laufe der Dekade ve rschlechterte sich, vor 
dem Hintergrund einer zunehmend repress iven Kriminal ­
politik, die Relation zwischen Personal und Inhaftierten 
stetig, da Zunahmen in den Belegungszahlen der Justiz­
vol lzugsanstalten nicht durch entsprechende MehreinsteI­
lungen au fgefangen wurd en. Eine ähnliche Entwicklung 
zeichnete sich auch in den neuen Bundeslandern ab, wo 
ein noch aus DDR-Zeiten stammender Personalüberhang 
stetig abgebaut wurde . Dennoch kommen im Osten 
Deutschlands immer noch meh r Bedienstete auf je 100 
Gefangene als im Westen. Allerdings gilt das nicht für 
Bedienstete im Behandlungsbereich, deren Zahl im Osten 
noch stärker verringe rt worden ist als im Westen . 

Für die Zukunft ist nicht damit zu rechnen, dass diese 
Abwärtsbewegung zum Stillstand kommen oder sich gar 
umkehren wird. Ein Rückgang der Inhaftiertenzahlen ist. 
wen n auch die Zuwächse inzwischen wieder kleiner 
geworden sin d, in naher Zukunft nicht zu erwa rten. Es 
sp richt auch nich ts dafür, dass die Bundesländer im 
Bereich des Justizvollzugspersonals in nennenswertem 
Umfang investieren werden . An der angespannten Perso­
nalSItuation wird sich daher voraussichtlich wen ig ändern. 
Das ist aus kriminologischer Sicht zu bedauern, da au f 
diese Weise die Chancen , den Resozialisierungsauftrag 
des StrafVOllzugsgesetzes In der VOllzugspraxiS erfolgreich 
umzusetzen, geschmälert werden. 

Anmerkungen 
1) Für die Ubermlttl ung von Dalen (lanken die Autoren den zuSländlgen 

Referenten und Referent innen der Landesjustlzvcrw8ltunqcn. Insbesonde· 
re Herrn Dr Hasenpusch vom NIedersächsIschen Mlnlstenum fur JustiZ und 
Europaangeleg p-nl1elten. 

2 ) Kalser/Kerner!Schöch. Strafvollzug. 4 Auf! 1992. § 10 Rn. 4. 
3) Nr. 57 Abs. 1 der Dlenst - und Vo ))zugsordnung (DVoI110 ) vom 

1.12 .196 1 s. auch Mu/ler-Dietz. Enlwick lung des Stra fvollzugs In Deu lsch­
lantf se it 1945 . in: Egg (Hrsg.) . Strafvo ll zug in den neuen Bundesländern . 
1999. S. 24 

4) Ca/liess/Muller-Dletz. StVollzG . 7. Auf! 1998. Ein! Rn 2 1 
5) Walter. Strafvoll zug. 2. Aufl 1999 . Rn . 15 
6) Hohmeler. Thesen zur Tätigkeit des AufsIchtsbediensteten Im gegen­

warti gen Strafvollzug. In ZfStrVo 1970 . S 194 ff 



7 ) Scllwind/BÖl lfll. St ra fvoll zugsgesetz . 3. Auf! 1999. § 155 Rn . 2 
8 ) olinkeflRosner. Die Entwicklung des St ra fvollzugs In de r Bundesre­

pUbl ik Deutschland se it 1970. 1981 S. 249 
9) Für t 995 fruhe res Bundesgebiet einsch ließlich Berl ln'Ost 
10 ) o Onke/IRoslier. S 266. 284: zu den Zuwachsra ten be l den einzel· 

nen Berufsgruppen vgl S 266 fI . 
11) Rosner. Die Arbe itssItua tion der Bed iensteten Im Strafvoll zug - eine 

empi rische Untersuchung zu r Situatio n der Mita rbeiter nach der Strafvoll ­
zugsreforrn. In ZfSt rVo 1983 . S. 69 f 

12) Dünkel/Rosne r. S 257 
13) Vgl. 7U den Za illen Im Einzelnen die Angaben bei ODnkel/Rosner S. 

259. 
14) Dlinkel!Rosner. S 259 
15 ) Schwind. Strafvollzug In de r Kon so lid ierungsphase. In: ZfStrVo 

1988. S 261 
16) S C/lwlI1d. Orrentle run gspunkte der (Straf- )Voll zugspolltik . in : Miiller­

Die I? Waller (Hrsg .). Strafvoll zug In den 90er Jahren. Festgabe fü r Rot!­
haus . 1995. S. 217 Kaiser KemerlSchiJcll § 10 Rn . 6. 

17) Auch Im a llgemeinen Vo ll zugsd iens t. der den Gefangenen in 
bet rachtllchem Maße die Bewegung auße rh alb der Zelle auch abends und 
am Wochenende ermögl icht. vgL Schwmd/BiJhm. § 155 Rn. 2. 

18) VgL auch Waller Stra lvollzug 1999. Rn. 149a 
19 ) Slo/zenbergIDAlesslo . .. Th ree Strrkes and You·re Our The Impact 

of Ca lifollllas·s New Mandatory Sente nclng Law on Serio us Crirne Rates. 
In Crrme & Delinquency 43 (1997) S 457 I. 

20 ) Slo/zenberg 'oAlessio Crim e & Delinquency 1997 . S. 457 f 
2 1) Gra/lamIBennel. Stra teg ien der Kri mina lprävention in Europa und 

Nordamerrka 1997. S XVIII. . S 81 ff 
22 ) Bl/lllll1ger Dreher Der Erfolg des New York City Police Departments 

in de r Krrmlnalltatsbekämpfu ng - Von New York lernen? In: Dreher/Fe/les 
(Hrsg .). Das Modell New York . Krim inalprävention durch ..zero Tolerance··. 
1997 . S. 30: s . auch Walter. J.o. Wllsons .. broken wrndows··-Theorie als 
Grundlage konzept ioneller Änderungen im Jugendknmlnalrecht? In: Feuer­
heim SCllWlIld/Bock (H rsg) FS Böhm . 1999. S 75 1 fl. 

23) Zu dieser EntwIckl ung vgL Feeleyi 5!ITlOI1. Actuaria l Justice : 1Ile Emer­
ging New Criminal Law In Nelken (ed). The Futures of Criminology. 1994. S 
175 FeeleyBimon. The new penology: Notes on the eme rglng st rategy of 
corrections and ItS Impllcatlons. in: Cnmlnology 30 (1992). S. 458. 

24 ) Hierzu Feeley/S!lllon 1994 . S. 174 I. 
25 ) Llplon/Marllnson/Wliks . The Effectiveness of Correctl onal Trea t­

ment. A Survey of Trea tment Evaluation Studles . 1997. 
26) Fee/ey,SlIllon. Cnmi nology 1992. S. 452 . 455. 460 
27) JUllg. Parad igmawechsel im Strafvol lzug? - Eine Probl emskizze zur 

Pnvatlsle rung der Gefängnisse. in Kalser/Kury/Albrecht (H rsg .). Krrrninolo­
gische Forschung In den 80er Jahren. 1988. Bd. 35/1 S. 377 I. 

28 ) Wa ller. Über Prrvatlsle rungen der Ve rb rechensKontrolle aus krimi-
nologischer Siell !. In ZfSt rVo 1998. S 6. 

29 ) Waller. Strafvoll zug. Rn. 149 Walter ZfSt rVo 1998. S. 5 f. 
:30 ) Vgl hierzu Jung. in Kaiser/Kury/Albrecll1 (Hrsg.) . 1988. S 385 
31 ) Müller-oletz. Entwick lung des Strafvollzuges in Deutschland seit 

1945 . In Egg (Hrsg.). Strafvoll zug in den neuen Bundeslandern. 1999. S. 29. 
32 ) Wohlgemu/h. Wie kann Sich der Voll zug 'n Niedersachsen trotz .. Iee­

rer Kasse n" weiterentwickeln ? in : ZfSlrVo 1995. S. 147: Mlillel-oielz . in: 
Egg 1999. S. 28 f 

33) Sc/wlte-Alledorneburg. Vo llzugskon zept 2000 In Nordrh ein-Westfa­
ten : Die Einleitung de r Kehrtwende. In : ZfStrVo 1994. S. 222 . 

34) Waller. Uber die Abhanglgkelt der Kriin inalpolit iK von Moden. in. Alb­
reelll u.a. (Hrsg ). FS für Kaiser. 1998. S 993 

35) Wa lter. Kri111 1nalpoli tlk ,m Zeichen der Verbrechensfureh t: von der 
Spezlal - uber elie General - zur .. Ublqultilts··prävention? In : Welgend/Kiipper 
(Hrsq .). FS fu r Hllsch. 1999. S. 902: Waller Von einem realen zu einem ima­
gln3;en Knmlnal ltätsverständnis? Uber den Wandel knminologischer 
Bllcknchtung und dessen krim inalpoliti sche Folgen. in: ZfStrVo 1995 . S. 67 H 

36) WO/llgCIllUlh. ZfStrVo 1995. S 147 . 
37) SchwlIld. ZfS trVo 1988. S. 260 
38) Dilzu Rosen /eid. Scll lanker Vollzug - geh t das? in: KrimPäd 1/1997. 

S 10 f 
39) Hierzu auch Miiller-Dwtz. rn: Egg 1999. S. 28 
40 ) Waltet. Privatisierung eier Strafrechtspflege Leistungsoptimierung oder 

staatllchc Kapitulation? In Schäler lSI8verlllg (Hrsg.). Strafvollzug im Wandel -
Privat, slerul1q contra Resozialisierung? Festgabe für Dah lke. 1998. S 23 

4t ) Wal/er. ZfStrVo 1998. S 3 
42) Waller. ZfStrVo l 998. S 4. 
43) Wa lter. In: AlbrechI u.a. 1998. S 990: Waller ZfStrVo 1998. S. 5. 
44) VgL zu dieser EntWICklung Waller. In W8Igend/Klipper 1999. S 900 I. 
45 ) Boel s·Kurz . Knminalitätsernstellungen. soziale Milieus und SOZ ialer 

Umbruch . In. Boers Gutsclle/Sessar (Hrsg. ). SOZialer Um bruch und Krnn l­
nalltil1 1n Deutschland. 1997. S 187 . Waller. In: A/brechl u.a. 1998, S 993 

46) Absolute Zahlen werden hier und im Folgenden nu r in ganzen Zah-
len. also ohne KOl11mastellen angegeben. Damit sind gg l. bei einer Adeliti ­
on auftretende minimale Abweichungen zu erklären 

47) Erlasst werden hiervon die In erster linie dem Behandlungsvoll zug 
zuzuordnenden Berufsg ruppcn : Ärzte . Psychologen. SOZiologen und 
Dlplompädagogcn . Seelsorger und krrchll che Mitarbeiter. Lehrer sowie 
SOZialarbeiter 

ZfSlrVo 3/00 143 

48) Hierunter fallen neben dem al lgemeinen Vo llzugsd ienst auch die Im 
Werkdienst Tätigen. die Arbeiter und sonstigen Bediensteten. 

49) Hierzu und zum folgenden Walter Strafvoll zug . Rn. 18c 
50) EicknJe ler. Entwicklung des St rafvoll zugs in elen neuen Ländern am 

Beispiel von Mecklenburg-Vorpommern . In: ZfStrVo 1992 . S. 286 
51) Herden. Das System des Strafvollzuges in der DDR. in: Egg 1999. 

S 67 . 
52 ) Herden. In : Egg 1999 . S. 69: vg l. auch im sei ben Band die Beiträge 

von Nagler. Prax is des Jugendstrafvollzugs in den neuen Ländern. S.143 f 
und Kunkat. Vo ll zugsforschung in den neuen Bundesländern S 172 . 

53) Elckmeler. ZfStrVo 1992. S 288. 
54) Waller. Strafvoll zug. Rn . 18c 
55 ) IvWtle r-Dl8tz. In: Egg 1999. S 30: Schmuck. Au fb au eines rechts­

staa tlichen Strafvollzugs In den neuen Ländern . ebenda . S. 85. 
56) Für die Jahre 1992 und 1993 liegen uns aus Mecklenburg· Vorpommern 

keine Daten vor. Davon betroHen sind auch die folgenden Tabellen 12 biS 16 



1 44 ZfStrVo 300 

Tabelle 1: Belegung mit Straf- und Untersuchungshaftgefangenen in den alten 
Bundesländern 1970 bis 1995 

1970 1975 1980 1985 1990 19959 

39.549 41.237 47A31 53.165 45.611 51.969 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Rechtspflege Fachserie 10, Reihe 4 sowie ab 1990 Reihen 4.1 und 4.2. 
Stichtag jeweils 3 I.3. (vgl. \Y.'l~J~f~ Strafvollzug, 2. Aufl. 1999, S. 144). 

Tab. 2: Personal im Justizvollzug insgesamt (alte Bundesländer) 

1993 1995 1998 
a'\(, b a b a b 

29.726 54,73 30.078 49,94 30.232 47,68 

a= Stellenzahl absolut 
b= Stcliellzahl je 100 Gefangene 

Tab. 3: Jahresdurchschnittsbelegungen der JustizvollzugsanstaItell (alte BundesHinder) 

1992 1994 1997 
Baden-Württemberg 7.285 8.309 8.631 

.. _---
Bayern 10 .014 11.057 11 .579 

~-~-_. 

Berlin 3606 4.088 4.537 . __ .-
Bremen 673 702 763 .--_._--
Hambur& 2.518 2.830 2.857 

-----

Hessen 5.251 5.220 5.789 .. --_.-
Niedersachsen 5.275 5A65 6.160 

... .. _ ... . -

Nordrhein-Westfalen 14.949 17.171 17 .470 
--' .. -

Rheinland-Pfalz 2.708 3.177 3.315 .-

Saarland 758 802 846 ----
Schleswig-Holstein 1280 IA09 1463 

.~_ .. _.-
Gesamt 54 .317 60.230 63AlO 

Tab. 4: Höherer bis mittlerer Vollzugs- und Verwaltungsdicnst (alte Bundesländer) 

1993 1995 1998 
a b a b a b 

Höherer Vollzugs- und Ver- 362 0,67 349 0,58 364 0,57 
waltungsdienst 
Gehobener Vollzugs- und 1.064 1,96 1.057 1,75 1(.) 1 1,72 
Verwaltungsdienst 
Mittlerer Verwaltungs- und 2.263 4,17 2.267 3,76 2.061 3,25 
Schreibdienst 
Gesamt 3.689 6,79 3.673 6,10 3.516 5,55 

a= Stcllcnzahl absolut 
h= Stcllcn7J1hl ip. 100 r;P.f~npp.np. 
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Tab. 5: Behandlungspersonal (alte Bundesländer) 

1993 1995 1998 
a b a b a b 

Ärzte 217 0,40 219 0,36 227 0,36 
Psychologen, Soziologen, 377 0,69 387 0,64 417 0,66 
Dipl-Pädagogen 
Seelsorger, kirchliche 160 0,29 160 0,27 159 0,25 
Mitarbeiter 
Lehrer 359 0,66 358 0,59 356 0,56 
Sozialarbeiter 1.000 1,84 1.019 1,69 1 017 1,60 
Gesamt 2.114 3,88 2.143 3,56 2.176 3,43 

a= absolute Zahlen 
b= Stellen/.ahlen je \00 Gefangene 

Tab. 6: Aufsichtspersonal (alte Bundesländer) 

1993 1995 1998 
a b a b a b 

Allgemeiner Vollzugsdienst 21.612 39,79 21.851 36,28 22.001 34,70 
Werkdienst 1.773 3,26 1.801 2,99 l.887 2,98 
Arbeiter 330 0,61 313 0,52 299 0,47 

Sonstige Dienste 208 0,38 294 0,49 351 0,55 
Gesamt 23.924 44,05 24.260 40,28 24.539 38,7 

a= absolute Zahlen 
b= Stellell/ahlen JC 100 Gefangenc 

Tab. 7: Stellen im Justizvollzug (alte Bundesländer) 

Bundesland 1993 1995 1998 
a b a b a b 

Baden-Württemberg 3.495 47,98 3.581 43,10 '3.592 41,62 

Bayern 4.347 43,41 4.434 40,10 4.488 38,76 

Berlin 3.053 84,66 3.021 73,92 3.112 68,6 1 

Bremen 501 74,47 480 68,40 418 54,85 

Hamburg 1.784 70,85 1.696 59,92 1.652 57,85 

Hessen 2.541 48,39 2.643 50,63 2.762 47,71 

Niedersachsen 3,028 57,40 3.189 58,35 3.146 51,07 

N ordrhein-Westfalen 8.031 53,72 8.018 46,70 8.087 46,29 

Rheinland-Pfalz 1.697 62,67 1.692 53,26 1.675 50,54 

Saarland 481 63,52 482 60,16 475 56,21 

Schleswig-Holstein 767 59,92 840 59,62 822 56,19 

a= absolute Zahlen 
b= Stellenzahlen je 100 Gefangene 



1 46 ZfStrVo 3,00 

Tab. 8: Höherer bis mittlerer Vollzugs- und Verwaltllngsdienst 1993-1998 
(alte Bundesländer) 

1993 Baden- Bayem Bertin Bremen Hamburg Hessen Nieder- Nordrhein Rheinl. - Saartand ~chlesw.-
~ürttemb Isachsen Westf. Pfalz Holstein 

a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b 

Höh. Dst . 47 0,65 51 0,51 23 0,64 5 0,74 27 1,07 27 0,51 35 0,66 114 0,76 20 0,74 5 0,66 8 0,63 

iGeh Dst. 94 1,29 146 1,46 84 2,33 39 5,79 87 3,46 69 1,31 151 2,86 285 1,91 59 2,18 15 1,98 35 2,73 

Mittl. Dst. 329 4,52 300 3,0 204 5,66 45 6,69 118 4,71 248 4,72 256 4,85 678 4,54 ° ° 29 3,83 55 4,30 

iGesamt 470 6,45 497 4,96 311 8,62 89 13,22 232 9,23 344 6,55 442 8,38 1.077 7,20 79 2,92 49 6,46 98 7,66 

1995 a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b 

Höh. Dst. 47 0,57 52 0,47 25 0,61 5 0,71 12 0,42 33 0,63 27 0,49 115 0,67 20 0,63 5 0,62 8 0,57 

KJeh. Dst. 95 1,14 155 1.40 87 2,13 14 1,99 83 2,93 66 1,26 158 2,89 284 1,65 00 1,89 15 1,B7 40 2,84 

iMittl. Dst. 336 4,04 304 2,75 188 4,60 41 5,84 110 3,00 252 4,B3 260 4,76 674 3,93 ° ° 29 3,62 73 5,18 

1gesamt 47B 5,75 51 1 4,62 300 7,34 60 B,55 205 7,26 351 6,72 445 8,14 1073 6,25 80 2,52 49 6,11 121 B,59 

1998 a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b 

Höh. Dst. 46 0,53 54 0,47 25 0,55 6 0,79 15 0,53 36 0,62 27 0,44 119 0,68 23 0,69 5 0,59 8 0,55 

kJeh. Ost . 95 1,10 158 1,36 88,5 1,95 41 5,37 86 3,01 69 1,19 154 2,50 280 1,60 60 1,81 15 1,77 45 3,08 

!Mittl. Dst. 324 3,75 285 2,46 202,5 4,46 18 2,36 108 3,81 258 4,46 119 1,93 647 3,70 ° ° 2B 3,31 71 4,85 

iGesamt 465 5,39 497 4.29 316 6,96 65 8,52 209 7,34 363 6,27 300 4,87 1046 5,99 83 2,5 48 5,67 124 ä~ 

a= absolute Stellen zahlen 
b= Stellenzahlen je 100 Gefangene 

Tab. 9: Behandlungspersonal1993-1998 (alte Bundesländer) 

1993 Baden- Bayem Bertin Bremen Hamburg Hessen Nieder- Nordrhein Rhein!.- jsaarland jschlesw,-
~ürttemb /sachsen Westf. Pfalz Holstein 

a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b 

Ärzte 24 0,33 33 0,33 36 1 3 0,45 16 0,64 16 0,30 24 0,45 53 0,35 7 0,26 1 0,13 4 0,31 

l'sychol. , 43 0,59 36 0,36 33 0,92 5 0,74 25 0,99 40 0,76 52 0,99 108 0,72 25 0,94 3 0,40 7 0,55 
!soziol., I'iidag. 
r:;cdsorgcr u. 22 0,30 22 0,22 ° ° 3 0,45 ° ° 16 0,30 22 0,42 56 0,37 10 0,39 3 0,46 5 0,39 
IKirchl. Mitarb. 

Lehrer 43 0,59 42 0,42 13 0,36 5 0,82 18 0,71 37 0,70 49 0,93 122 0,82 15 0,55 7 0,92 8 0,63 

Sozialarb 116 1,59 100 1 162 4,49 21 3.12 55 2,18 120 2,29 115 2,18 225 1,51 55 2,03 14 1,85 17 1,33 

KJesamt 248 3, 4 233 2,33 244 6,77 37 5,57 114 4,53 229 4,36 262 4,97 564 3,77 113 4, 17 28 3,76 41 3,20 

1995 a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b 
-

Ärzte 26 0,31 34 0,31 33 0,82 3 0,43 14 0,51 17 0,33 26 0,48 53 0,31 7 0,22 1 0,1 2 4 0,28 

l'sychol., 47 0,57 37 0,33 37 0,91 5 0,71 23 0,81 41 0,79 53 0,97 108 0,63 26 0,83 3 0,37 7 0,50 

tioziol., Püdu". 
~cc\sorger u. 22 0,26 22 0,20 ° ° 3 0,43 ° 0 16 0,31 22 0,40 56 0,33 10 0, 33 3 0,44 5 0,35 

kirchI. Mitarb. 

Lehrer 43 0,52 43 0,39 13 0,32 6 0,85 17 0,60 37 0,71 48 0,88 121 0,70 15 0,47 7 0,87 8 0,57 

Sozialarb . 117 1,41 103 0,93 158 3,86 19 2,71 55 1,94 123 2,36 131 2,40 226 1,32 56 1,76 14 1,75 17 1,21 

Gesamt 255 3,07 239 2,16 241 5,91 36 5,13 109 3,87 234 4,48 280 5,12 564 3,28 115 3,62 2B 3,55 41 2,91 
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1998 a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b 

Ärzte 26 0,30 37 0,32 34 0,76 3 0,39 15 0,54 18 0,31 26 0,42 54 0,31 8 0,24 1 0,12 4 0,27 

Psycho!., 53 0,61 40 0,35 49 1,08 5 0,66 28 0,98 40 0,69 57 0,93 108 0,62 27 0,81 3 0,35 7 0,48 
fSozio!. , l'ädag 
~cclsorgcr u. 22 0,25 24 0,21 0 0 1 0,13 0 0 16 0,28 22 0,36 56 0,32 9 0,29 3 0,41 5 0,34 
irch!. Mitarb, 

Lehrer 43 0,50 44 0,38 14 0,31 4 0,52 17 0,60 38 0,66 48 0,78 120 0,69 13 0,39 7 0,83 8 0,55 

Sozialarb. 117 1,36 104 0,90 161 3,55 17 2,23 48 1,68 125 2,16 130 2,11 226 1,29 56 1,69 14 1,65 19 1,30 

lGesamt 261 3,02 249 2,15 258 5,7 30 3,93 108 3,8 237 4,09 283 4,59 564 3,23 113 3,42 28 3,37 43 2,94 

a= absolute Stellenzahlen 
b= Stcllcnzah\cn je 100 Gefangene 

Tab. 10: Aufsichtspersonal 1993-1998 (alte Bundesländer) 

1993 Baden- Bayem Bertin Bremen Hamburg Hessen Nieder- ~ordrhein Rhein!.- Saartand Schlesw,-
rtvürttemb sachsen -Westf. Pfalz Holstein 

a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b 

Vollzdst . 2.315 31.78 1181 31,77 2.267 62,87 333 49,48 1.318 52,34 1.795 34,18 2144 40,64 5.862 39,21 1.432 52,88 375 49,47 589 46,02 

lWerkdienst 405 5,56 375 3,74 117 3,24 27 4,01 104 4,13 133 2,53 96 1,82 387 2,59 Z3 2,70 29 3,83 27 2,11 

iArbeiter 52 0,71 45 0,45 79 2,19 11 1,73 0 0 26 0,50 57 1,08 57 0,38 0 0 0 0 3 0,23 

Sonst. Dst. 5 0,07 16 0,16 35 0,97 3 0,45 15 0,62 14 0,27 27 0,51 84 0,56 0 0 0 0 9 0,70 

pesamt 2.777 38, 13 1617 36,12 2.498 69,27 374 55,67 1.437 57,09 1.968 37,48 2.324 44,06 6.390 42,75 1.505 55,58 404 53,3 628 49,06 

1995 a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b 

~ollzdst. 2.379 28,64 3.234 29,25 2.184 53,42 340 48,5 1.264 44,66 1.880 36,02 2.280 41,72 5.848 34,06 1.424 44,82 376 46,88 641 45,49 

~Verkdienst 413 4,97 358 3,24 125 3,06 27 3,85 101 3,57 164 3,14 96 1.76 388 2,26 73 2,30 29 3,62 27 1,92 

iArbeiter 51 0,61 45 0,41 80 1,96 11 1,66 0 0 0 0 59 1,08 57 0,33 0 0 0 0 10 0,71 

Sonst. Dst. 5 0,00 47 0,43 91 2,23 5 0,71 15 0,55 14 0,27 29 0,53 88 0,51 0 0 0 0 0 0 

\Gesamt 2.848 34,28 1684 33,32 2.480 60,67 384 54,72 1.380 48,79 2.058 39,43 2.464 45.09 6.381 37,16 1.497 47,12 405 50,5 678 48,12 

1998 a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b a b 

lVollzdst. 2.398 27,79 3.258 28,14 2225 49,05 298 39,12 1.216 42,56 1.970 34,03 2.393 38,85 5.843 33,45 1.408 42,47 370 43,74 621 42,45 

lWerkdienst 413 4,79 359 3,10 133 2,93 25 3,28 100 3,50 177 3,00 92 1,49 463 2,65 71 2,14 29 3,43 25 1,71 

Arbeiter 51 0,59 44 0,38 88 1,96 0 0 0 0 0 0 49 0,80 58 0,33 0 0 0 0 9 0,62 

Sonst. Dst. 4 0,05 81 0,70 90 2 0 0 18 0,65 15 0,26 29 0,47 113 0,65 0 0 0 0 0 0 

lGesamt 2.866 33,21 3.742 32,32 2.538 55,94 323 42,4 1.334 46,71 2.162 37,35 2.563 41,61 6.477 37,07 1.479 44,62 399 47,16 655 44,77 

a= absolute Stellenzahlen 
b= Stcllcnzahlenje 100 Gefangene 

Tab. 11: Personal im Justizvollzug insgesamt (neue Bundesländer) 

199356
, 1995 1998 

a b a b a b 
4.828 137,79 5.588 73,24 6,017 56,92 

a= Stellenzahl absolut 
b= Stcllcnzahl je 100 Gefangene 
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Tab. 12: Jahresdurchschnittsbelegung der Justizvollzugsanstalten (neue Bundesländer) 

1992 1994 1997 
Brandenburg 1.005 1.667 1.995 
Meckl. -VOI]Jommem keine Angabe 1.042 1.350 
Sachsen 1.388 2.760 3.985 
Sachsen-Anhalt 643 1.250 1.827 
Thüringen 468 910 1.414 
Gesamt 3.504 7.630 10.571 

Tab. 13: PersonalsteIlen im Justizvollzug auf 100 Gefangene im Ost-West-Vergleich 

1993 1995 1998 
West Ost West Ost West Ost 
54,73 137,79 49,94 73,24 47,68 56,92 

Tab. 14: Höherer bis mittlerer Vollzugs- und Verwaltungsdienst (neue ßundesländer) 

1993 1995 1998 
a b a b a b 

Höherer Vollzugs- und 75 2,14 90 1,18 83 0,79 
Verwaltungsdienst 
Gehobener Vollzugs- und 258 7,36 298 3,91 304 2,88 
Verwaltungsdienst 
Mittlerer Verwaltungs- und 307 8,76 465 6,09 455 4,30 
Schreibdienst 
Gesamt 640 18,26 853 11 , 18 842 7,97 

a= absolute Stellenzahlen 
b= SteJlenzahlcn je 100 Gefangenc 

Tab. 15: ßehandlungspersonal (neue Bundesländer) 

- .. 

1993 1995 1998 
a b a b a b 

Ärzte 57 1,63 62 0,8 1 54 0,51 
Psychologen, Soziologen, 49 1,40 52 0,68 79 0,75 
Dipl.-Pädagogen 
Seelsorger und kirchliche 7 0,20 11 0,14 1 1 0,11 
Mitarbeiter 
Lehrer 45 1,28 54 0,71 56 0,53 --
Sozialarbeiter 87 2,48 106 1,39 143 1,35 
Gesamt 245 6,99 285 3,74 343 3,25 

a= absolutc StcllcllL.ahlen 
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Tab. 16: Aufsichtspersonal (neue Bundesländer) 

1993 1995 1998 
a b a b a b 

Allgemeiner Vollzugsdienst 3.607 102,94 4.208 55,15 4.635 43,85 

Werkdienst 270 7,71 178 2,33 159 1,50 
Arbeiter 58 1 66 50 0,66 28 0,26 

Sonstige Dienste 8 0,23 14 0,18 10 0,09 

Gesamt 3.943 112,53 4.450 58,32 4.832 45,70 

a= absolute StellenzahJen 
b= Stellenzahlcn je 100 Gefangene 

2.3 Differenzierung nach Bundesländern 

Tab. 17: Stellen im Justizvollzug (neue Bundesländer) 

Bundesland 1993 1995 1998 
a b a b a b 

Brandenburg 1.276 126,97 1.441 86,44 1A05 70,43 

Mecklenburg- Vorpommern k. Ang. k. Ang. 653 62,67 778 57,63 

Sachsen 1.723 124,14 1.817 65 ,83 1. 910 47,93 

Sachsen- Anhalt 1.093 169,98 976 78,03 1.030 56,40 

Thüringen 736 157,26 701 77,01 894 63,22 

a= absolutc Stcllcl1zahlcl1 
b= StellcIlz<'lhlcll jc 100 Gefangene 

Tab. 18: Höherer bis mittlerer Vollzugs- und Verwaltungsdienst 1993-1998 
(neue Bundesländer) 

1993 Brandenburg Mecklenburg- Sachsen Sachsen- Anhalt Thüringen 
Vorpommem 

a b a b a b a b a b 

Hölt Ost. 12 1,19 keine keine 38 2,74 14 2.18 11 2,35 
Angabe Angabe 

Geh. Ost. 46 4,58 keine keine 87 6,27 77 11 ,98 48 10,26 
Angabe Angabe 

Mittl. OSt. 61 6,07 keine keine 162 11 ,67 84 13,06 0 0 
Angabe Angabe 

Gesamt 119 11,84 keine keine 287 20,68 175 27,22 59 12,61 
Angabe Angabe 

1995 a b a b a b a b a b 

Höh. Ost. 13 0,78 16 1,54 35 1,27 14 1,12 12 1,32 

Reh Ost. 51 3,06 46 4,41 90 3,26 69 5,52 42 4,61 

Mittl Ost. 139 8,34 80 7,68 162 5,87 84 6,72 0 0 

lCIesamt 203 12,18 142 13,63 287 10,4 167 13,35 54 5,93 

1998 a b a b a b a b a b 

Höh. Ost. 13 0,65 13 0,96 28 0,70 16 0,88 13 0,92 

Geh. Dst. 48 2,41 53 3,93 88 2,21 69 3,78 46 3,25 

Mittl. Ost. 126 6,32- 78 5,78 158 3,96 93 5,09 0 0 

Gesamt 187 9,37 144 10,67 274 6,88 178 9,74 59 4,17 

__ _ . _I _ __ I . _ ~ _ C"~ _ tl __ ___ '_I_ ~_ 
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Tab. 19: Behandlungspersonal1993-1998 (neue Bundesländer) 

1993 Brandenburg Mecklenburg- Sachsen Sachsen- Anhalt Thüringen 
Vorpommem 

a b a b a b a b a b 

Ärzte 7 0,70 k.Ang k.Ang 35 2,52 12 1,87 3 0,64 

I'sychoL, 14 1,39 k.Ang . k Ang. 20 1,44 10 1,56 5 1,07 

lSozioL, Püdag 
jS.:cl sorg.:r lL 1 0,10 k.Ang k.Ang 6 0,43 ° ° ° ° irchl Mitarb. 

Lehrer 14 1,39 k Ang k.Ang. 6 0,43 18 2,80 7 1,50 

Sozialarb. 28 2,79 k Ang k.Ang 21 1,51 27 4,20 11 2,35 

Gesamt 64 6,37 k Ang k.Ang 88 6,34 67 10,42 26 5,56 

1995 a b a b a b a b a b 

[Ärzte 7 0,42 6 0.58 35 1,27 12 0,96 2 0,22 

l'sychoL, 17 1,02 ° ° 20 0,72 10 0,80 5 0,55 

lSozioL, Pädag 
!Seelsorger u. ° ° ° ° ° ° 5 0,40 6 0,66 

lKirchl Mitarb. 

Lehrer 14 0,84 5 0, 48 12 0, 43 16 1,28 7 0,77 

Sozialarb. 28 1,68 12 1,1 5 28 1.01 27 2.16 11 1,21 

K;esamt 66 I 3,96 23 2,21 95 3,43 70 5,6 31 3,41 

1998 a b a b a b a b a b 

Ärzte 7 0,35 7 0,52 27 0,68 11 0,60 2 0,14 

Psychol., 18 0,90 14 1,04 27 0,68 11 0,60 9 0,64 

pozioL, Pädag. 
~.:.:lsorger u. ° ° 0 0 0 0 6 0,36 5 0,35 

lKirchL Mitarb. 

!Lehrer 14 0,70 6 0,44 13 0,33 16 0,88 7 0,5 

Sozialarb. 35 1,75 20 1,48 49 1,23 27 1,48 12 0,85 

K;esamt 74 3,7 47 3,48 116 2,91 71 3,91 35 2,48 

a= absolutc StclIenzahlcn 
b= S tcllenzahlcn je 100 Gefangcne 
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Tab. 20: Aufsichtspersonal 1993-1998 (neue Bundesländer) 

1993 Brandenburg Mecklenburg- Sachsen Sachsen- Anhalt Thüringen 
Vorpommem 

a b a b a b a b a b 

Vollzdst. 883 87,86 k. Ang k. Ang 1.341 96,61 745 115,86 638 136,32 

Werkdienst 210 20,90 k. Allg . k. Ang. 0 0 60 9,33 0 0 

Arbeiter 0 0 k. Ang k. Ang 7 0,50 38 5,91 13 2,78 

Sonst. Ost. 0 0 k Ang k Ang. 0 0 8 1,24 0 0 

iGesamt 1093 108,76 k. Ang. k. Ang 1.348 97,12 851 132,35 651 139,1 

1995 a b a b a b a b a b 

Vollzdst. 1024 61,43 488 46,83 1.428 51,74 665 53,17 603 66,24 

Werkdienst 148 8,88 0 0 0 0 30 2, 40 0 0 

Arbeiter 0 0 0 0 7 0,25 30 2,40 13 1,43 

Sonst , Dst. 0 0 0 0 0 0 14 1,12 0 0 

Gesamt 1172 70,31 488 46.83 1435 51,99 739 59,08 616 67,67 

1998 a b a b a b a b a b 

Vollzdst. 1015 50,88 587 43,48 1513 37,97 720 39,41 800 56,58 

Werkdienst 129 6,47 0 0 0 0 30 1,64 0 0 

Arbeiter 0 0 0 0 7 0,18 21 1,15 0 0 

Sonst. Ost. 0 0 0 0 0 0 10 0,55 0 0 

Gesamt 1.144 57,34 587 43,48 1.520 38,14 781 42,75 800 56,58 

a= absolute Stellenzahlen 
b= Stellenzahlen je 100 Gefangene 
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Neue Aufgaben 
dung 

neue Ausbil-

Das Studium für den gehobenen Vollzugs­
und Verwaltungsdienst an der Fachhoch­
schule für Rechtspflege Nordrhein- West­
falen in Bad Münstereifel 

Beate Nolten-Gehlen/Wolfgang Schriever 

Es ist nunmehr 10 Jahre her, dass Höflich in dieser Zeit­
schrift ' die Ausbi ldung für den gehobenen Vollzugs- und 
Verwaltungsdienst vorgestellt hat. Damals beklagte er sich 
noch darüber, vie lerorts herrsche Unkenntnis über die Tat­
sache diese r vollzugsspezifischen Ausbildung. Dies dü rfte 
heute im Grundsatz wohl nicht mehr der Fall se in . Die 
Fachhochschule für Rechtspflege Bad Münstereifel ist 
innerhalb der Bundesrepubli k Deutsch land zu Recht als 
hervorragende AusbIldungsstätte für den gehobenen Voll­
zugs- und Verwaltungsd ienst bekannt und geschätzt. Dies 
wird nicht zuletzt daran deutlich , dass 11 von 16 Bundes­
ländern hier ih re Nachwuchskräfte ausbilden lassen, 
obwohl ei ne derarti ge länderüberg reifende Ausbildung für 
angehende Landesbeamte an einem einzigen Ort unge­
wöhn lich ist. Die Studierendenzah len im Fachbere ich Straf­
vo ll zug ze igen zudem eine deutlich steigende Tendenz. 

Für den Strafvo llzug ist Bad Münstereifel damit bundes­
weit zu einer Institu tion geworden, wo das für das Funktio­
nieren der Justizvo llzugsanstal ten so wicht ige Segment 
des mittleren Managemen.t,s für seine spätere Täti gkeit vor­
bereitet wird und wo wesentliche Leitlinien für die zukünfti ­
ge Entwicklung im Vollzug vorgezeichnet und geprägt wer­
den . Neben den Anstößen, die sie gibt, muss Ausbildung 
heutzutage aber auch Impulse, die von außen an sie her­
angetragen werden , aufgre ifen und in die Ausbildung inte­
grieren. Struktur und Inhalte des Studiums in Münstereifel 
haben deshalb in den letzten Jahren eine grundlegende 
Neuordnung erfahren. Weiterhin gil t Jedoch: Die Ausbil­
dung für den gehobenen Vol lzugs- und Verwaltungsdienst 
so ll durch ein e prax isbezogene Lehre auf wissenschaftli­
cher Grund lage Beamte heranbi lden, die nach ihrer Per­
sön lichkei t und nach ihren al lgemeinen und fachl ichen 
Kenntnissen und Fäh igkeiten in der Lage sind, selbststän­
dig , mit sozialem und wirtschaftlichem Verständnis und mit 
organisatorischem Gesch ick die Aufgaben ih re r Laufbahn 
in der Voll zugsverwal tu ng wahrzunehme n, an der Gefan­
genenbehandlung und an der Erfullu ng sonstiger Vollzugs­
aufgaben mitzuwi rken und die erforderl ichen Entscheidun­
gen und sonstige n Maßnahmen sachgerecht zu treffen 
und sie überzeugend zu begründen. 

Absolventen aus Bad Münstereifel - auch 
die besseren Anstaltsleiter(innen)? 

Die Bediensteten des gehobenen Vollzugs- und Verwal­
tungsdienstes sind die einzige Beru fsg ruppe in den Vo ll ­
zugsansta lten , di e ein Fachhochschulstud ium in einem 
Studiengang durchlaufen haben , der ausschließ lich an den 
Belangen und Anforderungen der Vollzugsprax Is ausge­
richtet ist. Den Studierenden we rden gründliche theo reti­
sche Kenntnisse im Vollzugsrecht (St rafvo llzug , Vollzug 

der Untersuchungshaft , Jugendstrafvollzug), im Voll zugs­
verwaltungsrecht (z .B . Strafvo llstreckungsrecht , Arbeit und 
berufliche Bildung der Gefangenen, wirtschaftliche Versor­
gung ), Kriminologie, Haushaltsrecht, Beamten- und Tarif ­
recht vermittelt. Neu hinzugekommen als Lehrfach ist 
Betriebswi rtschaftslehre . Die Studierenden erlangen über­
dies Kenntnisse der Sozialwissenschaften (Psychologie , 
Pädagogik , Soziolog ie und Sozialrecht), des Strafrechts , 
des Zivi lrechts, des Staats- und Verwa ltu ngsrechts und 
des Gerichtsverfassun gsrechts. Allein diese Aufzählung 
sagt be re its etwas aus über das umfassende Spektrum 
und damit auch die Qualität der Ausbil dung . Es ist 
bestimmt nicht übertrieben zu verm uten , dass so mancher 
Berufsanfänger Im höheren Vollzugs- und Verwa ltungs­
dienst - und nicht nur er - froh über solch einen Grundstock 
für seine Tätigkeit wäre. Bisher ist er nicht selten gezwun­
gen , seine Kenntnisse durch Versuch und Irrtum zu erwer­
ben. Wei te rhin dürfte es wohl richtig sein , dass selbst 
gestandene Anstaltsleiterinnen und Ansta ltsleiter Schwie­
rigke iten hätten , den Prüfungsanfo rderungen im Fachbe­
reich Strafvollzug gerecht zu werden. 

Insoweit muss es verwundern , wenn ein derartiges Poten­
zial noch immer teilweise brachliegt. Absolventen der Fach­
hochschule beklagen häufig die Unterforderung, wenn sie in 
die Praxis entlassen werden . Anspruchsvolle Tätigkeiten 
werden ihnen meistens erst nach etlichen Dienstjahren über­
tragen, wenn die erworbenen Kenntnisse tei lweise schon 
wieder ve raltet oder in Vergessenheit geraten sind. 

Oie Aufgabenbereiche des gehobenen 
Vollzugs- und Verwaltungsdienstes 

Ein Absol vent des Studiums an der Fachhochschu le in 
Bad Münstereifel Fachbereich Strafvollzug ist vielse itig 
einsetzbar. Die klass ischen Aufgabenbere iche sind bisher 
fo lgende 
Der VollzugsabteIlungsleiter" trifft eigenverantwortlich die 
die Voll zugsabtei lung betreffenden Entscheidungen, 
soweit sie nicht dem Anstalts leiter vorbehalten sind. 
Der Leiter des Sicherheits- und Ordnungsdienstes ist für 
die Gewährleistung der Sicherhe it und Ordnung in den 
Vollzugsansta lten zuständig 
Der Leiter der Arbeitsverwaltung ist ve rantwortlich fü r alle 
mit dem Arbeitseinsatz der Gefangenen verbundenen 
Maßnahmen. 
Dem Leiter der Wirtschattsve rwaltung/Haushaltsabtei lung 
obl iegen neben der Organisation und Überwachung der 
Wi rtschaftsbetri ebe alle Aufgaben im Zusammenhang mit 
der wirtschaftli chen Versorgung der Gefangenen. 
Der Verwaltungsle iter ist für die Organisation der gesam­
ten Verwaltung und den reibungs losen Geschältsablauf in 
der Anstalt verantwortlich. 
Der Personalsachbearbeiter arbeitet ihm zu und unter­
stützt ihn . 
Der Leiter der Bauve rwaltung ist für Planung und Aus­
führung aller Anstaltsbauten und die Bauunterhaltung 
zuständig. Er verwaltet auße rdem die Dienstwohnungen. 
Der Dienstleiter einer Zweigansta lt vertritt eine Zweiganstalt 
nach außen, soweit die damit verbundenen Aufgaben nicht 
der Anstaltsleiterin/dem Anstaltsleiter vorbehalten sind. 

Es sind darüber hinaus we ite re Einsatzfelder denkbar. 
So befähigt die betriebswirtschaltliehe Ausbildung die 



Absolventen der Fachhochschule zu einer herausgehobe­
nen Funktion im Bereich der gar nicht mehr so "Neuen 
Steuerungsmodelle" Auch Stabsteilen im Bereich der 
Informationstechnik erscheinen möglich. Nicht zuletzt soll­
te besonders befähigten Beamten die Anstalts­
leitung/Abteilungsleitung übertragen werden. Angesichts 
der qualifizierten und für diese Aufgabe auch besonders 
qualifizierenden Ausbildung in Bad Münstereifel sollten in 
Zukunft die Anstaltsleiter sogar regelmäßig aus ehemali­
gen Absolventen der Fachhochschule rekrutiert werden. 

Neue Lehrmethoden und Studieninhalte 
Bisher krankte das Studium daran , dass Studienfächer 

und damit lehrfachbezogene Inhalte vorherrschten. Eine 
sachliche Verknüpfung zwischen den Studienfächern fand 
nur ausnahmsweise statt. Dieses Verfahren hatte zur 
Folge , dass für die Studierenden nicht immer transparent 
wurde, we lche Bedeutung die vermitte lten Lehrgegenstän­
de für ihren Arbeitsplatz haben. Die Arbeitserfordernisse in 
Justizvollzugsanstalten lassen sich jedoch nicht in wissen­
schaftlich begründete Wissensgebiete aufteilen, sondern 
Aspekte aus unterschiedlichen Wissensbereichen fließen in 
die Arbeitsprozesse und Entscheidungen ein. So sind z.B. 
im Zusammenhang mit einem Urlaubsantrag gemäß § 13 
StVollzG die vollzugs rechtlichen Bestimmungen , di e dia­
gnostischen und prognostischen Aspekte zur Erreichung 
des Behandlungszieles (Förderung von Außenkontakten , 
Verhinderung von Straftaten , Sicherstellung der weiteren 
Strafverbüßung) und ve rwaltungstechnische Abläufe zu 
berücksichtigen. Das Zusammenspiel der in diesem 
Zusammenhang relevanten Studienfächer Vollzugsrecht, 
Kriminologie , Psychologie, Vollzugsverwaltungsrecht , Sozi­
alrecht und Strafvollstreckungsrecht konnte in der Vergan­
genheit häufig nicht ausreichend vermittelt werden , da die 
einzelnen Aufgabenteile unterschiedlich zugeordnet waren. 

In fortgeschrittenen Studienabschnitten werden deshalb 
Lehrgegenstände fachübergreifend in Studienobjekten unter­
richtet. Ein Studienobjekt soll all das Wissen beinhalten, wei­
ches für die Erledigung der praktischen Aufgaben erforderlich 
ist. Dies geschieht durch die Zusammenfügung und Vertie­
fung des bereits erworbenen Basiswissens. Außerdem wer­
den, soweit erforderlich, neue Inhalte eingeführt. Die Studien­
objekte werden mit einem Lernziel versehen. Wegen der 
möglichen Interdisziplinarität wird die Didaktik des Lehrstoffs 
festgelegt und die Auswahl der Lehrkräfte nach ihrer Fach­
kompetenz bestimmt, wobei häufig Praktiker" hinzugezogen 
werden. Auch ein sog. team-teaching ist möglich. 
Derartige Objekte sind 

Organisation 

Jugendliche Straftäterinnen und Straftäter 

- Nichtdeutsche (bzw. fremdkulturell geprägte) Straffällige 

Bildungsmaßnahmen für Gefangene 

Vollzugsplanung 

- Sicherheitsorganisation in Einrichtungen des Justizvoll­
zuges 

Rechtsschutz im Justizvollzug 

- Vollzugslockerungen 

Die tradierten Lehrfächer treten dagegen etwas zurück. 
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Es ist bisher noch zu früh , um die Neuerungen ab­
schließend zu beurteilen. Es sind sicherlich neue interes­
sante Studienangebote zustande gekommen. Aber es wird 
zu beobachten sein , ob nicht die neue Struktur die Studie­
renden auch verunsichert. Allerdings gilt: das einzig 
Beständige ist der Wandel , an den sich jeder gewöhnen 
muss. Die vorläufigen Ergebn isse einer die Neuordnung 
des Studiums begleitenden UnterSUChung deuten darauf 
hin , dass die Studienqualität verbessert worden ist. Was 
bisher den Studierenden als Transferleistung abverlangt 
wurde, nämlich die Zusammenführung von Erkenntnissen 
aus unterschiedlichen Feldern , ist jetzt schon Strukturele­
ment der Lehre . Die Studierenden haben diese Erleichte­
rung dankbar aufgenommen. Zu sammenhänge sche inen 
ihnen tatsäChlich deutlicher geworden zu sein. 

Nicht nur die Lernenden haben profitiert. Auch die Leh­
renden haben mehr Verständnis und Respekt für bisher 
isoliert vermittelte andere Fachrichtungen gewonnen. Der 
bisher vereinzelt vorhandene Fachdünkel - es ist zuweilen 
schwer, sich davon frei zu machen , das eigene Fach als 
das entscheidende und andere als nachgeordnet anzuse­
hen - ist abgebaut worden: Al lerdings ist der Aufwand für 
die Neuordnung groß. Das erforderliche Maß an inhaltli­
cher Abstimmung und Koordination bei der Durchführung 
der Studienobjekte ist beträchtlich. Dabei sind auch zum 
Teil Defizite sichtbar geworden. Für die Zukunft gilt es, hier 
weitere Verbesserungen zu erzielen. Gleichzeitig ist auch 
klar geworden , dass klassische Fächer neben den Objek­
ten weiterhin ihre Berechtigung haben und keineswegs 
ganz abgebaut werden sollten . 

Auch die Studieninhalte haben sich geändert. Mit der 
Einführung des Fachs Betriebswirtschaftslehre, das auch 
gleich zum Prüfungsfach avanciert ist, ist der Lehrplan 
unter anderem um die Bereiche Budgetierungsverfahren, 
Kosten- und Leistungsrechnung , Methoden der Wirtschaft­
lichkeitsrechnung, Organisation, Organisationsentwicklung, 
Personalentwicklung und Controlling erweitert worden. 
Andere Fächer wurden "abgespeckt" und auf ihren für die 
Arbeit im gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienst not­
wendigen Kern zurückgeführt, um eine Ausuferung des von 
den Studierenden zu lernenden Lehrstoffs zu vermeiden. 

Oie Studienbedingungen 
Die für die Studierenden äußerst positiven Lernbedin­

gungen bestehen weiterhin. Der Lehrstoff wird im Wesent­
lichen von hauptamtl ichen Dozenten in Kleingruppen im 
Lehrgespräch vermittelt. Der unmittelbare und bis in die 
privaten Bezüge hinein reichende gute Kontakt zu den 
Dozenten/Professoren dürfte jeden Studierenden an einer 
Universität neidisch machen. Die Unterbringungssituation 
hat sich verbessert. Inzwischen kann normalerweise 
jedem Studierenden ein Einzelzimmer angeboten werden. 
Die Anwärterbezüge während der Ausbildung sind zwar 
nicht üppig, ermöglichen den Studierenden aber in der 
Regel ein sorgenfreies Auskommen. 
Zusammengefasst lässt sich sagen, dass es den Studie­
renden möglich ist , unbelastet vo n materiel len Sorgen in 
einer sehr angenehmen Lernsituation ihr Studium erfolg­
reich abzuschließen. 

Wenn diese Studienbedingungen für die Studierenden 
uneingeschränkt, positiv sind, mag diese Situation doch 
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die Kritik von Außenstehenden hervorrufen, Leistet sich 
hier der Staat eine Luxusausbildung? Unserer Meinung 
nach ist das nicht so, Eher dürfte das Gegenteil der Fall 
sein, Die Bedingungen an staatlichen Universitäten sollten 
sich vielmehr zukünftig an dem hier vorgestellten Modell 
orientieren, Zwar kann dies hier nicht ausdiskutiert werden, 
wir geben JedoCh folgendes zu bedenken: 

an der Fachhochschule für Rechtspflege sind die Studi­
enabbrecher-IVersagerquoten im Gegensatz zu allge­
meinen Hochschulen sehr gering, 

der Lehrstoff wird in sehr kurzer Zeit in sehr komprimier­
ter Form unterrichtet. Damit vertrüge es sich nicht, 
unzureichende Studien bedingungen anzubieten, Ein 
Nebenjob, um das Studium zu finanzieren, lässt sich 
damit nicht vereinbaren, 

Einsparungen in diesem Bereich stünden mit Sicherheit 
höhere Kosten durch mehr Studienabbrecher, längere 
Studienzeiten, mehr Studienversager entgegen, 

Ein Absolvent der Fachhochschule für Rechtspflege ist 
nach seiner Prüfung sofort in der Praxis einsetzbar, eine 
weitere Vorbereitungs-/Einführungszeit ist nicht erfor­
derlich, Diese "Berufsfertigkeit" der Absolventen muss 
erhalten bleiben, 

Unsere Universitäten sind ins Gerede gekommen, Teil­
weise wird gefordert, den Ausbildungsbetrieb an den 
Hochschulen an amerikanischen Verhältnissen zu orientie­
ren, An den besten Universitäten dort findet man indes 
Bedingungen vor, die an der Fachhochschule für Rechts­
pflege schon jetzt anzutreffen sind, Kritik an diesem Kon­
zept ist also wohl unangebracht. 

Einführung einer Diplomarbeit 
Überlegt werden sollte, ob man den Studierenden zum 

Nachweis ihrer wissenschaftlichen Befähigung eine Dipiom­
arbeit abverlangen sollte, Die Fachhochschule für Rechts­
pflege verleiht bisher den Titel Dlpiomverwaltungswirtin/wirt, 
ohne dass hierfür neben der Laufbahnprüfung eine geson­
derte Leistung zu erbringen ist. Der Vorteil einer Dipiomar­
beit läge darin, dass die Studierenden mehr noch als bisher 
die Möglichkeit bekämen, nicht nur Wissen passiv aufzu­
nehmen, sondern auch selbständig ihren Horizont zu erwei­
tern, Dies könnte einer Tendenz entgegen wirken, die den 
Absolventen zuweilen vorgeworfen wird, nämlich allzu posi­
tivistisch zu sein und sozusagen "nicht über den Tellerrand 
ihrer Vorschriften hinaus zu blicken", Der Wissenschaftsrat 
hat die Dipiomarbeit für unabdingbar zum eigenständigen 
Nachweis der Fähigkeit zur problemorientierten Anwendung 
wissenschaftlicher Methoden erklärt. Dem ist zuzustimmen, 
Die Studierenden drängen ebenfalls darauf, sich durch eine 
Dipiomarbeit zu beweisen, Für eine europaweite Anerken­
nung des Studienabschlusses' - eine Perspektive, deren 
Verwirklichung angesichts des weiteren Zusammenwach­
sens der europäischen Staaten immer drängender wird -
wäre dies zusätzlich förderlich, Themen aus dem Bereich 
des Justizvollzuges bieten sich genügend an, z, B" 

Vollzugslockerung, Urlaub, offener Vollzug zwischen 
Behandlungsinstrument und Disziplinierungsmittel 

Haftraumausstattung und Freizeitgestaltung im ge­
schlossenen Vollzug 

Personalmangel; Auswirkung auf die Vollzugsgestal­
tung und die Anstaltssicherheit 

Als zusätzliches Auslesekriterium könnte eine Diplom­
arbeit ebenfalls gute Dienste tun-' Eine hervorragende Lei­
stung in diesem Bereich könnte als eine Voraussetzung 
(von mehreren) dafür herangezogen werden, höhere Auf­
gaben im Bereich des Justizvollzuges zu übernehmen, Ein 
Aufstieg in den höheren Vollzugs- und Verwaltungsdienst 
und/oder die Übertragung der Abteilungs-/ Anstaltsleitung 
kämen dann in Betracht. Gerade letztere Funktionen ver­
langen nämlich konzeptionelles Denken und die Fähigkeit, 
rechtliche und sonstige Vorschriften nicht nur gemeinhin 
anzuwenden, sondern in die Tiefe zu gehen und Regelun­
gen im Hinblick auf deren Sinngehalt und praktische 
Bedürfnisse zu interpretieren bzw, schöpferisch weiter zu 
entwickeln, Die Dipiomarbeit bietet sich hierfür als geeig­
neter Gradmesser an, 

Eine Dipiomarbeit setzte allerdings eine andere Struktur 
des Studiums voraus, Die Dipiomarbeit müsste als Zulas­
sungsvoraussetzung mit der Laufbahnprüfung verknüpft 
werden, Nach ihrer Einführung sollte auch die Zahl der 
Prüfungsklausuren verringert werden, Weiterhin wäre es 
notwendig, die fachwissenschaftliche auf Kosten der fach­
praktischen Ausbildung zu verlängern, etwa im Verhältnis 
21 Monate zu 15 Monate statt der bisher gleichgewichtigen 
Verteilung, Nur so könnte die Dipiomarbeit, deren Themen­
vergabe, Betreuung und Bewertung durch die Professoren 
und hauptamtlichen Lehrkräfte der Fachhochschule erfol­
gen müsste, überhaupt in das Studium integriert werden, 
Dies böte den zusätzlichen Vorteil, den von Dozenten/Pro­
fessoren und Studierenden beklagten Stoffdruck während 
der fachwissenschaftlichen Ausbildung etwas verringern 
zu können, Außerdem würde damit eine weitere Voraus­
setzung für die europaweite Anerkennung des Studienab­
schlusses geschaffen, 

Resümee und Ausblick 
Höflich hat in seinem eingangs erwähnten Beitrag von 

vor 10 Jahren verschiedene Probleme aufgezeigt"', So for­
derte er schon damals eine größere Praxisorientierung des 
Studiums verbunden mit einer stärkeren Abstimmung mit 
der Praxis, Eine interdiSZiplinäre Vermittlung des Lehr­
stoffs hielt er für wünschenswert. Dies dürfte alles größten­
teils zumindest auf den Weg gebracht sein, Wenn inzwi­
schen auch die begleitenden Lehrveranstaltungen 
während der fachpraktischen Ausbildung zu wesentlichen 
Teilen für mehrere Länder gemeinsam an der Fachhoch­
schule stattfinden, zeugt dies nicht zuletzt von einem 
gesteigerten Vertrauen der Praxis, Dies wäre ohne enge 
Abstimmung mit ihr nicht denkbar. Das Lehrangebot der 
Fachhochschule trägt zudem den veränderten Gegeben­
heiten der Vollzugspraxis, insbesondere dem schnell 
wachsenden Bedarf an betriebswirtschaftlicher Kompe­
tenz im gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienst, 
Rechnung, Die bereits dargestellten Objekte sind interdis­
ziplinär angelegt. Der Fachbereich Strafvollzug betreibt 
wie seinerzeit gefordert Rechtstatsachenforschung durch 
selbst initiierte Projekte, Zu nennen sind z.B, "Tätigkeitsbe­
reiche des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes 
und berufliche Zufriedenheit" sowie "Probleme mit auslän­
dischen Untersuchungs- und Strafgefangenen" Außerdem 



wird an der wissenschaft lichen Diskuss ion durch Leh r­
bücher"', Aufsätze und Beschlussanmerkungen in Fach ­
zeitschriften teilgenommen. 

Die Professoren und Dozenten des Fachbereichs sind 
schl ießlich mittlerweile an der Fortbildung im Vollzug betei­
ligt . Es sind bere its mehrere von den Teilnehmern sehr 
positi v aufgenommene und auch sonst vielbeachtete 
Tagungen im Bereich der Organisation/Organisationspsy­
chologie , der Krim inologie und des Vo ll zugsrechts und der 
Arbeitsverwa ltung durchgeführt worden. Wünschenswert 
wäre hier noch eine stärkere Te ilnahme von Angehör igen 
des Höheren Dienstes. für welche die Themati k teilweise 
von besonderem Interesse sein dürfte. Es bleibt das Pro­
blem. dass die Ausb ildung an der Fachhochschu le noch 
nicht genügend gewürdigt wird. Dies gilt sowohl fü r die 
Absolventen. deren Potenzial nicht ausgeschöpft wird. 
Dies gilt aber auch für die Professoren und Dozenten . 
deren Leistungen von der Praxis nicht hinreichend wahrge­
nommen werden , so dass der Einsatz an der Fachhoch­
schule für die auf Zeit eingesetzten Lehrkräfte durchaus 
karriereschäd lich se in kann. was wiederum zur Folge hat, 
dass es schwierig ist, besonders qualifizierte Dozenten zu 
gewinnen . Die Fachhochschule bleibt im Übrigen aufgefor­
dert, das fachwissenschaftliche Studium und seine Ver­
zahnung mit der (Fach -)Prax is gemäß den hier aufgezeig­
ten Möglichkeiten we iter zu entwickeln. Auch wenn die 
Erneuerung im Studiengang Strafvollzug schon we it fort­
geschritten ist. so wird dies wohl eine niemals abgeschlos­
sene Aufgabe sein. 
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Sexualstraftäterbehandlung in 
der Sozialtherapeutischen An­
stalt Kassel 
Kriminalitätsmodell und Behand­
lungskonzept 
Rudi Nebe. Arnold Wieczorek 

Die Sozialtherapeutische Justizvollzugsanstalt in Kas­
se l wu rde 1981 mit 60 Haftplätzen im geschlossenen Voll­
zug in Betrieb genommen. Nach ei nem weiteren Ausbau 
verfügte sie seit 1988 über insgesamt 165 Plätze . davon 
25 im offenen Vo ll zug. 1998 wurde die Belegungskapazität 
im offenen Vollzug auf 31 und im geschlossenen Vollzug 
auf 142 Plätze angehoben. so daß die Ansta lt z.ZI. über 
insgesamt 173 Haftplätze verfügt. 

Neben der bau lichen Entwicklung. die mit der Inbetrieb­
nahme des 2. Bauabschnittes 1988 weitgehend abge­
schlossen war, gab es auch hinsichtlich Konzeption und 
Organisationsstruktur in den ca . 20 Jahren Sozialtherapie 
eine re lativ kontinu ierliche Fortentwicklung. Die Aufnahme­
kriterien wurden mehrfach erweitert und die Organisati ons­
struktur in wesentlichen Te ilen modifiZiert. Mit Fertigstellung 
des 2. Bauabschnitts wurde ein neues Behandlungskon­
zept. das sogenannte Phasenmodell, konzipiert und instal­
li ert. Die Behandlung der Insassen vollzog sich hier in 
räumlich getrennten und hinsicht li ch ihrer AufgabensteIlung 
differenzierten Behandlungsabteilungen. Nachdem sich 
dieses Modell in der Praxis aus unterschiedlichen Gründen 
nicht bewährt hat , befindet sich die Sozialtherapeutische 
Anstalt (SothA) momentan in einer weiteren Phase der kon­
zeptione llen Umstrukturierung hin zu einem dualen Abtei­
lungsmodell. in dem zwischen kurz- und langstraf igen 
In sassen differenZiert wird . Diese prozessllafte Weiterent­
wicklung der Konzeption erfolgte mit dem Zie l, eine mög­
lichst effiziente Behandlungsarbeit zu geWährleisten sowie 
auf den aktuellen Behandlungsbedarf im Vollzug möglichst 
fle xibel zu reagieren. Dieser Entwicklungsprozess konnte 
leider nur in den ersten Jallren wissenschaftlich durcll das 
Max-Planck-Institut fLir ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg begleitet werden. Seit Mitte der 80er 
Jahre ist die SothA aUSSChließlich auf ihre eigenen 
begrenzten MögliChkeiten angewiesen. 

Der hier kurz ski zzierte Entwicklungsverlauf sol l ver­
deutlichen. dass das sozIaltherapeu ti sche Konzept in de r 
Vergangenhe it einem kontinuierlichen Veränderungs- und 
Entwicklungsprozess unterworfen war. Das Konzept der 
SothA Kassel ist demnach nicht statisch im Sinne einer 
abgeschlossenen EntwiCklung zu verstehen , die Darstel­
lung im vorliegenden Artikel beschreib t vielmehr den Ist ­
Zustand eines stetigen, mehr oder wen iger dynamiscll ver­
laufenden Entwicklungsprozesses. Die Qualität einer 
sozialtherapeutischen Einrichtung zeichnet sich u.E. nicht 
zu letzt auch dadurch aus , inwieweit es in diesem Prozess 
ge lingt, neuere empirisch abgesicherte wissen schaftliche 
Erkenntn isse der Straftäterbehandlung sowie die refl ektier­
ten Erfahrungen der eigenen Arbeit in die Konzeption ein­
zubeziehen. Im Rahmen des skizzierten Entwicklungspro­
zesses öffnete sich die Anstalt 1988 auch für die so-
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zi altherapeutische Behandlung von Sexual straftätern 
(Lübcke-Westermann, Nebe 1994). 

Unter Berücks ichtigung der bisherigen Erfahrungen 
beeinflussten nach Auffassung der Autoren die folgenden 
fünf Faktoren ganz wesentlich die konzeptionelle und orga­
nisatorische Entwicklung der Sozialthe rapeutischen .Justiz­
vollzugsanstalt in Kassel: 

pol itische und gesetzliche Vorgaben 

Veränderungen im Regelvollzug und/oder der vo llzug li­
chen Interessenlage 

die Reflexion und Analyse der eigenen Tätigkei t 

neuere wissenschaftliche Erkenntnisse 

anstal tsinterne Veränderungen (z.B. im persone llen und 
finanziellen Bereich). 

Wir möchten uns nunmehr dem Kriminalitätsmodell der 
SothA Kassel zuwenden Auf einer allgemeinen Ebene 
betrachtet ist Kriminal ität - also auch Sexualdelinquenz - ein 
äuße rst komplexes Phänomen , mit dessen Untersuchung 
eine Vielzahl von EInzeiwissenschaften befasst sind . Aus­
zugsweise sollen hier wegen ihrer Bedeutsamkeit für die Kri­
minalitätsforschung lediglich die Rechtswissenschaft , Psy­
cholog ie, Psychiatrie, Soziologie, Medizin und Pädagogik 
erwähnt werden. Aufgrund der vielfältigen eInzeIwissen­
schaftli chen Aktivitä ten existiert eine Fülle von mehr oder 
wen iger empiri sch abgesicherten Kriminalitätstheorien , die 
jeweils Teilaspekte der Kriminalität abdecken (z.6. Kerscher, 
1981). In der neueren kriminologischen Forschung setzt sich 
zunehmend die Sichtweise durch , dass sich Kriminalität nicht 
im Rahmen dieser Theorien mono-kausal erklären lässt (z .6. 
Schneider. 1998; Kette. 1987; Kunze, 1994; Kerscher, 1983 ). 
Kette (1987) führt hierzu aus, "dass Kriminalität weder allein 
durch äußere Umstände wie Armut , niederer sozioökonomi­
scher Status, Arbeitslosigkeit oder sch lechte Ausbildung 
erklärt werden kann , noch allein durch psychologische 
Defekte oder in der emotionalen Reife. Kriminalität muss vie l­
mehr als eigenständiges Verhalten verstanden werden , das 
durch Denkprozesse, kognitiv-soziale Lernprozesse, Model­
lernen und durch die reziproke Beziehung zwischen Han­
delnden und der umgebenden Situation entsteht". Auf 
grundsätzlichen Über-Iegungen dieser Art basiert auch das 
Knmlnalitätsmodell der SothA Kassel. Ein wesentlicher 
Aspekt in unserem Modell ist ein multimodales Verständnis 
von Krim inalität. Es handelt sich bei diesem Krim inalitätsmo­
dell um einen eher pragmatischen , im wei testen Sinne sozia­
lisationstheoret isch und lerntheoretisch orientierten 
Erklärungsa nsatz zur Entstehung und Aufrech terh altung 
delinquenter Verh altensweisen . Diese Modellvorstellung ist 
bisher nur in Te ilbereichen empirisch abgesichert und besitzt 
von daher in wesentlichen Teilen ledig lich einen gewissen 
Plausibilitätscharakter. Grundlegend für unser Kriminali täts­
modell ist die Annahme, dass die Ursachen für delinquente 
Verh altensweisen im Individuellen Sozialisati onsverlaut und 
spezif ischen Lebensbedingungen verankert sind. 

Ausgangspunkt für unsere Modellvorstellung sind hier­
bei die soziali sationstheoretischen Überlegungen , dass die 
Entwick lung eines Menschen durch die Anlagen und die 
Interaktion mit der Umwelt bestimmt wird . Reicher! (1973) 
geht davon aus , dass die angeborenen Potenze n durch 
entsprechende Sozialisationsbedingungen hinsicht li ch 
ihrer Entfaltung gefördert. gehemmt oder aber ungünstig 

beeinflusst werden können . Der Begriff Sozialisation 
umfasst nach dem Verständnis der Autoren die vielfältigen 
Entwicklungs- und sozialen Lernprozesse , mittels derer ei n 
Mensch die Fäh igkeiten und Kenntnisse erwirbt , die er zur 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben benöt igt (Nebe , 
Heinrich, 1993). Hierbei ist zu beachten , dass je nach 
Lebensabschnitt (K leinkind , Jugendlicher, Erwachsener) 
und beteiligten Sozialisationsagenten (Fam ili e, Kindergar­
ten , Schule etc) im Rahm en des Sozialisationsverlaufs 
unterschiedliche Fähigkei ten und Kenntni sse ve rmitte l: 
werden. Oder anders formuliert , einem Menschen werden 
im Verlauf seines Lebens verschiedene Fähigkeiten und 
Kenntnisse zu verschiedenen Zeiten an versch iedenen 
Orten durch verschiedene Sozial isationsagen ten vermit­
telt. Auffälligkeiten im pri mären (Familie) und sekundären 
(Kindergarten , Schule etc.) Sozia li sationsprozess führen in 
de r Rege l zu gravierenden Stö rungen in der Persönlich­
keitsentwicklung, die auch immer mit größeren Anpas­
sungs-, Verha ltens- und Bez ieh ungsschwierigke iten ei n­
hergehen . Im Hinblick auf die Straftäter lässt sich 
diesbezüglich feststellen , dass bei einem Großteil von 
ihnen vor dem Hintergrund einer defizitären bzw. fehlge lei­
teten Primär- und/oder Sekundärsozial isation in re lativ 
frühen Lebensphasen eine Reifungs- oder Entwicklungs­
störu ng einsetzt. EntspreChend lassen sich be i der über­
wiegenden Zahl der Delinquenten schon in Kindheit und 
Jugend massive Bez iehungsprobleme und Verhaltensauf­
fä lligkeiten (z.B. Erziehungs- und Schu lschwierigkeiten) 
finden. Eine in der Regel dynamisch verlaufende Persön­
lichkeitsentwick lung wird aufg rund der ungünstigen Sozia­
li sationsbedingungen feh lgele itet , gehemmt oder blockiert. 
Die daraus resu ltie rende Relfungs- oder Entwicklungs­
störung kann in unterschied lichen Bereichen zu kri minoge­
nen Belastungen führen. 

Unter Zugrundelegung der bisherigen soz ialtherapeuti ­
schen Erfahrungen , die nicht empirisch abgesiche rt sind , 
sowie vorliegender wissenschaftlicher Erken ntn isse (z. B. 
Göppinger, 1983) lassen sich fünf Faktoren beschreiben, 
denen in diesem Kriminalitätsmodell für die Entstehung und 
Aufrechterhaltung delinquenter Verhaltensweisen maßgeb­
li che Bedeutung zukommt Diese Faktoren Sind u.E. nicht 
unabhängig voneinander, sondern stehen in einer Wechsel ­
wirkung. Die in Abbildung 1 grafisch dargestellten Faktoren 
sollen im Folgenden näher erläu tert werden. 

Faktoren der Straffäll igkeit 
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Der Faktor Persönlichkeit umfasst alle kriminogenen Fehl­
entwicklungen und Defizite im Persön lichkeitsbereich. Hierun­
ter werden Eigenschaften oder Merkmale verstanden , die 
über längere Zeit stabil sind und einen wesentl ichen Einfluss 
auf das Verhalten, insbesondere auf die delinquenten Verhal­
tensweisen haben. Auszugsweise lassen sich nennen: 

Auffälligkeiten im Sinne von psychiatrisch-forensischen 
Diagnosen , wobei es sich auf die Gruppe der hiesigen 
Insassen bezogen beinahe aussch ließlich um Persönlich­
keitsstörungen handelt. Von besonderer Bedeutung ist 
hierbei die antisoziale Persönlichkeitsstörung. 

- Dissozialität 

Minderbegabung 

kriminelle Identität 

Impulsivität 

Hinsichtlich der spezifischen Risikofaktoren ist zu ana­
lysieren, inwieweit besondere kriminogene Bedingungen 
oder Situationen im Tatvorfeld existierten. Um diese spezi­
fischen Risiken zu erfassen, muss eine Art Rekonstruktion 
der Tatausgangssituation vorgenommen werden. Im Mittel­
punkt steht hierbei die Frage , wie eine Straftat ausgeführt 
und geplant wurde und welche besonderen Umstände, wie 
z.B . Gefühle, Gedanken , Beeinflussungen usw., eine Rolle 
spielten. Solche besonderen Risiken können sich ergeben 
bei mangelnden psychosozialen Fähigkeiten aufg rund 
somatischer Beeinträchtigungen wie z.B. bei Substanzen­
missbrauch (Alkohol-, Tabletten- und Drogenkonsum). 
Aber auch psychosoziale Ereign isse, wie z.B. Persönl ich­
keits- und Lebenskrisen oder mangelnde Verhaltensalte r­
nativen für bestimmte soziale Situationen, können diesbe­
zügl ich besondere Risiken darstellen . Eine solche 
Einschätzung setzt immer eine möglichst exakte Analyse 
der Straftat oder Delinquenzkarrie re voraus. Beispi elhaft 
sind fo lgende Risikofaktoren zu nenneIl: 

Suchtmittelkonsum 

- spezi fi sche gruppendynamische Aspekte 

interpersonelle Probleme 

- Überforderungssituationen. 

Dem Faktor Alltagsstrukturierung und -bewältigung liegt 
die Annahme zugrunde, dass mangelnde Fäh igkeiten in 
diesem Bereich kri minogen wirken . Wesentlicher Aspekt 
der Strukturierung ist die Trennung der elementaren 
Lebensbe reiche Arbei t und Freizeit und die Ausrichtung 
und Gestaltung des Freize itbereichs. Vo n einer mangelhaf­
len oder fehlenden Alltagsstruktur ist immer dann zu spre­
chen , wenn der Freizeitbereich auf Kosten des Arbeitsbe­
reichs ausgedehnt wird und/oder offene Abläufe im 
Freizeitverhalten dominieren (Göppinger, 1987). Hinsicht­
lich der Alltagsbewältigung ist zu klären , inwieweit die 
Kompetenz zur Übernahme unterschiedlicher sozialer Rol­
len (Vater, Ehemann, Kollege , Sportkamerad etc .) und zum 
adäquaten Rollenverhal ten vorliegt , um so flexibe l und 
angemessen auf unterschiedliche sozia le Situationen und 
Anforderungen reagieren zu können . Es geht letztlich um 
die Beantwortung der Frage , inwieweit die Fäh igkeit zur 
rea listischen Lebensplanung sowie zur sozialveran twortl i­
chen und effektiven Auseinandersetzung mit der konkreten 
Lebenssituation eingeschränkt ist und ob mögliche Kon­
fliktfälle für das Auftreten delinquenter Verhaltensweisen 
bedeutsam waren . 
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Dem Faktor schulische und berufliche Qualifikation liegt 
die Auffassung zugrunde, dass die eigenständige Sicherung 
des Lebensunterhalts sowie die Erlangung und Aufrechter­
haltung eines angemessenen Lebensstandards grundsätz­
lich eine existentiell bedeutsame Aufgabe der Lebens­
füh rung und -bewältigung darstel lt. Es ist von daher unter 
Beachtung der individuellen Leistungsfäh igkeit sowie der 
bisherigen beruflichen Sozialisat ion die Frage zu prüfen, 
inwieweit fehlende berufliche Kompetenz wegen der 
dadurch verminderten Erwerbs- und Verdienstmöglichkeiten 
zu krisenhaften Entwicklungen führten und Ausgangspunkt 
delinquenter Handlungen waren (vg l. Romkopf, 1986). 

Im Rahmen des Faktors gesellschaftliche In tegration ist 
die Frage zu beantworten, ob von ei ner feh lenden oder 
ungenügenden gesellschaftlichen Einbeltung eine krim ino­
gene Wirkung ausging . Es ist som it zu hinterfragen, in we i­
cher Form ein intaktes und tragfähiges soziales Netzwerk 
- Familie , Freunde, Arbeitskollegen , Vereinsmitgl iedschaft 
etc . - im Tatvorfeld gegeben war. Hierbei ist nicht die Quan­
tität, sondern die Qualität der Beziehungen von Bedeu­
tung . Nach Baars et al. (1997) zeichnet sich die Qualität 
eines solchen Netzwerkes dadurch aus , inwieweit die 
Befri edigung elementarer psychosozialer menschlicher 
Bedürfn isse (Zu neigung, Vert rauen . Anschluss etc.) und 
der materiell en Bedürfni sse ermöglicht werden. 

Delinquente Verhaltensweisen ve rstehen sich nach 
dem Kriminalitätsmodell der SothA als Ausdruck einer in 
der Sozialisation erworbenen Verhaltensdisposition. Wich­
tig erscheint hie rbei , dass die delinquente Verhaltensbe­
re itschaft multifaktori elle Ursachen hat und auf der indivi­
duellen Eben e hinsicht lich der krim inogenen Belastungen 
eine große Variationsbreite besteht. In der Konsequenz 
bedeutet dies , dass die Verhaltensdisposition erst unter 
bestimmten psychosozia len Kontextbedingungen zu delin­
quenten Verhaltensweisen führt. Erklärtes Ziel der 
Sozialtherapie ist es von daher, mittels ausgewählter 
Behandlungsmethoden und -verfahren die Auftrittswahr­
scheinlichkeit von delinquenten Verhaltenswe isen zu sen­
ken . Sozialtherapie ist demnach ein systematischer Ver­
such , den Einfluss kriminogener Faktoren zu mindern . 

Das vorgestellte Kriminal itätsmodell ist nach Auffassung 
der Autoren auch ein brauchbarer Erklärungsansatz, um 
fü r Straftaten aus dem Bereich der Sexualdelinquenz ein 
individuelles Verständnis hinsiChtlich der Entstehung und 
der Auftrittsbed ingungen zu entwicke ln und therapeutische 
Überlegungen abzuleiten. Erst im Sozialisationsprozess 
entwickelt der Mensch seine individuellen sexuellen Präfe­
renzen , Wünsche, Bedürfn isse, Empfindungen und Phan­
tasien. Für Beier (1998) stellt die Sexualität eine im Biolo­
gischen verankerte Dimension des Erlebens dar, die erst 
im Sozialisationsprozess mitte ls entsprechender Lerner­
fahrung ihre individuelle Ausformung erfährt. Diese psy­
chosozialen Erfah rungen wirken sich nach Hol/stein (1989) 
sowohl im kognitiven und emotionalen als auch im körper­
lichen (psychophysiologischen) Bereich auf das Verhalten 
aus. Letztlich gilt , dass Menschen in der Sexualität am 
intensivsten miteinande r in Beziehung treten , so dass 
Störungen in der Anpassungs- und Beziehungsfähigkeit 
gerade hier besonders deutlich in Form von extra- und in­
trapersonellen Konfl ikten und krisenhaften Entwicklu ngen 
hervortreten. 
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Von entscheidender Bedeutung ist es bei der Betrach­
tung unseres Behandlungsansatzes. dass wir keine 
methodisch oder organisatori sch separierbare "Sexualthe­
rapie" praktizieren . Die in der Sozialtherapeutischen An­
stalt Kassel anzutreffende Klientel mit Verurteilungen nach 
den §§ 174 bis 180 und § 182 zeichnet sich nie aus­
schließ lich durch Auffäl ligkeiten im sexuellen Verha lten 
aus. sondern immer auch durch mehr oder weniger umfas­
sende Störungen der sozia len Integrationsfähigkeit mit die­
sen zugrundeliegenden Problemen au f der Ebene des 
Selbstkonzeptes, der Kontaktfähigkeit sowie meist auch 
Defiziten in den sozialen Fert igkeiten. Folgericht ig findet 
die Behandlung einer sexue llen Problematik in unserer 
Therapieeinrich tung immer im multidisziplinären , eben 
sozia ltherapeutischen Setting statt. 

Nachdem das Knminalitätskonzept beleuchtet worden 
ist. so ll nun der Fokus enger auf die Klientel der Sexual­
straftäter sowie die Behandlungsstruktur gerichtet werden. 
Der von uns vertretene multidisziplinäre Therapieansatz 
bedeutet In Umkehrung Ja nicht, dass eine explizite , auf den 
sexuellen Problemkreis abzielende Diagnostik und Interven­
tion vernach lässigbar - oder gar verzichtbar- sind. Können 
auf der Makroebene der Problemanalyse und Therapieziel­
bestimmung bspw. eine berufsbezogene Stabilisierung oder 
eine Opt im ierung der Selbstwertregulation zentra l sein , so 
kann auf ei ner Mikroebene der Problematik das Regulati­
onsmuster spezifischer sexueller Impulse von entscheiden­
der Bedeutung sein (beispielsweise das Zulassen sexueller 
Erregung in phantasierten Kontakten zu Kindern). 

Bevor näher au f diese Zusammenhänge eingegangen 
wird , soll zunächst die paradigmatische Ausgangsposition in 
der Behandlung von Sexualtätern in der Sozialtherapeuti­
schen Anstalt Kassel abgeklärt werden. Oft wird über thera­
peutiSChe Methoden bzw. über die therapeutische Praxis 
nachgedacht und gestritten , ohne dass explizit geklärt ist, 
welches Paradigma dem Jeweil igen therapeutischen Han­
deln zu Grunde gelegt 1St. Dabei entscheidet das Paradigma 
nachhaltig. wie das zu behandelnde Problem gesehen wird 
und welche behandlungsstrategischen Konsequenzen 
abgeleitet werden. Im wesentl ichen lassen sich in der 
Sexualstraftä terbehandlung zwei Paradigmen ausmachen, 
welche traditionell konträr zueinander stehen. Erfreu licher­
weise steht Jedoch heute im Zuge der integrat iven psycholo­
gischen Therapieansätze stärker der mögliche Konsens der 
Paradigmen im Vordergrund des Interesses als die 
Gegensätzlichkeit (Abb. 2). Paradigma 1 hat sich entwickelt 
im Kontext eines quasI-medizin ischen Verständnisses von 
psychischen Störungen. Die Tat wird als Symptom gesehen, 
das eigentliche Problem ist ein dahinter wirkendes patholo­
gisches Geschehen . Das Symptom (hier: das Tat-Verhalten) 
ist eigentl ich nur insofern von Bedeutung als es einen 
Schlüssel bzw. Hinweis darstellt , das dahinter liegende Lei ­
den zu dechiffrieren . Diese Grundannahme impliZ iert folge ­
richtig die diagnostische Forderung , die innere Problematik 
des Täters zu analysieren. Als therapeutisches Ziel wird 
innerhalb dieses quasi-medizinischen , am Krankheitsmodell 
orientierten Paradigmas die Heilung bzw. Linderung des 
psychischen Leidens definiert. Von Vertretern dieses 
Behandlungsparadigmas wird immer wieder darauf hinge­
wiesen, dass die Wiederherstellung einer gesunden Persön­
lichkeit das eigentliche Ziel und Erfolgskriterium einer The­
rapie ist, nicht primär die Verhinderung weiterer Straftaten 

(so z,B. Schorsch u.a., 1985). Die Senkung der Rückfallquo­
te ist dabei natürlich nicht unwichtig, aber nach diesem The­
rapieverständnis ein automatisch anfallendes Nebenprodukt 
und damit ein nachgeordnetes Ziel. Der Therapeut ist in die­
sem Paradigma ein Hei ler bzw. - pointiert formuliert - ein 
Agent der Gesundheitsversorgung, 

Paradigma 1 Paradigma 2 
,---

Grundannahmen: Die Tat ist Symptom Sexuelles Verha ll en 
eines dahinter lie- (auch delinquentes) 
genden Problems/ ist erlernt und meh r 
Konflikts bzw. Sym- oder wen iger als 
ptom einer psychi- Muster verinnerlicht. 
sehen Störung (Neu- Akut resultiert es aus 
rose) . Sofern die der Interaktion zwi-
Störung behoben ist, sehen dem persönl i-
Wird das Symptom ehen "sexuellen 
(die sexue lle DeIin- Skript" und aktuellen 
quenz) entbehrlich . Umgebungsvariablen 

Diagnostische Analyse der Inneren Determination rück-

Implikationen Problematik des fall begünstigender 
Täters Situationen und 

Verha ltensmuster 

Therapeutische - Heilung/Linderung - Senkung der Rück-
Zielsetzungen: des der Delinquenz fallwahrscheinlichkeit 

zugrunde liegenden - Aufbau von Problem-
psych ischen Leidens bewusstsein und 
- Wiederherstellung Selbstkontrolle im 
einer gesunden Hinblick auf Risiko-
Persönlichkeit situationen und 

Risikoverhalten 
- Aufbau von Verhal-
lensallernativen 

Abb.2 

Von einem anderen Selbstverständnis geht der Thera­
peut aus, wenn er sich innerhalb des hier abgebildeten 
zweite n Paradigmas bewegt , welches als lerntheoreti sch 
zu bezeichnen wäre. Hier will der Therapeu t niCht heilen 
und gesund machen , sondern mit dem Klienten Strategien 
und Voraussetzungen erarbeiten , aufgrund derer der Klient 
künftige Sexualstraftaten effektiver vermeiden kann und 
die dem Klienten erlauben , seinen Verhaltens- und Reakti­
onssp ielraum dahingehend auszuweiten bzw. zu verschie­
ben , dass erneute Sexualstraftaten weniger wahrschelll­
lich werden. Die Minimierung der Rückfal lquote ist die 
therapeutische Zielmaxime. Im Hinblick auf spezifische 
Risikosituationen und spez ifisches Risikoverhalten gilt es , 
Problembewusstsein, Selbstkontrolle und Verhaltensalter­
nativen aufzubauen (vgl. Marshall u.a .. 1990; Schneider, 
1998). Der Therapeut ist In diesem Paradigma - wieder 
po intiert formuli ert - Sozialisations- bzw. Resozialisations­
agent. Die paradigmatische Grundannahme lautet hier: 
sexue lles Verhalten ist erlernt und als Handlungsmuster 
verinnerlicht. Dies bezieht sich auf nicht-dellllquentes wie 
del inquentes sexuelles Verhalten. Durch den Lernprozess 
formt sich ein individuelles "sexue lles Skript" , welches in 
Interaktion mit aktue llen Umgebungsvariablen (sexuelle 
Re izsituat ionen) zu einem spezifischen sexuellen Verhal­
ten führt. Die aus der Grundannahme resultierende dia­
gnostische Maxime ist die Bestimmung derjenigen Varia­
blen im sexuellen Skript sowie der Situationen, die in ihrer 
Wechse lwirkung zueinander einen Rückfall begünstigen. 

Aus Gründen der Veranschaulichbarkeit sind be ide 
paradigmatische Positionen konträr zueinander stehend 



dargelegt worden. In der Praxis der Sozialtherapeutischen 
Ansta lt Kassel sind diese Positionen niCht dermaßen präg­
nant voneinander abgehoben, wobei die Akzente deutlich 
auf dem hier abgebildeten Paradigma 2 liegen. Dies be­
deutet , dass trotz dieser Akzentuierung im Rahmen der 
Zugangs- und Verlaufsdiagnostik auch die innere Proble­
matik des Täters exploriert wird. Allerdings wi rd diese nicht 
als ein pathologisches Geschehen betrachtet, auf welches 
das delinquente sexuelle Verhalten als bloßes Symptom 
aufgepfropft ist, vielmehr ist die innere Problematik des 
Täters von Interesse im Hinb lick auf darin enthaltene Deter­
minanten für delinquentes Verhalten . Die Orientierung des 
Behandlungsansatzes in unserer Anstalt an Paradigma 2 -
wonach sexuelles Verhalten erlernt ist - schl ießt des Weite­
ren nicht aus. dass wir Sexualstraftaten auch als Resultan­
ten aus einer dahinter liegenden Problemlage vorf inden 
und wo (noch) kein aus geprägter sexueller Lernprozess in 
Richtung stab iler del inquenter sexueller Handlungsmuster 
vorliegt. Diese Umstände werden in der Synthese der bei­
den Paradigmen berückSichtigt (Abb 3) 

Paradigmatische Position der Sozialtherapeutischen 
Anstalt Kassel in der Diagnostik und Therapie bei 

Sexualstraftätern 

-
Grundannahmen: Sexuelles Verhalten - auch delinquentes -

ist erlernt und mellr oder weniger als 
Muster verinnerlicht. Akut resu ltie rt es aus 
der Interaktion zwischen dem persön lichen 
"sexuellen Skript" und aktuellen Umge-
bungsvariablen. 
Eine delinquente sexuelle Handlung kann 
auch aus einer umgrenzten inneren 
Problem-/Konf liktlage resultieren. ohne 
dass diese delinquente Reaktion bereits 
Bestandteil des sexuellen Skriptes ist. 

Diagnosti sche - Determination rückfa ilbegünstlgter 

Implikatlonen Situationen und Verhaltensmuster 
- Analyse der IIlnere n Problematik des 
Täters 

Therapeutische - Senkung der Rückfallwahrscheinlichkeit 
Zielsetzungen: - Aufbau von Problembewusstsein und 

Selbstkontrolle im Hinblick auf Risiko-
situationen und Risikove rhalten 
- Aufbau von Konfliktbewältigungs- und 

. Verhaltensi3 lternativen . --

Abb.3 

Die Modifikation besteht hier darin , dass nicht mehr auf 
das psychoanalytische Neurosenmodell Bezug genommen 
wird . Dies mag an dieser Stelle als akademische Nuancie­
rung anmuten, es hat jedoch - wie zu sehen se in wird - sehr 
prakt ische Konsequenzen für die Bestimmung der Thera­
pieziele sowie der therapeutischen Strategie. Da ein Krank­
heits- oder Neurosenmodell de'm Kasseler soz ialtherapeu­
tischen Ansatz definitiv nicht zugrunde gelegt ist, ist dieser 
auch nicht auf die Zielsetzung ausgerichtet, ein Leiden zu 
heilen bzw. eine gesunde Persönlichkeit wieder herzustel­
len. Dies fällt damit zusammen, dass schon der gesetzliche 
Auftrag an die Sozialtherapie nicht in der Gesundheitsver­
sorgung, sondern in der Verhütung von künftigen Straftaten 
nach der Haftentlassung besteht. Zum anderen zeigt sich 
bei zusammenfassender Auswertung vor liegender empiri­
scher Untersuchungen, dass die niedrigsten Rückfallquo­
ten durch Therapiekonzepte erzielt werden , we lche die 
Modifizierung spezifischer Ris ikoquel len in den Mittelpunkt 
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der Intervention stellen. Dies ist sowohl aus Untersuchun­
gen zu entnehmen. we lche die Therapieeffizienz bei 
sozialtherapeutisch behandelten Straftätern allgemein eva­
lu ierten (Löse/. 1993.1994), als auch aus Evaluationsstudi­
en , welche die Behandlungseffizienz spezifischer Täter­
gruppen mit sexueller Delinquenz zum Gegenstand hatten 
(Marsha/l und Pithers, 1994; RLither. 1998). Demnach sind 
kaum Behandlungserfolge zu erwarten. wenn nicht spezifi­
sche Effekte zum Tell im Mikrobereich erz ie lt werden (z .B. 
die Sensibilisierung der Wahrnehmung für konkrete Stimuli 
und Affekte, die delinquenten Impu lsen vorangehen ) und 
anstatt dessen ein globales Behandlungsziel formuliert wird 
wie "Persönlichkeitsreifung". Auch die ansonsten in der 
Täterbehandlung gut wirksamen kog nitiv-behaviora len 
Therapiemethoden haben wenig Einfluss auf die Rückfällig­
keit , wenn die Behandlung alleine klinische Variablen fokus­
siert (vgl. Eucker, 1998). 

Weiterhin fällt im Zusammenhang mit der Frage der 
Favorisieru ng eines bestimmten Behandlungsparadigmas 
(Krankheitsmodell versus Risiko-Minimierungs-Modell) der 
Umstand ins Gewicht , auf welche Klientel die Behandlung 
ausgerichtet ist. Ein Mittelschichtsklient, der sozial und 
beruflich integ riert ist, dabei Probleme wegen devianter 
sexuel le r Impulse hat , ist nicht zu verg leichen mit einem 
Klienten, mit einer dissoz ialen Persönlichkeitsstörung oder 
zumindest einer gravierenden sozia len Feillanpassung. 
Beim ersten mag die sexuelle Devianz im Zusammenhang 
mit einer eingrenzbaren psych ischen Konfliktlage stehen 
und insofern mag hier der Behebung dieser Konf liktlage 
eine zentrale Bedeutung zukommen , wobei auch hier die 
Frage der Veränderbarke it von etab lierten sexuellen Erre­
gungsmustern noch zu klären wäre Aus der Behandlung 
von Persönlichkeitsstörungen wissen wir jedoch , dass eine 
Umstrukturierung der Persön lichke it kein reali stisches 
Therapieziel sein kann , sondern dass die Therapie darauf 
hinauslaufen muss, dass der Klient spezi fische Bewälti­
gungsstra tegien erlernt , um mit seiner Störung angemes­
sener leben zu können (Fiedler. 1994: Beck/Freeman u.a .. 
1995). In der SothA Kassel findet sich gerade diese Klien­
tel wieder und kaum der sozialintegrierte Mittei schichtskli ­
ent mit ei ngrenzbaren Konflikten. (Nebenbei: auch in der 
Medizin wird ni cht immer die Wiederherstellung der 
Gesundheit als Ziel der Behandlung definiert. man denke 
an die Behand iung von Krebspatienten , an Aids aber auch 
an Drogenabhängigkeit, wo oft das Management der 
Erkrankung im Hinblick auf eine möglichst humane. für 
sich se lbst und die Angehörigen akzeptable Lebens­
führung das Ziel ist. ) 

Wenn im Paradigma der Sozia ltherapeut ischen Anstalt 
Kasse l davon die Rede ist , dass sexuelles Verha lten 
erlern t ist. so ist damit ein komplexer Lernprozess gemeint. 
wo eine Vielzahl von Variablen miteinander in Wechselwir­
kung steh t (vgl. Wieczorek. 1997). Die entscheidende 
Instanz für das manifeste sexuell e Verhalten ist in diesem 
Modell das indiv idue lle sexuelle Skript, welches in Anleh­
nung an Zilbergeld (1990) als die organisierte Einheit der 
Lerneffekte auf den Ebenen der Affekte. der Kognition, der 
Motorik wie auch der physiologischen Vorgänge begriffen 
wird. Weder ein - wie auch immer gedacllter - "Sexualtrieb" 
ist damit Gegenstand der Behandlung. noch die therapeu­
tische Bearbeitung einer einzelnen Problemdimension, 
z.B . eines emotionalen Problem s. ist hinreichend im Hin-
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blick auf die angestrebte Senkung der Rückfallwahrschein­
lichkeit. Vielmehr hat sich der diagnostisch-therapeutische 
Prozess zu beziehen auf die Erfassung und Modifikation 
der relevanten kognitiven, emotionalen, verhaltensmotori­
schen und ggl. physiologischen Komponenten des sexuel­
len Skriptes, der Täterpersönlichkeit wie auch der tatbe­
günstigenden Variablen aus dem situativen Kontext. 

Soweit durch Diagnostik und Problemanalyse die rück­
fallbegünstigenden Determinanten im Verhalten und situa­
tiven Kontext hinreichend benannt und in ihrer Bedeutung 
für das Rückfallrisiko hierarchisiert werden können, erfolgt 
in den weiteren Schritten die Ableitung der therapeuti­
schen Zielsetzungen Die folgende Matrix (erstellt in Anleh­
nung an Hoyndorf u.a. , 1995) ist geeignet, die Bandbreite 
derjenigen therapeutischen Zielsetzungen abzubilden, 
welchen vor dem Hintergrund des dargelegten Rückfall­
Minimierungs-Paradigmas eine grundsätzliche Bedeutung 
zukommt (Abb. 4). 

Behandlungsstrategische Zielematrix 

(in Anlehnung an Hoyndorf/Reinhold/Christmann; 1995) 
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Ein inhaftierter Sexualstraftäter bringt in aller Regel 
- wie andere Straftäter auch - nicht von sich aus eine Moti­
vation zur Therapie auf, vielmehr ist sein Wunsch nach 
Vermeidung bestimmter strafrechtlicher Konsequenzen 
(keine vorzeitige Entlassung, Sicherungsverwahrung usw.) 
der Ausgangspunkt eines potentiellen Behandlungspro­
zesses. Behandlungsmotivation ist nicht eine notwendige 
Voraussetzung für Sozialtherapie , sie wird in der Regel 
erst durch sozialtherapeutische Interventionen herzustel­
len sein. Der Aufbau und die Förderung der Therapiemoti­
vation bilden insofern eine zentrale Kategorie in der 
behandlungsstrategischen Ziele matrix. Der justitielle 
Zwang stellt dabei nicht eine Erschwernis im Hinblick auf 
den Aufbau von Therapiemotivation dar, vielmehr stellt der 
justitielle Zwang einen entscheidenden Faktor bzw. erst die 
Voraussetzung für Interventionen zum Motivationsaufbau 
und zur Motivationsförderung dar (Egg, 1992; Oahle, 
1995). Zunächst gegeben muss allerdings die Bereitschaft 
des Täters sein, sich auf die angebotenen therapeutischen 
Interventionen dergestalt einzulassen, dass er die Termine 
wahrnimmt und sich an der therapeutischen Interaktion 

ausreichend aktiv bzw. kooperativ beteiligt. Im Rahmen der 
oft langwierigen Entwicklung einer therapeutischen Bezie­
hung, durch Empathie und Akzeptanz des Klienten (ohne 
Akzeptanz der Taten), durch die sukzessive Vermittlung 
einer motivierenden Problemdefinition sowie durch die 
gemeinsame Formulierung von realistischen Teilzielen gilt 
es , die Bereitschaft zur selbstverantwortlichen Mitgestal­
tung von persönlichen Veränderungsprozessen auszubau­
en und aufrechtzuerhalten. 

Die Kategorie Förderung alternativer Konflikt und 
Lebensbewältigung beinhaltet sozialtherapeutische Be­
handlungsziele , wie sie für alle Klienten in der SothA Kas­
sel Gültigkeit besitzen und - wie bereits angesprochen -
auch bei den allermeisten hier untergebrachten Sexual­
straftätern aufgrund der vorliegenden Sozialisationsdefizi­
te bzw. Persönlichkeitsstörungen indiziert sind. Die Anhe­
bung der sozialen Kompetenz, die Stabilisierung des 
Selbstwerteriebens sowie die Bearbeitung der Persönlich­
keitsstörung vergrößern allgemein die Chancen zur sozia­
len Integration. Die Verbesserung der Kontakt- und Bezie­
hungsfähigkeit weitet die Voraussetzungen aus für mehr 
Kontinuität und Stabilität in emotionalen Bindungen, wovon 
wiederum auch günstige Effekte im Hinblick auf die Inte­
gration sexueller Impulse zu erwarten sind. 
Die Bearbeitung traumatischer Erfahrungen (z.B. in Form 
sexuellen Missbrauchs) und emotionaler Vulnerabilität 
(z.B. in Form von Ohnmachtserleben gegenüber Frauen) 
können im gegebenen Fall wesentliche Teilziele der 
Behandlung sein . Der Abbau von Gefühlen von Langewei­
le und Leere im Tagesverlauf (auch durch Anleitung zum 
aktiven Freizeitverhalten) wirkt dem Aufbau destruktiver 
Impulse entgegen , auch im sexuellen Kontext. Maßnah­
men zur beruflichen Integration gehören ebenfalls in die 
Kategorie von Behandlungszielen, die auf die Förderung 
einer adäquaten Lebensbewältigung ausgerichtet sind. 

Eine im Hinblick auf die Klientel der Sexualstraftäter 
spezifischere Kategorie der behandlungsstrategischen 
Zielematrix ist der Ausbau der sexuellen Kompetenz und 
die Förderung der sexuellen Zufriedenheit. Viele Sexual­
straftäter zeichnen sich durch eingeschränkte bzw. defi­
zitäre Möglichkeiten aus, sexuelle Zufriedenheit und Aus­
geglichenheit zu erreichen Zum Teil hängt dies mit einer 
inadäquaten sexuellen Erwartungshaltung zusammen, 
zum Teil auch mit dem Vorliegen mehr oder weniger gra­
vierender sexueller Funktionsstörungen. Sexuelle Frustra­
tion ist wiederum in vielen Fällen eine auslösende bzw. 
aufrechterhaltende Bedingung Im Hinblick auf delinquente 
sexuelle Impulse und PhantaSien. Zwar handelt es sich bei 
Sexualstraftaten in der Regel um Sexualverhalten im Diens­
te nicht-sexueller Bedürfnisse (Groth, 1979), dennoch 
kann sexuelle Frustration eine bedeutsame Variable in der 
Genese sexualisierter Wut ("anger") oder sexualisierten 
Machtstrebens ("power") sein. 
In der Verhaltenstherapie bei sexuellen Problemen hat sich 
die Maxime bewährt, in Abhängigkeit von der vorliegenden 
sexuellen Problemlage in gestufter Form die erforderlichen 
Interventionsverfahren festzulegen (Annon , 1987). Dies 
bedeutet , dass in manchen Fällen sexuelle Beratung und 
Aufklärung ausreichend und indiziert ist, in anderen Fällen 
eine intensive Therapie erforderlich ist. Auf der ersten 
Stufe wären hier sexualpädagogische Interventionen 
anzusiedeln. Von Männlichkeitsmythen, unkritischem Por-



nographiekonsum und fehlender bzw. nur fragmentarisch 
erfolgter Sexualaufklärung geleitete Vorstellungen über 
den "richtigen" Vollzug sexueller Handlungen führen zu 
Diskrepanzen zwischen dem persönlichen sexuellen Skript 
und sexueller Realität. Aufklärung ist oft notwendig im Hin­
blick auf den Zusammenhang zwischen sexuellen Phanta­
sien mit delinquenten oder delinquenznahen Inhalten auf 
der einen Seite und der Aufrechterhaltung eines delin­
quenten sexuellen Handlungsskriptes auf der anderen 
Seite. Die Förderung adäquater, d.h . nicht-delinquenter 
sexueller Phantasien und die Förderung risikofreier sexu­
eller Verhaltensmöglichkeiten sind ebenfalls im indizierten 
Fall be-deutsame Interventionen im Hinblick auf sexuelle 
Kompetenz und Zufriedenheit. Liegen sexuelle Funktions­
störungen vor, so ist zu prüfen, inwieweit zu ihrer Behe­
bung gezielte sexualtherapeutische Maßnahmen ange­
zeigt und durchzuführen sind. 

Gegenüber früheren Behandlungsansätzen , in denen 
Sexualstraftäter pauschal als krank oder "triebgestört" 
gesehen und benannt worden sind, wird heute zunehmend 
- insbesondere unter dem Einfluss angloamerikanischer 
Therapiekonzepte und Therapieeffektforschung - die the­
rapeutische Grundhaltung eingenommen, dass die Täter 
verantwortlich sind für ihre strafbaren Handlungen. In der 
Behandlungszielkategorie Förderung von Selbstverant­
wortung und Opferempathie wird dem Umstand Rechnung 
getragen, dass die für die meisten Sexualstraftäter typi­
schen Bagatellisierungen und Beschönigungen der Tat, 
seine Tendenzen , das Opfer zu diskriminieren und es für 
die Tat verantwortlich zu machen, die Voraussetzungen im 
Bewusstsein des Täters dafür schaffen, bei sich nichts 
ändern und in Frage stellen zu müssen . (Beschönigung: 
"Wir haben miteinander geschlafen"; Bagatellisierung: "Sie 
trieb es doch mit jedem"; Verantwortungsdelegation: "Das 
Mädchen war frühreif und legte es darauf an".) Der gleiche 
Effekt ist zu erwarten , wenn in der therapeutischen Inter­
aktion unkritisch Lebensumstände , Defizite, Traumata 
usw. in der Biographie des Täters als "Ursachen" für seine 
Straffälligkeit attribuiert werden. Aus der Zielsetzung "För­
derung von Selbstverantwortung" leitet sich ab , dass im 
Therapieprozess solche Tendenzen aktiv und explizit auf­
zugreifen, zu problematisieren und im Kontext der Ausein­
andersetzung mit dem Selbstkonzept abzubauen sind. 
Einfühlungsfähigkeit und -bereitschaft gegenüber dem 
Opfer bzw. einem potentiellen Opfer stellt eine korrigieren­
de Variable im Hinblick auf die oft extreme Verstrickung 
des Täters in der eigenen Gefühlswelt , z.B. derart, dass 
Missbrauch als Aufklärung, Sexualerziehung oder beson­
ders intensive Form der Zuneigung verklärt wird bzw. der 
vergewaltigten Frau unterstellt wird , dass sie im Grunde 
Gefallen an der Vorgehensweise hatte . Bewährt hat sich in 
diesem Zusammenhang, den Tathergang auch aus der 
Opferperspektive zu refl ektieren oder den Täter in einer 
szenischen Nachstellung imaginativ die Opferposition ein­
nehmen zu lassen. Auch die Aufklärung über die Folgen 
der Tat für das Opfer stellt - im entsprechenden therapeuti­
schen Kontext - eine wichtige Intervention dar (ausführli­
che Darlegung der Interventionen in Hoyndorf u.a. , 1995). 

In der Therapiezielkategorie Kontrolle des symptomati­
schen Verhaltens wird darauf abgehoben , dass delinquen­
te sexuelle Aktions- und Reaktionsmuster auch als erwor­
bene Handlungsketten wirksam sind , innerhalb derer 
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auslösende und aufrechterhaltende Bedingungen zur Gel­
tung kommen. Auch das sogenannte "relapse -p revention"­
Modell nimmt explizit auf diesen Zusammenhang Bezug 
(vg l. Eucker, 1998). Stimuli und Risikos ituationen , die in 
der Anamnese als Auslöser einer sexuell delinquenten 
Handlungskette identifiziert wurden, werden dem Täter 
vermittelt und er muss lernen , die potentiellen Auslöser 
einer erneuten delinquenten Handlung rechtzeitig zu 
erkennen, aktiv zu vermeiden , in der Verhaltenskette recht­
zeitig dem sexuellen Erregungsaufbau entgegensteuernde 
Maßnahmen zu ergreifen bzw. - je nach Beschaffenheit 
des Stimulus - diesen durch alternatives Verhalten zu 
bewältigen. Beispielsweise ist ein vor delinquenten Hand­
lungen bei vielen Tätern oft vorkommendes Verhalten das 
vermeintlich - d.h. aus der Sicht des Täters - planlose Her­
umlaufen mit Gefühlen von Leere, Unmut und diffuser 
Erregung. Nach der Tat hört man immer wieder die typi­
sche Aussage: "Ich weiß selbst nicht, wie es wieder pas­
sieren konnte". Der Täter muss - im Sinne einer Erhöhung 
der Selbstkontrolle - das Risikoverhalten (planloses Her­
umlaufen) als solches erkennen , des weiteren muss er für 
die Wahrnehmung der mit dem Risikoverhalten einherge­
henden affektiven Zustände (Leere, diffuse Erregung , 
Unmut) sensibilisiert werden. Er muss lernen , das Risiko­
verhalten zu vermeiden sowie die kritischen affektiven 
Zustände alternativ - d.h. durch nicht-delinquentes - Han­
dein zu bewältigen. Dies bedeutet , dass der Täter' Alterna­
tiven erwirbt, um Erregung abzubauen (Beispiele: Ent­
spannungstraining, mentale Stop-Techniken . Aufbau von 
Gesprächsfertigkeiten zur Konflikt- und Spannungsbewäl­
tigung , Wissen um entsprechende Anlaufsteilen , alternati­
ve Befriedigung sexuellen Interesses usw.). Die Einübung 
in nicht-delinquente sexuelle Phantasien ist eine Interven­
tion , durch welche die aufrechterhaltenden Bedingungen 
einer sexuell delinquenten Verhaltenskette minimiert wer­
den können. Als geeignete verhaltenstherapeutische Tech­
niken zur Erhöhung der Selbstkontrolle im Hinblick auf 
delinquente sexuelle Regelkreise können die verdeckte 
Sensibilisierung, das mentale Training sowie die imaginati­
ve Desensibilisierung genannt werden (eine ausführliche 
Darlegung findet sich in Hoyndorf u.a. , 1995). 

Schließlich sind in der Matrix potentieller Th erapieziele 
rückfallbegünstigende Prozesse in der sozialen Wahrneh­
mung als relevantes zu behandelndes Problemfeld enthal­
ten. Viele Sexualtäter sind im sozialen Kontakt durch eine 
in rigider, inflexibler Weise sexualisierte Wahrnehmung zu­
gleich behindert wie für sexuell motivierte Fehlhandlungen 
prädisponiert. Bei einem Mann, der beispielsweise durch 
eine freundliche Zuwendung seitens einer Frau sexuell 
erregt wird und der in seinem Wahrnehmungsspielraum 
keine anderweitigen Deutungsmuster zur Verfügung hat, 
wirkt sich die Wahrnehmungssexualisierung tatbegünsti ­
gend aus. Das gleiche gilt für eine attraktive Aufmachung 
der Frau, die als (auch ihm geltende) sexuelle Bereitschaft 
interpretiert wird oder für eine offene, zugewandte Aus­
strahlung eines Kindes, die in der Wahrnehmungsschablo­
ne des Täters zum sexuellen Aufforderungssignal wird. 
Entweder können solche Wahrnehmungsmuster' direkt die 
Hemmschwelle für einen sexuellen Übergriff senken oder 
sie lösen ein Gefühl der sexuellen Provokation aus, ein 
Begehren, das unbeantwortet bleibt und damit den Boden 
schafft für Frustration, Ohnmachtserleben und Ärger 
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(Hoyndorf ua, 1995) Liegen rückfallbegünstigende Wahr­
nehmungsstereotype vor, werden sie als so lche im thera­
peutischen Prozess identifiziert und problematisiert , die 
Mög lichkei ten zur desexualisierten Personenwahrneh­
mung müssen ausgewe itet werden. 

Die hier dargelegte Matrix ist nicht dahingehend zu ver­
stehen , dass bei jedem Sexualtäter alle darin entha ltenen 
Behandlungsziele Immer indiziert sind. 
Sexualstraftäter ste llen eine unter juristischen und nicht 
unter klinischen Gesichtspunkten rekrutierte Population 
dar und die Tatsache , dass sich aufgrund eines ju ristischen 
Katalogs (Strafgese tzbuch) eine Kl asse von Individuen 
- hier der Sexualstraftäter- bilden lässt , bedeutet keines­
wegs. dass sich diese Klasse hierzu strukturgleich durch 
einen Katalog von einheitlichen psychologischen Funkti­
onsbedingungen bzw. Funktionsstörungen abbi lden lässt 
(vgl. Rehder, 1996; Hoyer, 1997). Die Behandlungsstrate­
gie is t - wie bereits angesprochen - aus der individuellen 
Diagnos ti k abzuleiten und in ind ividuel len Behandlungs­
plänen festzulegen. Die Therapiez iele werden von Fall zu 
Fall variieren - sowohl in Abhängigkeit von der vor li egen­
den Problemkonstellation beim einzelnen Täter als auch in 
Abhängigkeit von seinen Fähigkeiten , sich auf bestimmte 
In terventionsfo rmen einzulassen . Di e dargelegte Matrix 
will a llerdings verdeutlichen, dass die Therapie von 
Sexualtätern mUltifokal angelegt ist. Es ist immer eine 
Mehrzah l von Problemsegmenten ins Auge zu fassen , die 
jeweils möglichst konkret und explizit einer spezifischen 
Intervention bedürfen . 

Nach Auffassung der Autoren bietet das hier zur Diskus­
sion gestellte Krim inalitätsmodell und Behandlungskon­
zept einen geeigneten Ausgangspunkt für die Operationa­
lisierung von Therapiez ie len in der (Sexual-) Straf­
täterbehandlung. Auf mittlere Sicht müsste das vorgeste ll­
te Konzept evaluiert we rden, um so dem ab Januar 2003 
durch das "Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten 
und anderen gefährl ichen Straftaten" definierten soz ialthe­
rapeutischen Behandlungsauftrag gerecht zu werden. 

Literatur: 
AI/IIOII . JS Eilll ilCllC VcrhaltensttlC rapie bei sexuellen Prob lemen . in: 

Swallson . .IM. Forrest. K.A (Hrsg .): Die Sexualilat des Mannes . Köln 1987. 
Ba"IS . H.M J/dc Bruyn. R.G.M/van den Bergh. W. M .. Die Wieclere in ­

gliederung VOll forenSisch psychiatrischen Pa tienten - Möglichkeiten und 
Mängel erl ilutert an pcrsonlicllen s071al81l Netzwerken von Brands liftern : in 
Ounker. H'Dimmek. B /Kobbe. U (Hrsg): ForenSische Psych iatr ie und 
Psycho!hempI8. Werk slattschriften. LengeriCh 1997 . S.33-52. 

Beck . A T Frcsmall. A 1I. il. Kogniti ve Therapi e der PersönlIchkeit s­
störungen WClI1he im 1995. 

BolCr. K.M. Prognose unel Therilpie von Sexualstraftätern aus sexual­
medizInischer Sicht. KnmPad. 25. 1997. S 13-25 

Oahlo. K -P TllerapicmOllvatlon hillte r Git:crn. Regensburg 1995. 
Egg. R .. Thcrapl cmotl vailon du rch justizieIlen Zwang: In: Kiihne. A 

(Hrsg ): Ak luelle BeitrÄge der Rechtspsychologie. Bonn 1992. 
Eucker. S.: Ve rll altenSlherapeulisc lle Methoden in de r Stra ftäterbe-

11andlung: in: Kröber. H. L.!Oa/l/e. K.-P (Hrsg) : Sexualstrafta len und 
GewaltdelinquenL Heldelberg 1998 . S. 189-207. 

Fiedler P . Personllchkeltsstorungen. Weinheim 1994. 
Guppitlqer H .. [Je r Täter In SCillen SOZ ialen Bezügen Berlin 1983. 
Gm/h. AN . Mon WllO rape - The Psychology of the Offender. New York 

1979 
Holls/elll . K. Sexuelle Devlanz und adOleszente Pc rson li chkeitsent ­

Wi cklung. In : KOII/g. C (Hrsq.). Gestö rte Sexualentwick lung bei Kindern und 
Jugendlichen Mimchen 1989. 

Hoycr . .I/Kuns t. H / Borcllard. B.lStanglCr. u. . Paraphile versus impuls­
kon trollfjeSlörte Sexualstra ftater: Eille psychologisch valide Differenzie­
rung') Zeitschrift fur Kllnisclle PsychOlogie. Heft 28.1999. S. 37-44 

Hoyndorf. S./Rein/7o/d. M/Chnslmann. F . Behandlung sexuelle r 
Störungen. ÄtiOlogie. Diagnostik. Therapie: Sexuelle Dysfunkti onen. MIss ­
brauch. De linquenz. Weinhe lill 1995. 

Kerscrler I .. Sozia lwissenschaflliche KriminalllatSlheorien. Weinhc im. 
198 1 

Kerscher. 1. . Krim inalitätstheo rIen: in: Seilz W (Hrsg .) K rl l11l1lal- und 
Rechtspsycholog ie. München 1983. S.105-114 . 

Kelle. G .. Rech1spsychologle. Wien 1987. 
Kunz. K.-L.. Kriminologie . München 1994 
Lösei. F . Sprechen Evaluat ionsergebisse von Mela-Analysen lur einen 

Irischen Wirld in der Straftate rbehand lung? in : Egg R .. Sozlalt!1e rap le In 
den 90er Jah ren. Berich te. Materi alien. Arbeilspap 'ere aus der Krim lnologl ­
scllen Zenlralstelle. Heft 7 .. Wiesbaden 1993. 

Lösei. F: Meta-analytische Bei träge zur Wiederbelebten Diskuss ion des 
Behandlungsgedankens: in: Stelier/Oall ie/Basque (Hrsg .): Straftäterbe­
handlung . Pfaffenweiler 1994. 

Liibcke- Weslermann. O./Nebe. R .. Die Aufnahme von Sexualstraftiltern 
in die SozIaltherap eutische Justi zvollzugsansta lt In Kassel - ein We rk statt ­
bericht. MschrKrim. Hell 1 1994. S.34 -43. 

Marsha ll. WL / Laws. O.RJBarbaree. HE (Hrsg ): Handbook 01 Sexual 
Assaul! Issues. Theories and Trealmenl of the Offender New York/London 
1990. 

Marshall.WL / Pllhers.W O A reconslderatlon of treatment outcome 
with sex offenders. Criminal Justlce and Behavlor Vol 21 (1). 1994 . S. 1 0-27 

Nebe. R./Heinnch. W . Behandl ung und Ausb ildung. Elll konzeptionel ler 
Ansal z zur Integration unter Be lucksic lll igung des spezi fi SChen Störun gs­
bildes von Straftätern und soz ialtherapeuti schen Bedingungen . ZIStr Vo. 
Hell 5. 1993 (Jg. 42) . S276-278 

Rehder u. . KlassifiZierung inhaflierl er Sexualdellnquenlen. 1. Teil 
Wegen Vergewalt igung und sexueller Nöligung Erwachsener Verurteil te. 
MschrKrim . Heft 5. 1996(a). S. 29 1-304. 

Rehder. u. : Klassifi zierung inha ft ierter Sexua ldelinquenten. 2. Tell: 
Wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern Verurteil te . MschrKnm. Helt 6. 
1996(b) . S 374-385 

Reichert . .I W . Die Beha ndlu ng ,n einer Sonderansta ll lür psychisch 
gestörte Delinquenten. Manuskript eines Vortrag s. gehalten am 30 .08. 1973 
in Bonn. an lässlich eines Seminars der Abt. Soz ia l therapie der Sektion 
Gruppendynamik In der DAGG. 

Romkop f. G .. Das sanfte Modell oder neue Wege der BellCind lung Im 
Justrzvollzug. Reporl PsychOlogie. Heft 11 1986 . S4-6. 

Rülher. w. . Internatronale Erfahrungen bel de r Behandlung von Sexual­
straftäte rn . MschrK rim . He/t 4. 1998. S 246-262 

Schneider. H.J.. Die Verbesserung des Schutzes der Gesellschaft vor 
gefährlichen Sexualstraltätern. JUristische ZeilschrI ft. Heft 9.1998. S. 436-445 

Schorsch. E.lGalandary. G./Haag. AlHaucll. M/Lohse. H .. Perversion 
a!s Straftat. Dynam ik und Psychotherapie. Berlin 1985 

Wleczorek. A . Ein Beitrag zur En tmylholog isleru ng des sogenannten 
Sexualtnebs oder: Was ist be im Sexualstraftate r eigentlich zu beha ndeln? 
ZfStrVo. Helt 3. t997 (Jg .46). S.160-165 

Zilbergeld. B Männliche Sexualitäl Was (n icht) alle schon Immer über 
Manner wussten . Müncllen 1990 



Oie Ausgrenzung durchbrechen. 
Auf dem Weg zur Normalisie­
rung des europäischen Justiz­
vollzuges? 
7. internationale Konferenz der EPEA 
(European Prison Education Association) 
über Bildung im Justizvollzug in Athen: 
"Breaking the spiral of exclusion" 

Pe/er Bierschwale 

Die Ausgrenzungen , die im und durch den Justizvo ll zug 
erlebt we rden, sind vielfältiger und vielschichtiger Art; das 
reicht von der Außenmauer als Symbol bis hin zu zusätzli­
chen Ausgrenzungen von Minderheiten , seien es die Ana l­
phabeten mit ihren eingesch ränkten Mögl ichke iten , seien 
es die im Justizvollzug Arbeitslosen oder die nicht die Lan­
dessprache sprechenden Ausländer. "Ausgrenzung" als 
Thema einer Konferenz der EPEA sollte sicher auf die 
Kontrap roduktivität mancher in Vollzugsanstalten beste­
henden Beschränkungen vor den Zie len des Justizvollzugs 
hinweisen, wie sie beispielsweise in den Empfehlungen 
des Europarates von 1989 für die Vollzugspädagogik nie­
dergelegt worden sind. 

Wenn sich dann rund 140 Teilnehmer aus 25 ve rschie­
denen Staaten in einer Konferenz dieses Themas anneh­
men , so ISt das an sich schon ein aufregendes Ereignis , 
und wenn es auch noch zu konstruktiver fachlicher Arbeit 
kommt, um so besser. Anges ichts von zehn Plenarsitzun­
gen bzw. gemeinsamen Veranstaltungen sowie 16 Work­
shops zu verschiedenen Themen kann der Berichterstatter 
unmöglich den Versuch unternehmen . alle inhaltl ichen Dis­
kussionen nachzeichnen zu wollen . Dies ist letztlich auch 
nicht notwendig, denn der Vorstand der EPEA hat zuge­
sagt - wie über die Konferenz 1997 in Budapest auch -, 
eine umfangreiche Dokumentation vorzu legen . Daher 
kann ich mich auf ei nige "Highlights" und besondere Ein­
drücke beschrL4nken. 

Das Tagungsthema im Nord-Süd-Gefälle 
Vorab eine kritische Bemerkung: Jeder Freiheitsentzug 

führt in der Folge definitionsgemäß zu "Ausgrenzung", und 
viele Bedienstete aller Länder erleben manche Beschrän­
kungen . unabhängig von ihrer Sinnhaftigkeit - auch per­
sönlich als lästig, jeder Vol lzugspädagoge hat seine eige­
nen Erfahrungen mit ,.Ausgrenzung". Dennoch stellte sich 
für mich die Frage, ob zwei europäische Kollegen , wenn 
sie über "Ausgrenzung" sprechen, tatsäch lich das gleiche 
Thema vor Augen haben , denn die Frage nach Ausgren­
zung ste llt sich beispielsweise für die skandinav ischen 
Länder mit ihren traditionell hohen Ouoten des offenen 
Vollzuges ganz anders als für Länder, die den offenen Voll­
zug überhaupt nicht kennen und/oder ihre Gefängnisse in 
die abgelegensten Winkel ihrer Länder verpflan zen. Oder 
Die Frage der Ausgrenzung von Lebenslänglichen stel lt 
sich in England oder Deutschland anders als in Ländern , 
in denen die Lebenslänglichen dreiundzwanzig Stunden 
täglich unter Verschluss gehalten werden. Und sch ließlich 
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unterscheiden sich die europäischen Länder untereinan­
der ganz erheblich , was Oualität und Umfang ihres Be­
handlungsangebotes angeht Während sich der norwegi­
sche Staat mit der Frage ,.quäl!", wie er se ine 
überbordenden , nicht für den Staatshaushalt benötigten 
Steuer- Einnahmen sinnvoll anlegen könnte. haben die 
europäischen Länder am unteren Ende der Einkommens­
skala größte Mühe, überhaupt die Einhaltung europäischer 
Mindeststandards zu finanzieren. Das spiegelt sich natür­
lich auch im Zustand des jewei ligen Justizvollzuges wider. 

Dahinter verbirgt sich letztlich die Frage , ob man trotz 
voranschre itender Annäherung der Zie lformulierungen und 
der entsprechenden Vorschriften von dem europäischen 
Justizvollzug sprechen kann . Explizit wurde diese Frage 
all erdings nicht erörtert, implizit wurde zumindest einmal 
mehr deutlich , dass es selbst , wenn man nur die EU-Staa­
ten im Blick hat , noch ein langer Weg zu einem europäi­
schen Justizvollzug ist. 

Zu einer solchen Annäherung hat die EPEA-Konferenz 
sicher einen Beitrag geleistet. denn neben den von mir 
betonten Unterschieden gibt es auch eine Reihe von Proble­
men, die auf allen Ländern ähnlich lasten, wie der nahezu 
überall bestehende Belegungsdruck oder der hohe Auslän­
deranteil. Darüber hinaus unterscheidet sich der (Aus- )Bil­
dungsstand der Gefangenen in den versch iedenen Ländern 
kaum , denn er ist eben überall sehr niedrig , so dass Voll­
zugspädagogen sehr schnell einen kollegialen Erfahrungs­
austausch aufbauen können. Und, auf der ebenso bedeuten­
den , informellen Ebene wird der Eindruck bestärkt, dass trotz 
der erheblichen Unterschiede in den Rahmenbedingungen 
die zentralen Fragestellungen und Lösungsansätze in den 
JVAen der verschiedenen Länder recht ähnlich und die kolle­
gialen Gemeinsamkeiten dementsprechend groß sind. Dies 
erscheint mir letztlich in dem laufenden Prozess der Europäi­
sierung das Wesentliche zu sein . 

Rahmen 
I n einem früheren Artikel hatte ich nebenbei auch die 

dieSjährige Konferenz der EPEA in Athen vorangekünd igt 
und meine Hoffnung zum Ausdruck gebracrlt , dass erst­
ma ls auch eine Delegation von deutschen Vo llzugs­
pädagogen an einer Konferenz der EPEA tei lnehmen 
würde. Der Aufruf zeigte einen gewissen Erfolg , denn es 
fanden immerhin sechs deutsche Kolleginnen und Kolle­
gen den Weg nach Athen zu dieser Konferenz. " Insoweit 
im Verhä ltniS zu früheren Konferenzen eine deutliche Ver­
besserung, wenngleich die deutsche Delegation im Ver­
hältnis zu anderen Teilnehmer-Nationen eher als klein 
anzusehen war. '· 

Der Schwerpunkt der teilnehmenden Nat ionen lag na­
turlich bei den EU-Staaten , aber es waren darüber hinaus 
Vierzehn Teil nehmer aus den USA, Kanada und Australien 
angereist. Auf der anderen Seite waren zum allgemeinen 
Bedauern Vertreter der Nationen Ost- und Südosteuropas 
(natürlich mit Ausnahme Griechenlands) praktisch nicht 
anwesend, was vorrangig und nachvoll ziehbar finanzielle 
Gründe gehabt haben dijrfte 

Athen ist sicher eine liebenswerte, aber eher kei ne der 
schönsten europäischen Städte Viele Straßensch luchten 
werden von Beton-Bausünden umsäumt, es herrscht ein 
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chaotischer Verkehr und der Smog hängt über der Stadt 
fest. Jedoch: Die EPEA und das griechische Justizministeri­
um als gemeinsame Ausrichter der Konferenz hatten ein 
großes Hotel im Herzen Athens als Veranstaltungsort 
gewählt , und die Eröffnung der Veranstaltung fand auf einer 
Dachterrasse in der 14. Etage statt. Was kann man sich Ein­
druckvolleres vorstellen , als mit Blick auf die Akropolis als 
dem Ausgangspunkt der europäischen Kultur an der Eröff­
nung einer europäischen Bildungskonferenz teilzunehmen? 

Themen 

Griechischer Justizvollzug 

Die griechischen Gefängnisse , so der griechische 
Justizminister Evangelos Yiannopoulos in seiner Eröff­
nungsrede, seien zu rund 70% überbelegt, statt einer Nor­
malbelegung von 4.500 Gefangenen seien in den dortigen 
Anstalten zur Zeit rund 7.600 Gefangene untergebracht, 
davon fast 50% Ausländer". 

Die griechische Regierung sei bemüht, der Überbele­
gung durch den Bau von vier neuen Anstalten zu begeg­
nen, allerdings würden die Neubauten aus politischen 
Gründen in abgelegenen Gegenden Griechenlands errich­
tet. (Diese Aussage wurde angesichts des Tagungsthemas 
natürlich besonders aufmerksam registriert.) 

Die Regierung sei der Auffassung, dass Bildung die 
Grundlage aller Versuche der Reintegration von Gefangenen 
bilde und das Ministerium daher - trotz der ungünstigen Rah­
menbedingungen - alle Anstrengungen unternehme, die 
Gefangenen für die Teilnahme an Bildungs- maßnahmen zu 
motivieren und die eriorderlichen Möglichkeiten zu schaffen. 

Tagungsziel 

Anschließend brachte die Vorsitzende der EPEA, Jani­
ne o uprey, Straßburg , ihre Hoffnung zum Ausdruck, dass 
die Zusammenkunft von Experten so vieler Nationen zu 
einem für alle Teilnehmer fruchtbaren Erfahrungsaus­
tausch führe. Und sie Iloffe, dass dem Tagungsthema ent­
sprechend die Anstrengungen in den Staaten verstärkt 
würden , Gefangene nicht mehr als nötig vom normalen 
Leben auszuschließen und diese unter günstigeren Um­
ständen in die Gesellschaft zu entlassen. Und sie sehe 
diese Tagung als aktiven Beitrag dafür an, die Empfehlun­
gen des Europarates über die "Weiterbildung im Stra;voll­
zug" nicht in Vergessenheit geraten zu lassen. 

Oie EPEA als Organisation 

Die EPEA versteht sich gemäß ihrer Satzung als 
europäische Organisation zur Unterstützung der Bildungs­
arbeit im Justizvo llzug , und alle in diesem Bereich arbei­
tenden oder diesem nahestehenden Personen und Orga­
nisationen können ihr beitreten. Über weitere Einzelheiten 
hatte ich bereits bericlltet. 

Die EPEA verfügt inzwischen über rund 450 Mitglieder, 
darunter etwa zehn deutsche. In diesem Jahr ist auch die 
BAG der Lehrer als Organisation der EPEA beigetreten. 

Hin zu einer Normalislelvng des Gefängnisalltags 

Professor Sean McConville, England, wies in seinem 
Vortrag darauf hin , dass die Frage der "Normalisierung" in 

den westlichen Ländern lange Zeit überhaupt nicht auf der 
Tagesordnung gestanden habe und, im Gegenteil, man 
eher auf die komplette Isolierung Wert legte , we il man die 
bisherigen sozialen Kontakte der Verurteilten als ursäch­
lich für die begangenen Straftaten ansah. Inzwischen hät­
ten sich die Auffassungen jedoch geändert. Eine freiheitli­
che Gesellschaft müsse von der Annahme ausgehen, dass 
jeder fähig sei , vernünftige Entscheidungen zu treffen, und 
diese bildeten das Zentrum des normalen Lebens. Der 
wesentliche Grund dafür, dass Menschen im Gefängnis 
endeten, sei eben, dass sie falsche Entscheidungen ge­
troffen hätten. Konsequenterweise müsse der Vollzug also 
den Gefangenen Entscheidungsmöglichkeiten mit der 
Folge zugestehen , die positiven wie negativen FOlgen von 
Entscheidungen erfahren zu können.';' 

Dies dürfe jedoch nicht unter künstlichen Rahmenbe­
dingungen mit irrelevanten Maßstäben erfolgen , beispiels­
weise durch das Kriterium "keine Disziplinarmaßnahmen", 
sondern die Entscheidungsfindung müsse auf realitätsna­
hen Feldern gelernt und erprobt werden: in Kontakten zur 
Familie, in Vorstellungsgesprächen und sonstigen Maß­
nahmen der Entlassungsvorbereitung sowie in Locke­
rungserprobung . Ebenso wichtig sei der Kontakt zu exter­
nen Besuchern und -gruppen , weil sich auch hier die 
Möglichkeit biete , Beziehungen zwischen Gefangenen und 
der Außenwelt herzustellen. Die logische Folge solcher 
Überlegungen sei dann auch, Justizvollzugsanstalten 
eben nicht in abgelegenen Gegenden zu errichten. 

Ausgrenzung - Inhaftierung - Ausgrenzung - ein "brutaler 
Kreislauf"? 

Jean-Michel Mertz ist Schulamtsdirektor im öffentlichen 
Schulwesen und in diesem Zusammenhang auch zustän­
dig für die Lehrer in den Justizvollzugsanstalten seines 
Bezirks in Nordfrankreich. In seinem Beitrag wies er darauf 
hin , dass "Ausgrenzung" nicht erst in den Justizvollzugsan­
stalten, sondern schon im Vorfeld erfolge und daher nur 
dann erfolgreich bekämpft werden könne, wenn bereits in 
einem sehr frühen Stadium angesetzt werde. Diese Aus­
grenzung habe ökonomische sowie kulturelle Hintergründe 
und sei auch eine Frage der Wertevermittlung , derer sich 
das Sctlulwesen bewusst sein müsse Er se lbst empfinde 
es als sehr hilfreich, sowohl fü r das öffentliche Schulwesen 
als auch für die Vollzugslehrer zuständig zu sein ,!' und er 
bemühe sich , aus seinen Eriahrungen in den Gefängnissen 
Schlussfolgerungen für das Schulwesen zu ziehen. 

Dieses erfordere allerdings erhebliche Reformen im 
System, aber man sei auf einem guten Weg , die Bildung in 
den Anstalten voranzubringen. Der Zusamm enhang zwi­
schen der Ausgrenzung in der Gesellschaft und der Inhaf­
ti erung sei auch in Frankreich augenfällig: Etwa 50% der 
Inhaftierten seien praktisch Analphabeten , etwa 60% der 
französischen Gefangenen seien nicht über das Grund­
schulniveau herausgekommen. 

Man habe nun die folgenden Grundprinzipien für die 
französische Vollzugspädagogik festgelegt: 

In diesem schwierigen Bereich könne man nur eriolgreich 
arbeiten, wenn man die besten Lehrer und die beste Aus­
stattung bereitstelle. 

Schulische und berufliche Bildung würden gleichermaßen 
anerkannt. 



Zur Verminderung von "Ausgrenzu ng" sollten , wie inzwi­
schen im öffentlichen Schulwesen auch, keine homoge­
nen Leistungsgruppen eingerichtet werden , sondern hete­
rogene Klassen mit einer besonderen Förderung der 
leistungsschwachen Schüler. 

- Die Entwicklung angemessener Verhaltensweisen müsse 
durch das Lernen an Rollen-Modellen unterstützt werden. 

Gegen gewalttätiges Verhalten müsse konsequent vorge­
gangen werden. 

Weitere Themen 
Weitere Referate, be ispie lsweise zu Themen wie "Um­

gang mit Minderheiten" oder "Analphabetismus - ein e be­
sondere Form von Gefängnis" wurden vorgetragen. Da die 
Fragestellungen zumindest in Deutschland weitgehend 
bekannt und erörtert sind , kann au f die Darstel lung der 
Inhalte verz ichtet werden. U[ld bei sechzehn Workshops 
würde es den Leser sicher ermüden , all e Themen benannt 
und jeweils einige Thesen vorgetragen zu bekommen; es 
ergaben sich dennoch zah li"8iche Anregungen, von denen 
folgende skizziert werden sollen: 

Interessant waren manche Erfahrungen kanadischer und 
US-amerikan ischer Kollegen über die detaillierte Feststel­
lung von Verhaltensdefiziten bei Gefangenen und die 
Bemühungen, diese durch entsprechende Train ingsein­
heiten zu vermindern. Dabei geht es in einigen Prog ram­
men schwerpunktmäßig um Basisqualifikationen für die 
beru fliche Tätigkeit, um die Chancen auf einen Arbeits­
platz zu erhöhen, zum anderen aber auch um die Vermitt­
lung grundlegender Fähigkeiten ("I ife skills"), die unserem 
"Sozialen Training" ähnlich scheint. 

FLlr sehr wichtig auch fü r die deutsche Praxis halte ich den 
Ansatz der amerikanischen Kollegen, kurze, wenige 
Monate dauernde Qualifizierungen anzubieten, also nicht 
"Köche" auszubilden , sondern Küchenhelfer mit besonde­
ren Qualifikationen , beispielsweise die Mahlzeiten auf TeI­
lern anzurichten, oder nicht "Landwirte", sondern Fahrer 
für besondere Ernternaschinen auszubilden. (D ies würde 
ich, das sei vorsorg lich angemerkt, nicht als Alternative zu 
einer vollständigen Berufsausbildung ansehen, sondern 
als Angebot für die vielen kurzstrafigen Gefangenen.) 

- Über ein anderes Programm werden in den USA in größe­
rem Umfang in Voll zugsanstalten alljährliche "Job-Mes­
sen" veranstaltet, in denen Bewerbungsgespräche trai­
niert werden. Der Gedanke ist sicher nicht neu , aber das 
Interessante daran ist , dass sich daran auch zahlreiclle 
renommierte Firmen und Großkonzerne mit ihren Perso­
nalabte ilungen beteiligen. Aus diesen Trainingseinheiten 
kann sich dann eine reale Perspektive für einen Arbeits ­
platz in einer dieser Firmen ergeben, und der Vo ll zug 
qualifiziert gegebenenfalls die Gefangenen gezielt für 
diese Arbeitsplätze. 

Ein australischer Kollege stellte seine Erfahrung im Unter­
richten multiku lture ller Klassen dar. Früher habe man 
geglaubt, die kulturell en Untersch iede und Vorerfahrun­
gen vernachlässigen oder gar unterdrücken zu können , 
jedoch sei das letztlich nicht möglich, und man habe inzwi­
schen von einer monokulturellen Bildung Abschied 
genommen. Für einen multikulturellen Unterricht inner-
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halb eines Klassenraumes bedürfe es jedoch besonderer 
Methoden und einer besonders scharfen Wahrnehmung 
und Selbstkontrolle der Unterrichtenden. Beispielsweise 
sei der zurückhaltende Gebrauch von umgangssprachli­
chen Redewendungen zu empfehlen, oder bel humorigen 
Bemerkungen müsse man stets mit bedenken , ob sich 
einer der Anwesenden verletzt füh len könnte, weil Humor 
in der Regel auf jemandes Kosten gehe Oder der 
Gebrauch der Muttersprache von Gefangenen gleicher 
Nationalität im Unterricht solle von den Lehrern akzeptiert 
werden, denn dies könne auch als Lernhilfe dienen. 

Exkurs über einen Workshop: Pädagogik und 
Sicherheit- eine gefährliche Verbindung? 

Aber eine ungewöhnliche "story" - wie sie der Referent 
se lbst nannte - und wie sie vermutlich nur in Irland spielen 
kann , will ich doch etwas ausführliche r darstellen , zumal 
hi er und da trotz ihrer Einzigartigkeit auch fundamentale 
ode r exemplarische Elemente des Justizvollzuges enthal­
ten sind, und wir in Deutschland hier und da ähn liche Pro­
bleme hatten , wenngleich auch in verg leichsweise ver­
schwindendem Umfang . Sean Wynne, Irland , berichtete in 
se inem Workshop von dem Kampf zwischen den Gefange­
nen der IRA und der irischen Justiz '"' 

Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre: Ein ganzer 
Gefängnistrakt ist mit rund 140 I RA-Gefangenen belegt, ver­
ul1eilt wegen massiver Straftaten im Bereich Kidnapping , 
Polizistenmord , Sprengstoffattentate pp. Nach eigenem Ver­
ständnis sind sie jedoch Kriegsgefangene mit dem vorrangi­
gen Ziel, jede Gelegenheit zur Flucht zu nutzen. Und sie 
sind streng militärisCh-autoritär organisiert, u.a. mit der 
Folge , dass keine direkte Kommunikation zwischen den 
"niederen Rängen" beider Seiten erlaubt ist, sondern nur 
zwischen den "Kommandeuren", also Anstaltsleiter hier und 
IRA-Befehlshaber dort. Zwei nahezu völlig autonome Syste­
me auf Kollisionskurs , und das Zentrum des Konfliktes bildet 
die Frage: "Wer hat in diesem Gefängnis das Sagen?" 

Die Befehlshaber der IRA setzen ein recht erfolgreiches 
"Ausbruchskommitee" ein, das für die Sicherheits kräfte der 
Anstalt nicht (er)gre ifba r ist , und die folgenden , teilweise 
spektakulären Massenausbrüche von IRA-Mi tgl iedern 
führen zu politischen Verwicklungen , nicht zuletzt mit Eng ­
land. Die irische Regierung reag iert, "koste es was es 
wo lle", mit massiver Repress ion , also häufigen Durchsu­
chungen und Kontrol len zur Tag- und Nachtze it. Stachel­
draht, Gittern lIsf. , um weitere Ausbrüche zu verh indern . 
Jede Gefangenenbewegung, auc ll innerhalb des Hauses, 
wird eskortiert, das Ve rhältnis zwischen Bediensteten und 
Gefangenen beträgt 3:1 (I). Weitere Eskalationen drohen, 
die Situation ist verfahren und die Atmosphäre eisig . Noch 
mehr Repression , noch mehr Stacheldraht erscheint kaum 
nocll als geeignet, weitere Ausbrüche zu verhindern. 

Nun hat die Frage nach der Ausbildung unter "M ilitärs" 
einen hohen Stellenwert, nicht zuletzt für die Platzierung in 
der Hierarchie, und die IRA trägt der Justizve rwaltung den 
Wunsch nach Bil dungsangeboten vor. Die Führung der 
I RA gibt zusätzli ch eine Garantieerklärung für' dre Sicher­
heit der Lehrer ab, und 1984 zieht ein Kollegium von 30 
Lehrerinnen und Lehrern in die Anstalt ein (zuständig aller­
dings auch für die "normalen" Gefangenen dieser Anstalt ). 
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Auf der einen Seite findet sich jetzt die Nicht-Kommunika­
tion zwischen den Bediensteten und den IRA-Gefangenen 
und die eskort ierten Gefangenen-Bewegungen, also "knall­
harter Vollzug" , wie man das unter Praktikem nennt. Auf der 
anderen Seite junge Lehrerinnen und Lehrer, die die Gefan­
genen ohne jegliche Bewachung unterrichten, was zu erheb­
lichen Irritationen führt. Die Lehrer sehen sich zunächst dem 
Verdacht ausgesetzt. sich möglicherweise für die Interessen 
der IRA missbrauchen zu lassen und die Sicherheit zu 
gefährden. Die Gefangenen müssen die Verweigerung einer 
direkten Kommunikation aufgeben , sch ließlich kann nicht der 
"Kommandeur" die Unterrichtsgespräche allein bestreiten .. 
Und die Sicherheitskräfte beginnen sich zu fragen , wieso 
eine so andere Beziehung zwisch en Lehrern und hoch ge­
fähr llchen Gefangenen möglich ist. 

Wie es die unmittelbar Betei ligten im Rückblick nach­
vo llziehen, wird die Gefängnis-Kultur über die Pri nzipien 
der Erwachsenenbildung nahezu unmerklich durch ein 
System trans formiert, dass man deutSCh etwas unschön 
aber wortgetreu als "dynamische Sicherheit" (dynamic 
securlty) bezeichnen könnte. Es wird durch drei Prinzipien 
gekennzeiChnet: 

Individualisierung 

pal1nerschaftlicher Umgang 

Aktivi tät. 

Individualisierung bildet sich schon durch Notwendigkeit 
heraus. das Kursangebot und den Unterrichtsstoff auf das 
Vorwissen und die Interessen der Lehrgangsteilnehmer 
abstimmen zu müssen. Aber die Gefangenen werden darü­
ber hinaus als Person ernst genommen und tragen daher 
die alleinige Verantwortung für ihren Lernprozess. Ein Übri­
ges tun die angebotenen Lehrgänge im Bereich Kunst und 
Kultur sowie die steigende Zahl von Besuchergruppen: Die 
Gefangenen lernen al lmäh lich , den engen Horizont ih rer 
Kindheit und ih res militärischen Denkens zu überschreiten, 
beisp ielsweise die verschiedenen Dimensionen des eige­
nen Selbst und das der Mitgefangenen wahrzunehmen . 

Menschliche Beziehungen stellen ein Gru ndelement 
von Pädagogik dar, und die Unternchtssituation und die 
Umgangsformen der Lehrer fü hren zunäChst zu einer Nor­
mal lslerung der Bezieh ungen ZWisc hen Lehrern und Ge­
fangenen sowi e unter den Gefangenen se lbst, dann aber 
über die sich normalisierende Beziehung zwischen den 
Lehrern und dem Gefängn is-Personal schließlich auch zu 
einer Verbesserung des Verhaltens insgesamt. denn es ist 
für die Gefangenen praktisch nicht mehr möglich, Sich dem 
Umgang mit dem Personal zu verwe igern , beispielsweise, 
wenn es um Fragen der tägliChen Unterrichtsplanung geht. 
Andererseits sind willkürliche DurChsuchungen zur 
"Unzeit ", ga r zur Unterrichtszeit. kaum zu rechtfertigen , so 
dass beide Seiten allmähl ich ein In teresse an diesem Nor­
mallslerungsprozess zu en twickeln beginnen. Die Erkenn t­
nisse der Erwachsenenbildung lehren auße rdem, dass Er­
wachsene eines Umgangs bedürfen , der von Respekt 
gegenüber dem Anderen gekennzeichnet ist , und sie sich 
Lernprozessen un ter Bedingungen verweigern , die ihnen 
Ihre Autonomie abzusprec tl en versuchen 

Die Aktivierung von Lehrgangstei lnehmern spie lt in de r 
Erz iehungswissenschaft eine wichtige Rolle, we il Lernen 
notwe ndigerweise auch ein aktiver Prozess ist. "Erwirb es, 

um es zu besitzen", formulierte Goethe. Und nicht nur die 
irischen Vollzugspraktiker hat die Erfahrung gelehrt, dass 
"ein untätiger Gefangener auf seiner Zel le eine gefährliChe 
Person"'" ist. 

Werkstätten waren zuvor aus Sicherheitsgründen nur in 
sehr beSCh ränktem Umfang erlaubt. Jetzt müssen die Ge­
fangenen mit der ihnen zur Verfügu ng stehenden Zeit sorg­
sam, eigenverantwortli ch und aktiv umgehen : die Teilnah­
me an Lehrgängen erfordert eille eigene Form von 
Kontrolle , aber die ist subti ler, weil sie "von innen" kommen 
muss. Die Bereitschaft, sich dieser Selbstkontrolle zu unter­
werfen, unterstützt die Arbeit der Bediensteten ebenso wie 
die Bedeutung des Alltagsgeschehens für die Gefangenen. 

Der objekti ve Erfolg dieser Umwandlung erscheint ver­
blüffend: In den zehn Jahren zwisc hen 1985 und 1995 ist 
kein erfo lg rei cher Ausbruch zu verzeichnen und nur ein 
Ausbruchsversuch l Viel le icht war dies auch ein Ausdruck 
davon, dass das einst erfo lgreiche "Ausbruchskomitee" 
mangels Mitarbeitern se ine Arbeit eingeste llt hatte: Es gab 
nun Wich tigeres zu tun .. 

Sicher wurde diese Entwicklung du rch andere gesel l­
schaftliche Prozesse, wie den entstehenden Friedenspro­
zess, umrahmt und begünstigt. Dennoch scheint unstrittig 
zu se in, dass den Bildungsangeboten ei ne zentrale Rolle 
zukam, so dass Sich in Irland inzwischen die Erkenntn is 
durChgesetzt hat, dass sich "Sicherheit" und "Bildung" 
wechselse itig zu wü rdigen wissen sollten. 

Nachbemerkung: Der Bericht des Kollegen Wynne mag 
möglicherweise etwas idea ltypisch verkürzt worden se in. 
es bleibt jedoch eine zentrale Erfahrung , die offenbar 
immer wieder in europäischen Haftanstalten gemacht wird , 
anscheinend auch immer wieder gemacht werden muss 
Strateg ien , die allei n die sichere Unterbringung zum Ziel 
hatte n, sind allesamt mi ttel- oder langfristig gescheitert. "" 
Stattdessen Sind geordnete und sinnvo lle Strukturen in 
Justizvoll zugsanstalten nur durch eine intelligente und pro­
fessionelle Kombination von materie ller und soziale r 
Sicherheit aufzubauen. 

Schlussbemerkung 
"Ausgrenzung" war und ist für den Freiheitsentzug ein 

zentrales Thema, und auf der pOlitiSChen Ebene leuchten 
die Antipoden: Den einen kann sie ga r nicht we it genug 
gehen, die anderen sehen die Gefahren einer "totalen 
Institution ". Aufgabe der Vo llzugspädagogen war es stets , 
die Anstalten zumindest geist ig durchlässiger zu gestal ten. 
und gute Ansätze und Beispi ele hat die Konferenz der 
EPEA gezeigt , wen ngle ich man jeweils kritisch hinterfra­
gen muss, we lche Relevanz, Kontinuität und Reichweite 
vorhanden ist. 

Spannend ware sictl er auch die Frage gewesen , inwie­
we it nicht nur Gefangene von der Gesellschaft getrennt 
werden, sondern inwieweit der Justizvo llzug insgesamt 
einschließlich seiner Bediensteten in den ve rschiedenen 
Staaten einer Ausgrenzung unterworfen ist , aber das hätte 
sicher den Rahmen dieser Konferenz gesprengt. 

Allein durch die rä uml ichen Entfernu ngen gestaltet sich 
die Arbeit der EPEA als schwierig , so dass man nicht die 
gleichen Maßstäbe wie bei nationalen Konferenzen oder 



Organisationen anlegen darf. Dennoch ist es der EPEA 
mittlerwe ile gelungen , zu einer Organisation zu werden , in 
der die Fäden der europäischen Vollzugspädagogik 
zunehmend zusammenlaufen , und In diesem Rahmen 
einen beachtlichen Beitrag zur Europäis ie rung zu leisten. 
Dass es ihr noch nicht so recht gelungen ist , Zugang zu 
den politischen Entscheidungsträgern auf der europäi­
schen Ebene zu finden , unterscheidet sie vermutlich nicht 
von vie len anderen Organisationen , aber hier ist einiges in 
Bewegung " '. 

Wenn man berücks ichtigt, dass viele Teilnehmer minde­
stens für einen Teil der Kosten selbst aufkommen mussten, 
aber dennoch die Zahl de r Tei lnehmer verhältnismäßig 
groß war, so belegt dies , dass es ein starkes Interesse der 
Kolleginnen und Kollegen gibt, sich über die Landesgren­
zen hinaus auszutauschen. Neben den fachlichen Aspek­
ten stellt dies für mich einen konkreten Beitrag gegen die 
Form von Ausländerfeind lichkeit dar, die wir auch im 
Zusammenhang mi t Justizvollzug in Deutschland erleben, 
aber auch in anderen Ländern. Anderersei ts gibt es neben 
den gesch ilderten Unterschieden doch erhebliche Ge­
meinsamkeiten über die Grenzen hinaus, oder, wie es eine 
Kolleg in fo rmulierte "Irgendwie sin d doch alle Gefängnis­
se auf der Welt ähn lich." Zumindest für den westlichen Teil 
der Welt ist dies nicht von dei' Hand zu we isen , und dies 
bildete die Gru ndlage für einen Erfahrungsaustausch auf 
einer breiteren Grundlage , als das sonst möglich ist. 

Anmerkungen 
1) Vgl Europa· ollne uns? in : .ZISl rVo 3/99. Seile 166·170. 
2) Leider li eß die geographlsc l1e Verteil ung auf die einze lnen Bundes­

länder zu wünschen ubrrg. efenn die Teilnehmer kame n ausschließlich aus 
Bayern und Nledersachsen/Bremen 

3) Zum Vergleich die Große einiger anderer Delegationen: Holland 11. 
Groß·Brilannlen 18. Rep . Irland 6. 

4) Albaner und Rumänen sie lien davon gul 75 0
0 

5) Auf weil ere Aus fu hrungen. auch einen Bericll! über einen Besuch 
einer griechischen JUSl izvollzugsa ns!a11. will ich hier vewchlen. zumal die 
ZfS lrVo in Nr. 5/97 unlängsl über den grrechlscllen Vo llzug berrchlel hat. 

6) Gewisse Ahnllchkellen zu der deulschen Deballe über den .. chancen­
orrent lerten Bellandlungsvollzug" Sind nicht zu übersehen. wenng leich die 
Ziele nlehi Ident isch sein mögen .. 

7) In Frankreich · wie in vielen europalsehen Landern auch · verbleiben 
die Lehrer. auch wen n sie Im Vollz ug arbeiten. im Verantwortungsbere ich 
des K"lIusminlslerru ms 

8) SeRn Wynne .· .. Educa ti on and Security . A Dangcro us Liai son')" . 
Arbe,tspap,er für den gle ichnamigen Workshop. 

9) Ebd .. Sei te 5 
10) Ich verweise dazu au f die spannende Auseinandersetzung. die über 

diese Flaqc Im engllschsp rachigen Raurn stattfindet: vgl meine Besprechung 
der neuen ZCltsehrrlt . .Punlshrncnt & Soclety In Heft 1/2000 ZfStrVo. S 58 f 

11) .Vgl. lU den formalen und Inh altli chen Fragen z .B. Besl. Peler: 
Europalsche Krrrn inalpolltik. rn : ZfS trVo 5/97. Seite 259-265 
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Strafvollzug im Spiegel der Phila­
telie - in der Tschechischen Re­
publik und nicht nur dort -
Josef Nejedly 

Die sogenannten "Postmaschinenstempe l" oder besser, 
Absenderfreistempel, da sie im Stempelbild den Absender 
ausweisen , sind seit vielen Jahren nicht nur unter Fachleu­
ten - Postbeamten - gut bekannt , sondern auch unter Phi­
latelisten, Sammlern und Laien. Anstelle des Absenders 
gibt es aber auch noch Werbeeindrucke , die dann als 
Masch ineneinsatzstempel beze ichnet werden. Bereits Im 
Jahr 1924 hatte der Internationale Postkongress in Stock­
holm den Entschluss gefasst, wonach jede nationale Post­
ve rwa ltung Absende rfreistempel als neue Form der Brief­
stempelung verwenden darf. 

In der ehemaligen Tschechoslowaki schen Repub lik 
erteil te die Postverwaltung zwei Jah re später (am 
09.09. 1926) die Bewilligung für die Verwendung von 
Absenderfreistempeln für den in- und ausländischen Post­
verkeh r. Das betraf auch , aber wesentlich späte r, den 
Postverkehr des Strafvoll zugsd ienstes . 

In der Tschech ischen Republi k verwendete man im 
Strafvo llzugsdienst bis zum Jahr 1994 die sog. Pauschal­
zahlung (Kredi tzah lung) der Postgebühren oder die nor­
malen Briefmarken. Im Ausland, in versch iedenen Ländern 
von Europa und der Welt, war es im Laufe der Zeit wirklich 
sehr ähnlich . In manchen Ländern ist noch die ursprüngli­
che Prax is bis Jetzt In gleicher Form geblieben . 

In der ersten Hälfte de r neunziger Jahre , im Jahr 1993, 
hatte die Tschechische Postverwa ltung an die Postkunden, 
zur Verbesserung und Erleichterung des Postverkehrs, 
eine Empfehlung gegeben, nach der hauptsäch lich Staats­
organe, Organisationen und Betriebe mit einem großen 
regelmäßigen Anfall von Postmateria lien eben falls Absen­
derfreistempel einsetzen sollen . Im Strafvo ll zug der Tsche­
chischen Republik hat man in den Justizvollzugsanstalten , 
der Generaldirektion und im Institut für Fort- und Weiterbil­
dung die Absenderfre istempel aber erst auf der Grundlage 
einer internen Vorschrift - Methodisches Blatt Nr. 8/1994 
vom 10.06.1994 - installiert und In starkem Maß verwendet. 

Die Absenderfre istempel im tschechischen Strafvoll­
zugsdie nst sind bis Anfang des Jahres 1999 in de r Form 
von 1994 verwendet worden Erst danach wurde mit dem 
sog. Tagessternpel, in dem Jetzt di e neue Lizenznummel' 
enthalten ist, eine grundsätzliche Änderung eillgeführt. Die 
Farbe des Stempels ist rot. 

Wenn man sich die "Stempel" ansieht. sieht man sofort, 
wie vie le Justizvollzugsansta lten es in der Tschech ischen 
Republik z.ZI gibt und ob die Vorsc llrift schon umgesetzt 
wurde. Man sieht die Absendefreistempel in ursprünglicher 
Form und weitere in der neuen Form des Jahres 1999. 

Die fachl iche Zusammenarbeit zwischen dem Strafvoll ­
zugsdienst der Tschechischen Republik und dem Strafvoll­
zugsdienst einzelner Bundes länder der Bundesrepublik 
Deutschland hat in de r letzten Zeit wirkl ich einen großen 
Aufschwung genommen. Das gilt nicht nur fLl r die offiZiel­
len Beziehungen, sondern auch auf der freund schaftlichen 
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Ebene oder zwischen einzelnen Justizvollzugsanstalten 
und Personen beider Länder. Man hat mehrere Möglichkei­
ten und dies muss man nutzten. Eine ist auch diese. 

Die dienstlichen Mitarbeiter oder uniformierte Bedien­
stete, die in dem deutschen Justizvollzug längere Jahre 
arbeiten und auch weitere , die nicht aus diesem speziellen 
Arbeitsbereich sein müssen, wie z.B. Fachleute - Postbe­
amten, Philateli sten, Briefmarken- und Absendefreistemp­
lersammler usw. - haben sicher mit dieser Spezialität ähn­
liche Erfahrungen wie die tschechischen Kollegen. Es ist in 
jedem Fall tür alle interessant, wenn man einen Vergleich, 
auch in diesem ungewöhnlichen Bereich , ziehen kann . 
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Aktuelle Informationen 
Zur Neugestaltung des schweizerischen 
Sanktionensystems 

Das Sanktionensystem des schweizeri schen Strafgesetzbuchs 
soll re form ie rt werden (vgl. den einsch läg igen Beitrag von Pau l 
Brenzikofer, ZfStrVo 1999. S. 323 ff. ). Das gegenwärtig bestehen­
de wird als zu undifferenziert angesehen. Es setzt nach verbrei te­
ter Meinung zu oft und zu frü h auf die unbedingte Freifeitsst rafe. 
Namentlich die in der Schweiz häufige Vollstreckung kurzer Frei­
heitsstrafen sol l zurückgedrängt werden. An ih re Stelle soll en etwa 
Wiedergutmachung . gemeinnützige Arbe it und Aussetzen der Stra­
fe treten. Heft 3/1999, 11 5. Jah rgang. der in Bern erscheinenden 
"Schweizeri schen Zeitschrift fü r das Strafrecht" stell t die Neuge­
sta ltung des Sanktionensystems in den Mittelpunkt seine r Bei trä­
ge. Mit dem Thema befassen sich vor allem folgende Arbeiten: 

Karl-Ludwig Ku nz: Zur Neugestaltung der Sanktionen des 
Schweizerischen Erwachsenenstrafrechts (S 234-254) : 

Franz Rikli n: Zur Revision des Systems der Hauptstra fen (S. 
255-276); 

Günter Statenwerth: Die freihe itsentziehenden Massnahmen im 
bundesrätlichen Entwurf fLIf die ReviSion des Allgemeinen Teils 
des StGB (S. 277-289) : 

Andre Ku hn: Les effets possibles de la revision du droit suisse 
des sanctIons (S . 290-307): 

Paul Brenzikofer: Der Vollzug von Freiheitsstrafen im Lichte der 
StGB- Revis lon (S 308-324). 

Leistungs- und Qualitätsstandards in der 
frauenspezifischen Straffälligenhilfe 
Empfehlungen des Fachausschusses "Straffällig geworde­
ne Frauen" in der Bundesarbeitsgemeinschaft fü r Straffäll i­
genh life (BAG-S) e. V 

Die Einrichtungen der Straffä lligenhilfe bere iten sich derzeit auf 
die Umsetzung der Vorschriften der §§ 93 ff . BSHG in der Hilfe 
nach § 72 BSHG vor. Es zeigt sich , dass die Thematik der Leis­
tungsbeschreibungen. der Entgeltvereinba ru ngen und der Qua­
litätss tandards in der Straffäl ligenhil fe und In anderen Bereichen 
der Hi lfe nach § 72 BSHG rela tiv brei t diskutiert wird. Diese Dis­
kussion gestaltet sich jedoch vollkommen unabhängig von beste­
henden gesellschaftlichen Geschlech terstruktu ren und daraus 
result ierenden Unterschieden m der Arbeit mit straffäl lig geworde­
nen Fra uen un d Männern . In einer hauptsächlich auf straffäl lig 
gewordene Männer ausgerichteten Arbeit, fehlt es bisher an Aus­
sagen über die Spezifi ka und Erfordern isse von An geboten fü r 
straffällig gewordene Fra uen. 

Der Fachausschuss .. Straffal lig gewordene Frauen" in der Bun­
desarbeitsgemeinschaft für St raffälligenhilfe (BAG-S) e.V. hat vor 
diesem Hintergrund Empfeil lungen erarbeitet , mit denen die Dis­
ku ssion über Quali tä tss tandards um die Dimens ion der 
GeschlechtsspezIfik erwe itert werden soll. Mit der Ve röffen tl i­
chung soll auf die Notwendigkeit der Beschreibung von 
geschlec htsdi fferenz ierenden Grundsä tzen, Zie len, Rahmenbe­
dingungen, qualitätssichern den Methoden und Doku mentations­
formen für eine effekti ve , präventiV wi rkende frauenspezifische 
St ra ffälli genh ilfe hingewiesen werden. Zudem soll en die Stan­
dards interessierten Vereinen als Grundlage dienen. Hilfsangebo­
te fü r stra ffal lig gewordene Fraue n bereitzustellen oder auszubau­
en sowie qualitativ zu ve rbesse rn . 

Die Verö ffentli chung geht zunachst auf HintergrLinde , 
Grundsatze und Leistu ngen frauenspezifi scher Straffälligenhi lfe 
ein . In einem weiteren Kapitel werden Qualitätsstandards für eine 
frauenspezifische Straffalligenhilfe fo rmuliert. Die hier auszugs­
we ise wiedergegebenen Qualitätsstanda rds we rden dabei ver­
standen als konkretisie rende Zielg röße n. In diesem Sinne be­
schreiben die benannten Qualitätsstandards ein definiertes 
Qua litätsniveau im Sinne von Ziel- und Sollformulierungen. Zur 
Beschreibung der Qualitätsstandards wird die Qualität der Le is-
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tung in Struktu r- , Prozess- und Ergebnisqualitat gegliedert, ange­
lehnt an die Bundesempfehlungen zu den §§ 93 ff . BSHG. 

Strukturqualität 

Straffällig gewordene Fra uen haben ein Rech t auf eme an 
ihrem Bedarf ausgeriChtete Beratung und Betreuung. Für die Ein­
ri chtung effekt iver frauenspezifi scher Angebote bei den Vereinen 
der Freien St raffä lligenhi lfe sind deshalb struk ture ll e, qua litätssi­
chernde Rahmenbedingungen notwend ig, die erhalten. ausge­
baut bzw. gesclla ffen werden müssen 

Notwendig ist ein flächendeckendes Beratungs- und Betreu­
ungsangebot für straffällig gewordene Frauen. 

Entsprechende Anlaufsteilen müssen betroffenen Frauen - auf 
jeden Fall räumlich. möglicllst auch organisatorisch - getren nt 
und unabhängig von Beratungsstellen flir stra ffällig gewordene 
Männer zur Verfügung stehen. Sofern keine eigenständige 
Beratungsstel le vorhanden ist bzw. eingeri ch tet werden kann, 
muss zum indest die regelmäßige Möglichke it geschaffe n we r­
den. in zei tl icher Abg renzung zum gemischtgeschlechtlichen 
Angebot ungestört in dafü r verbindlich zur Verfügung gestell­
ten Räum lichkeiten in geSChützter At mosphäre mit hilfesu­
chenden Frauen zu arbe iten . 

Straffä llig gewordene Frauen sollten grundsätzl ich die Möglich­
keit haben , durch weibliche professionelle Fachk räfte beraten 
bzw. betreut zu werden. 

Die Anlaufs teilen fü r stra ffä ll ig gewordene Fra uen müssen 
kurzfristig und kostengünstig erreichba r sein und an allen 
Werktagen geöffnet haben. 

Das Beratungsangebot sollte betroffenen Frauen ohne Au s­
schlusskri teri en . a lso beispielsweise auch al kolhol- oder dro­
genabhängigen Frauen. zur Verfügung stehen. 

In allen Justizvoll zugsanstalten . in denen sich inhaft ierte Frau­
en befinden, müssen regelmaßige Sprechstunden nur fLlr 
Inhaftierte Frauen eingerdltet werden. 

Prozessqualität 

Um eine beda rfsgerechte Hilfsleistung zu garantieren. müssen 
folgende Aspekte In den Prozess der Planungsstrukturi erung und 
der Leistungserbringung einfließen 

Die Öffentl lchkeits- un d Gremienarbeit zu r Inte ressensvertre­
tung straffall ig gewordener Frauen und die Bela nge der fra u­
enspezifischen St raffälligenh ilfe sollte auf kommu naler und 
überregionale r Ebene vorangetrieben werden. Frauenspezi fi ­
sche Straffailigenhi lfe muss immer auch die Herstell ung von 
Öffen tlichkei t für die Prob lerne und Be lange stra ffällig gewor­
dener Frauen beinhal ten. Gerade wei l sie quantitativ weniger 
sind als straffa llig gewordene Männer und wei l sie in einer an­
drozentrist ischen Kri minolog ie nur als .. das Besondere" vo r­
kommen. benötigen straffallig gewordenen Frauen eine konse­
quente und bewusst parteiliche Öffen tlichkei tsa rbei t. die die 
strukt urell en. gesellschaft lichen Ungleichheiten thematisiert 
und kriti sch Einfluss nirnmt auf Sozial - und Kri minalpol itik . In 
diesem Sinne rnuss fra uenspezI fische Straffäll igenh il te auch 
immer Frauenpolit ik sein . 

Die Vernetzung und Koope ra tion mit anderen SOZia len Hilfe­
und Beratungsangeboten bzw. -stellen vor Ort muss auf- bzw. 
ausgebaut we rden. Die Einbindung in die al lgemeine Straffäll i­
genhi lfea rbeit des Vereins. In das regiona le Gemeinwesen und 
insbesondere auch in andere frauenspez ifi sche Hilfesysteme 
sind anzust reben. Die posi ti ve Zusa mmenarbei t mit Ämtern 
(vorrangig mit Sozial- und Wohnungsämtern ), mit den Sozialen 
Diensten der Justiz und mit Ärztinnen/Ärzte n, in Einzelfällen 
ggl. die Abstimmung von Hilfep länen muss (Jefördert werden. 

Ergebnisqualität 

Die Ergebnisse des Hilfeprozesses Sind regelmäßig auf ihren 
ZIelerreichungsgrad hl ll zu überprüfen. In diesen Ve rgleich muss 
das Befinden und die Zuf riedenheit der Hilfeempfängerin einbezo­
gen werden. Sowohl während der Leistun gserbringung als auch 
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bei der Beurteilung der Ergebnisqualität kommt der Dokumentati ­
on der geleisteten Arbeit eine fundamentale Bedeutung zu. 

Es ist insbesondere darauf hinzuwi rken. dass sich die verwen­
deten Dokumentationssysteme an den Lebenslagen straffäll ig 
gewordener Frauen orientieren. Das heißt. die Dokumentations­
systeme müssen Module und Fragestellungen enthalten. die frau­
enspez ifische Belange berücksicht igen. Insbesondere dabe i 
beachtet werden muss d ie große Bedeutung von sozialen Bin­
dungen und Beziehungen besonders im Beredl Mutter- und Part­
nersc haft . die be i Frauen häufig anzutreffe nde verdeckte Woh ­
nungslos igke it, spezifische Gewaltbedrohungen und Gewalt­
erfahrunge n von Frauen. der geschlechtsspezifisch e Missb rauch 
von Alkohol, Drogen und Medikamenten sowie strukture ll beding­
te Armutsrisiken von Frauen. 

Fazit 

Diese Qualitätsstandards knüpfen an seit vie len Jahren beste­
hende Methoden und Konzepte der frauenspezifischen Soziala r­
beitiStraffälligenhilfe an . Qualitätssicherung heißt, sich auf diesen 
erreichten Stand von Fachlichkeit zu beziehen und bestehende 
Leitb ilder, Zie le, Standards und Methoden als spezifische Qual ität 
sichtbar zu machen , zu beschreibe n und zu dokumentieren. Qua­
li tätssicllerung heißt aber auch. bestehende Kon zeptionen und 
Arbeitsabläufe kontinuierlich auf ihre Wirksamkeit und Bedarfsori ­
entierung hin zu überprüfen und gegebenenfal ls neu zu formu lie­
ren und zu konzeptionalisieren. 

Lebens- und Beda rfslagen von stra ffällig gewordenen Frauen 
unter liegen einem ständigen gese llschaftli chen Wandel. Die Ent­
wicklungen der letzten Jahre auf dem Arbeits- und Wohnungs­
markt , in der Sozlal-. Gesundhe its- und Drogenpol itik haben zu 
einer Verschä rfung der Problemlagen straffäl lig gewordener Frau­
en geführt. Für die fraue nspezifische Straffä lligenh ilfe heißt das. 
zunehmend vor dem Problem der Ex istenzsicherung für ihre Kli ­
entinnen zu stehen. Eine bedarfsorientierte und flächendeckende 
Arbeit . die der gesellschaftlichen Benach teil igung und Ausgren­
zung von stra ffällig gewordenen Frauen entgegenwirken soll, 
benötigt die beschriebenen strukturel len, personell en und sächl i­
chen Voraussetzungen . Kriminal- und Sozialpolitik auf Bundes­
wie auf Landesebene sowie die einzelnen Verbände und Vereine 
sind aufgefordert , die notwend igen Rahmenbedingungen zu r 
Umsetzung der Lelstungs- und Qualitätsstandards in der frau­
en spezlfischen Straffäl ligenh ilfe zu schaffen . 

Die .,Leis tungs- und Qualitä tsstandards in der frauenspezi fi­
schen Straffäl ligenhilfe" können kostenlos angefordert werden bei 
der Bunclesarbeitsgemelnschaft für Straffäll igenllilfe (BAG-S) eV. 
Opelner Str. 130, 53 11 9 Bonn. Tel: 0228/6685380 , Fax: 02281 
6685383 oder per email bag-s@ t-onllne.de 

Modellprojekt: "Ausbildungs- und Beschäfti­
gungsintegration für Strafentlassene" (MABiS) 

Ziel des PrOjektes ist d ie Verknüpfung von beruflichen Förde­
ru ngsmaßnahmen im St rafvol lzug und außervollzuglichen Ausbi l­
dungs - und Arbeitsplatzangeboten für Haften tl assene in Nord ­
rhein-Westfalen. Im Kern beillhaltet dies die Entwicklung einer 
arbeitsmarktorientierten Entlassungsvo rbe re itung zur gezielten 
Ve rmittlung von Jugendstrafgefangenen . insbesondere von Tei l­
nehmern vo llzug llcher Berufsförderungemaßnahmen . in (An­
schluss-) Qualifizierungen und Beschäftigungsverhä ltn isse nach 
der Haftentlassung. 

MABiS soll das R(Jckfallrisiko senken helfen 

durch die (überregionale) Vermittl ung junger Gefangener in 
Arbeitsprojekte , Beschäft igungsmaßnahmen und reguläre 
Arbeitsste llen im Rahmen vollzuglicher Ent lassungsvorbereI­
tung (Arbeif svermittlung): 

durch eine vol lzugsuberg reifende Quali fiz ierungsplanung für 
lunge Gefangene , die deren Vermittlung in An schlussausbi l­
dungen nach der Entlassung - tei lwei se auf freiwi lliger Basis im 
Strafvol lzug - einschließt (Ausbildungskont inuität): 

durch die Verbesserung der Zusammenarbeit von Justizvollzugs­
anstalten und externen Ausbildungs- oder Beschäftigungsträgern 
im Rahmen lokaler MABiS-Förderk reise und einer landesweiten 
Bestandsaufnahme von Ausbi ldungs- und Beschäft igungsange­
boten für Strafentlassene (Trägervernetzung). 

Das Mode llprojekt hat offizie ll am 1. Ap ril 1998 begonnen . 
Nach Absch luss aller Vorbere itungsarbeiten wu rd e am 1. Jun i 
1998 in den fün f Jugendstrafansta lten des Landes NRW mit der 
arbe itsmarktorientierten Entlassungsvorbereitung begonnen. Die 
Laufzeit dieser praktischen Projektarbeit ist zunächst auf zwei 
Jahre befristet. Verfahrensweisen und Resu ltate des MABiS-Pro­
lektes werden im Rahmen einer wissenschaftl ichen Begleitfor­
schung eva lu iert. die am 30. September des Jahres 2000 abge­
schlossen sein wird . 

MABiS findet in den fünf Jugendstrafanstalten des Lan des 
NRW statt der JVA Heinsberg , der JVA Herford, der JVA Hövelhof. 
der JVA Iserlohn und der JVA Siegburg. Dort kann grundsätzlich 
jeder junge Gefangene im Rahmen der Entlassungsvorbereitung 
an MABiS te il nehmen. 

Das Modellprojekt wird vom Justism inisterium des Landes 
NRW durchgeführt und VOIll nordrhelll-westfälischen Min isterium 
für Arbe it . Soziales und StadtentwICklung. Kultur und Sport im 
Rahmen des Aktionsbereiches INTEGRA der EU-Gemeinschafts­
initiati ve BESCHÄFTIG UNG gefördert. Die prakt isc he Projektar­
beit in den JustiZVOllzugsanstalten findet in Kooperation mit dem 
Berufsfortbi ldungswerk des DGB und dem Kolpingwerk eV statt . 
Die wissenschaftli che Beg leitung erfolgt durch die Arbeitsgruppe 
Kriminologischer Dienst des Justi zministeriums des Landes NRW 
- mit pa rtieller Förderu ng durch das Arbei tsamt Duisburg . Als 
transnat ionale Kooperationspartn er konn ten die .,P robat ion and 
Afte rca re Associat ion" in Tampere. Finnland. das ,.West Yorksh ire 
Probation Committee" in Wakefie ld. Großbritannien , und das ita li­
enische Justizministerium gewonnen werden. 

(Nach Wollgang Wirth MABiS-Faltblatt Ma i 1999) 

Zum Strafvollzug in der Tschechischen 
Republik 

Einem Bericht über eine Stud ienre ise, die Justiz vol lzugsbe­
dienstete des Freistaa ts Sachsen in die Tschechlsclle Republi k 
vom 20. bis 24. September 1999 unternahmen, sind unter ande­
rem folgende Informationen zu entnehmen: 
Gegenwärtig verfügt Tschech ien - bel l 0.350.000 Einwohnern -
über ca. 20 .000 Unters uchungs- und Strafgefangene , die in 34 
JustizvollzugsanstaHen (darun te r vier Justizvoll zugskrankenh äu­
sern) untergebracht sind. Dafür stehen etwa 4.000 Bedienstete 
zur Verfügung: ab 1 1.2000 sind weitere 1000 Stellen bewilligt . Im 
Mittelpu nkt steht der uniformierte Dienst. In der Tschechischen 
Republik existiert ein Stufen stra fvo llzug, der vier Stufen umfasst: 
Stufe I bedeu te t erleichterte r, Stufe IV härtester Voll zug. Der 
militärisch ausgeriChtete Strafvo ll zug gehört zum Ressort des 
Justizministers. Die höchste zeitige Freiheitsstrafe beträgt 25 
Jahre: die lebenslange Freiheitsstrafe bedeutet auch lebenslang. 

Eine der größten Anstalten der Republik befindet sich in St raz 
pod Ralskem . Dort sind ca. 1 000 Gefangene untergebracht. 
Außerdem befindet sich dort das Strafvollzugsinst itut. das die 
Ausbild ung und Fortbi ldung von jahrl ieh 1.000 Bediensteten 
ermöglicht. In der Ansta lt in Straz werden Stra f- und Untersu­
chungshaft vol lzogen. Die Einrichtung . in der 300 Bedienstete 
tätig sind. gehört der Stute II an. Die Gefangenc)n sind in Räumen 
mit überwiegend zehn bis vierzehn Personen untergebracht. In 
den Hafträumen fü r Untersuchungsgefangene befinden sich 
jeweils zwe i Insassen. Insgesamt sind 60 biS 75 Prozent der 
Gefangenen beschaftigt. Etwa 20 Prozent arbeiten außerhalb der 
Anstalt unter Au fsicht oder Bewachung . 

Die An stal t in Odolov im Riesengebirge stellt die einzige Ein ­
richtung mit der Sicherheitsstufe I dar Sie verfügt über eine Kapa­
zitat von 220 Haftplätzen (war aber wahrend der Besichtigung mit 
250 Gefangenen belegt) . Auch hier sind die Gefangenen in Haft­
räumen mit acht bis zwölf Insassen untergebracht. Die Hafträume 



sind nicht unter Verschluss . Die Gefangenen können sich inner­
halb des Objekts völlig frei beweg en. Ca. 60 Prozent von ihnen 
arbeiten außerhalb der Anstalt. 

In der Tschechischen Republik exis tieren zwei Anstalten der 
höchsten Sicherheitsstufe , der Stufe IV. Eine der beiden Anstalten 
bef indet sich auf der Burg Mirov in Nordmähren, die andere in Val­
dice. Die JVA Valdice ve rfügt über eine Kapazität von 1.380 Haft­
plätzen. (Während der Besichtigung war sie mit 1.680 Gefan ge­
nen belegt.) In der Einrichtung sind 475 Bedienstete tätig . Der 
Vollzug Ist differenziert ausgestal tet. Er reicht vom strengen 
Sicherheitsbereich bis hin zu einem "Freigängerhaus" innerhalb 
der Anstaltsmauer. Im letzte ren sind die Hafträume offen; die 
Gefangenen können sich hier frei bewegen. In Vald ice bestehen 
verschiedene Anlern- und Ausbildungsmöglichkeiten . 

Dem Bemühen der Verantwortlichen , den tschechischen Straf­
vollzug mitteleuropäischen Standards anzunähern. steht auf der 
anderen Seite der Ruf der Bevölkerung und Medien nach härte­
rem Vollzug gegenüber. 

(Nach dem Bericht: Internationale Kontakte zwischen dem tsche­
chischen und sächsischen Justizvol lzug. In: Der Vol lzugsdienst 
Nr. 6/99, S. 55 11) 

"Gefängnis light" in Bayern 
Pressemeldungen zufolge will der Freistaat Bayern bis Ende 

des Jahres 2002 in der Haftanstalt Lichtenau (K reis Ansbach) 48 
Haftp lätze für Leichtk riminel le schaffen, die ihre Geldstrafe nicht 
zah len konnen und deshalb Ersatzfreiheitsstra fen verbüßen müs­
sen . Die täglichen Haftkosten für diese Gefangenen werden mit 
73 Mark beziffert; sie sollen rund ein Drittel günstiger sein als im 
konventionellen Vol lzug. Zudem würden dadurch teure Plätze im 
regulären Strafvollzug frei werden ; derzeit feh len in Bayern ca. 
1 000 Der Umbau in Lichtenau soll etwa 9,5 Mi ll ionen Mark 
kosten. Auch in München -Stadelhelm so llen ru nd 100 Haftplätze 
diese r Art einge rich te t werden. In weiteren bayerischen Strafan­
stalten sind insgesamt 250 solche Plätze geplant. 

Mit ,.Gefängnis light" ist der Verzicht auf bestimmte Sicherheits­
vorkehrungen gemeint. So fehlen dort dicke Mauern und Beob­
achtungstürme. Auch sind weder besondere Therapien noch Aus­
bildungs- und Freizeitveranstaltungen vorgesehen. Die Ge­
fangenen sollen in der Gärtnerei, Schreinerei und LandWirtschaft 
arbeiten. 

(Nach folgenden Berichten: Peter Scllmitt: Das Gefängnis 
schaut aus wie eine Gärtnerei. Justizminister Weiß in der ersten 
Strafanstalt "light" Im fränk ischen Lichtenau. In: Süddeutsche Zei­
tung vom 21 Dez. 1999; "Gefängnis light" ist kein Abenteuer ­
Urlaub . JustizmInister kündigte Ausbau von PilotprOjekt an. In 
Münchner Merkur vom 21 Dez. 1999.) 

Zum Fernsehfilm "Soldatenmord von Lebach" 
Die 1 Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsge­

ri chts hat einstimmig Folgendes entschieden (Bescht. vom 
25 .11 1999 - 1 BvR 348/98 u. 755/98) 
,,1 Auf die Verfassungsbeschwerde des Senders SAT 1 werden 
gerichtliche Entscheidungen des OLG Koblenz und des LG Mainz 
wegen Ve rletzung der Rundfunkfreihei t (Art.5 Abs.l Satz 2 GG) 
aufgehoben. Die Gerichte hatten dem Sender im vor läufigen 
Rechtsschutzve rfah ren untersagt, den Fernsehfilm 'Soldatenmord 
von Lebach' auszustratll en. Die Sache wird an das LG Malnz zur 
erneuten Entscheidung zurückverwiesen (1 BvR 755/98). 
2. Die Verfassungsbeschwerde eines verurteilten, vor sieben Jah­
ren aus der Haft entlassenen Tatbeteiligten wird nicht zur Ent­
scheidung angenommen Seine Verfassungsbeschwerde ric htete 
sich gegen Entscheidungen des üLG Saarbrücken und des LG 
Saarbrücken, mit denen der Antrag des BeSChwerdeführers , SAT 
1 die Ausstrah lung des Films vorläufig zu untersagen , zurückge­
wiesen worden wa r (1 BvR 34(/98). " 

Im Fall der Verfassungsbeschwerde von SAT 1 sah die Kam­
mer die Rundfunkfreiheit als verletzt an . Sie führte unter anderem 
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aus: "Das al lgemeine Persön lichkeitsrecht sch ützt zwar vor st ig ­
matisierenden Darstellungen , die die Wiedereingliederung von 
Straftäte rn in die Gesellschaft wesent lich zu erschweren drohen 
Das Grundrecht vermittelt Straftätern aber keinen Ansprucll dar­
auf , in der Öffentlichkeit überhaupt nicht mit der Tat konfrontiert zu 
werden. Im Fall des ZDF-F ilms , über den das Bundesverfas­
sungsgericht 1973 zu entscheiden hatte , ergab sich die besonde­
re Schwere der Beeinträchtigung der Person daraus, dass die 
Fernsehberichterstattung über eine Aufse hen erregende Straftat 
in Form eines Dokumentarspiels unter Namensnennung und 
Abbild ung des Täters vorgesehen war. In engem zei tlichem 
Zusammenhang mit der Haftent lassung ausgestrahlt. hätte das 
Dokumentarspiel wegen der breiten Wirkung und Suggestivkraft 
des Fernsehens die Resozia lisierung des Betroffene n damals 
erheblich erschwert , wenn nicht gar verhindert. Im vo rliegenden 
Fall ist keine 'den Täter identifi zie rende' Sendung geplant, von der 
die beflj rchteten negativen Wirkungen ausgellen könnten. Nach 
den Feststellungen der Fachgenchte wä re der Betroffene auf­
grund der SAT I -Sendung allenfalls für solche Personen iden tifi­
zierbar, denen er ohnehin als einer der Tatbeteil ig ten erkennbar 
ist. Es ist deshalb nicht wahrscheinlich, dass die Ausstrahlung des 
Films zu einer erstmal igen oder erneuten Stigmatisierung oder 
Isolierung des Betroffenen führt. Auch se ine Resoz ialisierung 
erSCheint durch die Ausstrahlung des Films nich t gefährdet. " 

Zur Verfassungsbeschwerde des aus der Haft entlassenen Tat­
beteiligten legte die Kammer unter anderem dar: . .Die saarländi­
schen Gerichte haben in verfassung srechtlich nicht zu beanstan­
dender Weise ausgeführt, dass der Film eine Ident ifi zie rung des 
BeschwerdelLihrers nicht ermögl iche und von daher nicht geeig­
net sei, dessen Resoziali sierung zu gefährden. Sie haben dabei 
insbesondere darauf abgestell t. dass der Beschwerdefüh rer seit 
sieben Jahren unter sei nem echten Namen in Freiheit lebt und 
keinen Vorbehalten seiner Umgebung ausgesetzt sei . Auf Grund 
der ve rfremdeten Darstellung des Beschwerdeführers gehe von 
dem Film keine Prangerwirkung aus. Es ist von Verfassungs 
wegen nicht zu beanstanden. dass die Gerichte aufgrund dieser 
FesteIl ungen der Rundfunkfreihe it den Vorrang vor den Persön ­
li chke itsbe langen des Beschwerdeführe rs eingeräumt haben 
(Bescht. vom 25.11 1999 - 1 BvR 348/98 u. 755/98) " 

(Aus der Pressemitteilung des Bundesverfassungsgerichts Nr. 
137/99 vom 9121999) 

Konzeptions-Entwürfe für die Seelsorge im 
Gefängnis 

Der von Manfred Lösch, dem Beauftragten der Evangelischen 
Kirche in Deutschland für Seelsorge in den Justizvoll zug sanstal­
ten, herausgegebene Reader Gefängnisseelsorge R GS 9/ 1999 
steht unter dem Rahmentitel: "Genügt nicht ein we ites Herz? Kon­
zeptions-Entwürfe für die Seelsorge im Gefängn is". Der 74 Seiten 
umfassende Reader enthält - neben einem Vorwort von Manfred 
Lösch - im einze lnen folgende Beiträge: 

Ein Großes Herz ode r eine pastoralpsychologische Fortbil­
dung? Zu r Standortbestim rnung von Gefängnisseelsorge: Die­
ter Wever; 

Neun Entwü rfe einer Seelsorgekonzeption: Thomas Ammer­
mann, Matthias BIomeier, Klaus-Peter Dlambasoff, Karin Grei­
fenstein, Dieter Jost , Annette Keimburg, Reiner Margilrdt, Ste­
phan Pohl -Patalong, Barbara Zöll er: 

Grundlegung einer Gefän gnisseelsorge : Heinz-Dleter Bethko­
wsky-Spinne r. Klaus-Pete r Djambasoff, Lutz Greger, Gerhard 
Hille , Uta Kose , Dorothea Korb , Joachim Locher. Sylvla Pleger, 
Rainer Steinhard, Dr. Rolf Stieber. Dieter Wever: 

Woh in mit meiner Wut? Zum Umgang mit erlebter Aggressivi tät 
Im Gefängnis : Johannes Müller 

Der Reader kann gegen Erstatt ung des Selbstkostenpreises 
von 8.- DM zuzüglich der Versandkosten bezogen werden von: 
Evangelische Konferenz für Gefängnisseelsorge in Deutschland, 
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Geschäft sstelle: 0-1 0 11 7 Berlm, Auguststr.80, Tel . 030/28395-
11 9, Fax 030/28395-180. 

Er enthält noch Hinweise au f früher ersch ienene Reader sowie 
auf ei ne umfangre iche Samml ung von Fachliteratur. die sich im 
Predigerseminar Celle , Berlinstr4, 29223 Celle. Tel. 05141/957624. 
bef indet. 

Mitten im Leben 
Unter diesem Ti tel steht ein 1998 erschienenes Buch , das von 

der Gefährdetenhilfe Scheideweg e.V. herausgegeben wurde, Es 
entwirf t ,,Perspektiven für die ehrenamtliche Arbeit In der Jugend­
und Gefährdetenh ilfe" . Im Vorwo rt der 133 Seiten umfassenden 
Publikation heißt es unter anderem: 

.. Mitten aus unserem Leben wollen wir bericl1ten. aus der Arbei t 
der Gefährdetenhilfe Scheideweg, von Menschen, Lebenswegen, 
unseren Ideen und Konzepten Was sich hier in den vergangenen 
Jahren entwickelt hat, ist aus unserem Zusammenleben entstan­
den und wächst noch weiter. Stillstand bedeutet Rückgang. des­
halb wollen wir vorwärts gehen und viele andere zu neuen Schrit­
ten In die Zukunft ermutigen. Das Buch ist wie ein Wegweiser - wir 
zeigen damit unkonvent ionelle Möglichkeiten ehrenamtlichen 
Engagements auf." 

Das Buch berichtet über ehrenamtliches Engagement im Straf­
vo llzug . fam iliä re Wohngemeinschaften für Haftentlassene, inte­
grative Freizeitprogramme. Arbe itstraining und das internat ionale 
Engagement. Ein Blick in die Geschichte und die Di skU SSion der 
Konzepte eier Gefährdetenhilfearbeit verln ltte ln wichtig e HInter­
grundinformationen über das , was vorwiegend durch eh renamtli­
ch es christl iches Engagement entwickelt wurde und für die Zu­
kun ft entwickelt wird . 

Im einzelnen enthält das Buch - neben dem Vorwort - folgende 
Kapitel 

Die Welt , In der wir leben : Zur gesellschaftlichen Notwendig­
keit ehrena mtlichen Engagements 

2. Die Welt, aus der wir kommen: Zur Geschichte (d iakonischen) 
Engagements , insbesondere In der Straffälligenh ilfe 

3, Eine ungewöhnliche Einladung: Zu den Anfängen der Gefähr­
detenhilfearbeit 

4. Die Welt. die wir gemeinsam gestalten Grundgedanken des 
ehrenamtlichen (lebensraumbezogenen) Engagements in der 
Gefährdetenhil fe 

5, Miteinander Leben teilen Das Leben in den Wohngemein ­
schaften 

6 Di e Welt im Abseils Kriminalität (junger) Menschen und ihre 
Folgen 

7. Brücken in die Freiheit EtHenamtlicl1es Engagement Im 
(Jugend)Strafvol lzug 

8. Unterschiede überwinden - vone inander le rnen : Integ ra tive 
Jugendarbeit 

9. Die Arbeitswelt gemeinsam erobern Arbeitstrain ing und Aus­
bi ldung (in Zweckbetrieben) 

10. Zu saml11en(-)wacll sen Gemeinsa m das vereinte Deutsch ­
land gesta lten 

11 Ehrenamtliche fördern in ternational das Ehrenamt: Die 
Gefährdetenhilfe Ulaanbaatar (Mongolei ) 

12. Für das Leben lernen: Ehrenamt und Weiterbildung 
13, Profi s. Staat und Ehrenamt: Ehrenamtlichkeit In der Begeg­

nung mit ProfeSS ionalität und staatlicher Finanzierung 
14. Literaturverze ichnis 

Die bibliographischen Angaben lauten 
Ge fäh rdetenhil fe Sche ideweg e.V, (H rsg .): Mitten im Leben. Per­
spektiven für die eh renamtliche Arbeit in der Jugend- und Gefähr­
detenhi lfe. 1998 erschienen im Eigenverlag der Gefährdetenhilfe 
Scheideweg eV Satz und Gesta ltung Gefährdetenhilfe Scheide­
we<:] /Fa LAYOUT. Hückeswagen. Herausgegeben mit Unterst(it­
zung aus dem Deutschen Bundesjugendplan . 133 S (ohne Preis­
angabe). Die Adresse der Gefährdetenhilfe Sche ideweg eV 
lautet Untersc heideweg 1-3, 42499 Hückeswagen . Vgl. auch: 
Gefährdetenhi lfe Scheideweg e, V, (H rsg.) mit einem Vorwort und 

einer Einleitung von Prof Dr. Gerhard Deim ling : Diakonische 
Straffäl ligenh ilfe schafft Lebensräume . Dokumente und Konzepte 
aus der internationa len Gefährdetenhil fe-Bewegung (diakonie 
aktuell Bd. 1). Verlag Holger Deimling Wuppertal 1994 . 

Ausländische Inhaftierte im Strafvollzug 
Unter diesem Titel ist eine 68 Seiten umfassende Broschü re 

ersch ienen. die das 3. LOTSE-Forum vom 12.12.1998 (Maternus­
haus, Köln) für ehrenamt lich Tätige In der Straffälligenl1il fe doku­
mentiert. Für die Dokumentation zeiChnet das DBH-Bildungswerk, 
Projekt LOTSE, verantwortlich. Die Redaktion lag in den Händen 
von Renate Wevering und Renate Enge ls. Im einzelnen enthä lt 
die Broschüre fo lgende Be iträge: 

Vorwort (Renate Wevering): 

Zur Situation ausländischer Mi tbürger in NRW (Laie Akg ün): 

Ausländerrech tliche Auswirkungen auf den Jugendstrafvollzug 
(Klaus Riekenbrauck): 

Auslä ndische Inhaftierte im Strafvollzug: 
Erfahrungen einer Schöffin (Dora Stalz): 
Ehrenamtliche Betreuung im Strafvollzug (Mehmet All Kaciran): 
Jugendgerichtsh ilfe fü r türk ische Jugendliche (Georg Schuma­
cher): 
Ausländische Inhaftierte im Strafvollzug (Barbara Salewski): 
AUSlä ndische inhaftie rte Jugendliche in der JVA Hemsberg 
(Friedel Beiten) , 

Migration, soz iale Lage und die Entwicklung der Jugendgewalt. 
Eine Zwischenbilanz aktueller empirischer Forschungsarbeiten 
in sieben Thesen (Christian Pfe iffer und Peter Wetzeis) 

Im Vo rwort von Renate Wevering heißt es unter anderem: 
,, 1998 st ieg die Zahl der nichtd eutschen Gefangenen auf über 
5.800 Inhaftierte aus über 100 Herku nftsländern an . Besonders 
drastisch ist die Situation im Untersuchungshaftvollzug und im 
Jugendstrafvollzug mit teilweise über 40% Ausländeranteil. Der 
steigende Be legungsanteil der Gefangenen ohne deutschen 
Paß,stel lt den Justizvollzug in seinem Bemühen um die Resoziali­
sierung vo r eille zunehmend schwieriger werdende Herausforde­
rung. Neben Sprachproblemen erschweren ku lturelle und re ligiö­
se Unterschiede die Betreuungssituation und beeinträcl1tigen 
damit auch das Verständn is der jeweiligen Lebensrealitäten. Deut­
lich angestiegen ist in den ve rga ngenen Jahren auch der Antei l 
der drogenabhängigen aUSländ ischen Jugend lichen im Jugend­
strafvollzug. 
Nachdenklich stimmen muß die Situat ion der IIlhafti erten Men­
schen ollne deutschen Paß, die sei t Vielen Jahren in Deutschland 
leben bzw. 11ier geboren und aufgewachsen sind und nun von Aus­
weisung und Absc l1i ebung 111 ein Land bedroht sind. das sie 
bestenIalls von Urlaubsaufenthalten kennen. 
Die für alle Betei ligten des Vol lzuges belastende Situation auslän­
discher Inhaftierter und die Ursachen ihrer Inhaft ierung standen 
Im Mittelpunkt des LOTSE-Forums '98." 

Die bibliographischen Angaben der Broscl1üre lauten LOTSE­
Forum: Ausländische Inhaftie rte im Strafvo llzug. Dokumentation 
12.121998, Maternushaus, Köln . Herausgeber: D8H Fachver­
band fü r Soziale Arbei t. Straf recht und Krimina lpolitik . DBH-Bil­
dungswerk, PrOjekt LOTSE, Köln 1999 (ohne Preisangabe) , 

Die Broschüre ist zu beziel1en durch LOTSE-Kontaktbüro . 
Aachener Str.l064. 50858 Köln Tel . 0221/94865 132, Fax 
0221/94865 133. 

Zur Entwicklung im Heinrich-Wetzlar-Haus 
Jugend liche BeSChuldigte können zwecks Vermeidung von 

Untersuchungshaft 111 die Einrichtung in Stutensee eingewiesen 
werden, sie erfüllt mithin eine gesetzliche Aufgabe. Träger ist der 
Landeswohlfahrtsverband Baden. Zur Zeit sll1 d in dem Hause 
zwölf Mitarbeiter tätrg. 



Der Tätigkeitsbericht fü r das Jahr 1998 lässt ersehen. dass im 
Laufe des Jah res insgesamt 35 Jugendliche untergebracht waren. 
davon 10 Ausländer. Das Hauptgewicht lag auf den Gruppen der 
14-J äh rlgen (22 .900) und der 15-J ährigen (34 ,2%) Die meisten 
kamen aus dem Elternhaus in die Einrichtung. eine kleine Gru ppe 
aus der HelmefZlehung . Bei den zugrunde liegenden Straftaten 
entfielen 28 ,5°0 auf räuberische oder einfache Erpressung. 25 ,7% 
auf andere Eigentumsdeilkte. 14.3% auf Raub. 5.7% auf (versuch­
ten) Totschlag oder Mord. der Rest au f sonstige Delikte Es wird 
versucht , die Insassen wahrend des Aufenthalts zum Hauptschu l· 
abschluss zu führe n. dank eine r Sonderregelung kann die Prüfung 
zweimal jährlich stattfinden. Demgemäß konnten im Berichtsjah r 
neun Jugend liche die Abschlussprüfung bestehen. 

Angelaufen Ist ein Versuch mit Just-Community : ElIlübung in 
demokrati sche Verantwortu ng. Im Zuge der Gruppensitzungen sol­
len die Teilnehmer zu mehr Eigenverantwortung veranlasst werden; 
best immte Aufgaben müssten sie selbständig in die Hand nehmen, 
z.B. die Vertei lung der Hausämter oder die Aufarbeitung von Sach­
beschädigungen in der Einrichtung. Im Ergebnis handel t es sich da 
um eine sicher notwendige Vers ion des sozialen Train ings. 

(Genehmigter Nachdruck aus: Kurzbrief Nr 54/Dezember t 999 
der Mitgliedsvereine des Badischen Landesverbandes fü r soziale 
Rechtspflege . ) 

Beiträge zum Strafvollzug und zur Straffäl­
ligenhilfe 

Heft 4/ 1999. Jahrgang 46. der Zeitschrift "Bewährungshilfe" 
das schwerpunktmäßig dem Thema "J unge auffällige Migranten" 
gewidmet ist. enthält folgende Beiträge zum Strafvollzug und zur 
Straffälligenhilfe 

Günter Grüb l/Joachim Walte r "Russlanddeu tsche" Im Jugend­
strafvollzug (S . 36-374) ; 

Wolfgang Feuerhelm/Werne r Sohn Kommunal e Kriminal­
prävention und Straffäll igenhilfe. Ein Überblick über neue Ver­
öffentlichungen zur Kriminalprävention (S. 394-41 6). 

Zur Telefonkontrolle im hessischen Straf­
vollzug 

Im geschlossenen St rafvollzug Hessens wu rden die Möglich ­
keiten zum Te lefonieren für männ liche Strafgefangene stark ein­
geschränkt. Demzufolge sind Kartentelefone nicht mehr frei 
zugänglich. Fern er wu rde die Telefonzelt "in der Rege l" auf vier 
mal fünf Minuten Im Monat beschriinkt. Gespräche dürfen ers t 
geführt werde n, wenn sie jewe ils vorher von der Ansta ltsleitung 
genehmigt sind. Dabei muss der Gefa ngene sowohl den 
Gesp rächspartner als auch dessen Rufnummer mittei len . Eine 
zusätz liche Schal tung soll gewährleis ten. dass allein die im Eill­
zelfa ll genehmigte Rufnummer angewählt we rden kann. Die 
Bediensteten slil d jederze it in der Lage. die Gespräche mi t­
zuhören und auch zu unterbrechen . Diese Rege lung wurde nach 
Auskunft des Justlzm ini stenums aus Sicherheitsgründen getrof­
fen. Dadu rch soll der Gefahr vorgebeugt werden. dass Gefange­
ne aus der Anstalt heraus auf telefon ischem Weg neue Straftaten 
begehen. 

(N ach einem Bencht der "Frankfurt er Allgemeinen Zeitung ' vom 
14. Dezember 1999) 

Recht und Gnade - Anforderungen an den 
Justizvollzug 
Erk lärung der Konferenz der Kath o li schen Seelsorge be i 
d en Justizvoll zugsansta lten in der Bundesrepubl ik 
Deu tschland zum H ei ligen Jah r 2000. Verabsch iedet auf 
de r Mitg iiederve rsamllliung in Locculll am 7. Oktober 1999 
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Unsere Kirche feiert das Jahr 2000 als Heiliges Jahr. In dieser 
Situat ion melden wir uns als Seelsorgerinnen und Seelsorger zu 
Wort. Zu den Zustanden im Justizvollzug d(irfen wir nicht scl, welgen 

Zum einen das in sich alarmierende Ze ichen steigender Zah ­
len von Inhaftierten se lbst bei Sinkender Kri minalität. 

Etwa 50°0 der Untersuc hungsgefangenen we rden nicht zu 
eille r weiteren Haftstrafe verurteilt 

Die meist katastropha le Überbelegung der Haftanstalten führt 
zu vielfält igen Beeinträchtigungen im Vollzugsa lltag. 

Einschränkungen der notwend igen Lei stungen der An­
stalten zu Lasten der sozia len und menschlichen Situa­
tion der Inhaft ierten . 
Die wichtigen Besuchszeiten werden nocl, weiter 
begrenzt 
Lockerungsmaßnahmen. Gruppena rbeit, Fre izeitakt ivitäten 
und Sport werden redUZiert. 
Die Anstalten versuchen alles . In einer Situat ion Sich stän­
dig erhöhenden Druckes Selbstmorde von Inhaftierten zu 
ve rhindern . Dennoch gelingt es jäh rlich etwa 100 Personen 
in den Vo llzugsanstalten der BRD , sich das Leben zu neh­
men. 

Personal mangel führt zur Uberforderu ng der Bediensteten . 
Die Überlastu ng ist alltäglich spürbar. Krankenstände stei­
gen, Selbstmorde von Bediensteten geschehen sogar im 
Dienst. 
In manchen Anstalten findet auch werktags nach der 
Abendessenausgabe gegen 17.30 Uhr der so genannle 
Nachtverschluss statt : keine Kontakte. keinerlei Aktiv itäten 
Solche Maßnahmen beschränken ehrenam tl iche Betreuun-

gen in erhebl ichem Maß. 

In der momentanen Situat ion bleiben gesetzl iCh vorgeschrie­
bene Aufgaben unerfü llt. Rechte der Gefangenen werden aus­
gehöhlt. 

Gefangene. denen gesetzlich ein Einzelha ftraum zusteht. 
werden dauerhaft in Notbe legungen zu zweit auf einer Ein­
zelze lle (8 m ) unte rgebracht. 
Untersuchungs- und Strafgefangene leben auf einem Ha ft­
ra um 
Jugelldllche sind Im Erwachsenenvollzug untergebracht 
Für Inhaft ierte ist die Unte rsucl,ungsll aft ein größeres Ubel 
als die Strafhaft 

Darüber hinaus erleben wir eine RückentWicklung des Vollzu­
ges. Das Strafvo llzugsgesetz hat der Tatsache Rechn ung get ra­
gen. dass Strafen alle ine keine Ande rung bewirkt. (§ 2 
StVollzG: .. ) Der gesetZliche Auftrag. Inhafti erten durch geeignete 
Maßna hmen eille Chance zu geben. gerii t zunehmend aus dem 
Blick. Wir sel,en die Gefahr. dass zu e inem reinen Verwahrvollzug 
zurückg ekehrt wird. der der Gesellschaft, den Bed iensteten und 
den Inhaftie rten Schaden zufügt. 

Wer von der Just iZ als behandlungsunWIllig oder unfähig 
betrachte t wird, erhält keinerlei Bet reuu ng und Förde rung 
Ausländer verbüßen Ihre Strafe oft ohne jegliclle ResozIalI­
sieru ngsmaßnahme . 
Beschrän kte Besuchszei ten behindern gravie rend die Auf­
rechterha ltung sozialer Kontakte : die Zeiten sind ungünstig. 
oft gibt es keine Besuchsmöglichkeit am Wochenende. 

Med ien missbrauchen Kn mlnall tät zu reiße nseher Stimmungs­
mache; Richler geraten dadurch unter Druck. Mit dem Versp rechen 
härterer Strafen gehen manche Politiker auf Wähleri ang. obwoh l sie 
um rück läu fi ge Knmlnalitti tszahlen wissen . Solche Stimmungsma­
che fördert die gesetzwidrigen Tendenzen zum Verwahrvollzug. 

Als Christen nehmen wir die von uns skiZ Zierte Situation im 
Voll zug als Herausforderung an. Wir schauen dankl)ar auf unse­
ren Gott, dessen Sohn Jesus Ch ri stus vo r 2000 Jahren Mensch 
wurde. In Christu s wissen wir uns als Menschen trotz all unse rer 
Fehler und Sünden von Gott angenommen. Dass wir trotz unserer 
Fehler und Sünden von Gott angenommen sind . ist tür uns der 
Auftrag. andere Menschen zu bejahen und ilufLUrichten . Das ISt 
die Basis fü r unsere Berufung als Seelsorgerinnen und Seelsor­
ger im Vollzug . 
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Entgegen der Meinung, dass der Schuldiggewordene sich erst 
bessern soll, bevor er sich (wenn überhaupt) wieder in der Gesell ­
schaft blicken lassen kann . halten wir die alte menschliche und 
bibli sche Erfahru ng wach, dass Schuldige die versöhnl ichen 
Hände der anderen , der Rechtsgemeinschaft und auch ihrer Insti ­
tutionen brauchen , um das menschl iche Gesicht nich t zu verli e­
ren , in der Schuld nicht zu ve rhärte n und um Neubeginn möglich 
zu machen. 

F(i r unsere Gesellscllaft ist es allerhöchste Zeit, sich um einen 
menschenwürdige ren Umgang mit Inhaftierten zu bemühen, 
Unsere plura le Gesellschaft darf um ihrer selbst wil len keine gna­
den lose werden, in der es einer Mehrheit und der Öffentlichkeit 
egal ist, ob mit Menschen mensch lich ode r unmenschlich umge­
gangen wird, Wenn bei der Durchführung staatlicher Sanktionen 
vermeidbare Rückslchtslosigkeiten gegenüber den Betroffenen in 
Kauf genommen werden, trägt das zu einer Bruta lisierung in der 
Gesellschaft bei , 

Zum Jahrtausendwechsel müssen wir uns daran erinnern, 
dass menschliches Zusammenleben ohne die gemeinsame Aner­
kennung von BaSis-Werten nicht möglich ist. Wir müssen uns drin­
gend darauf besinnen, dass jeder Mensch einen du rch nichts auf­
hebbaren Wert besi tzt, auch der St raffällige. Der Druck der 
Realität lässt in unseren Gefängnissen das Bewusstsein für die in 
unserer Ve rfassung verankerten Werte, ohne die unsere Gesell ­
schaft nicht lebensfähig ist , in Gefahr geraten , Gefängnis ist ein 
Teil der Gesellschaft : dann muss hier auch begonnen werden, 
einer Aushöhlung des Wertebewu sstseins unsere r Gesellschaft 
zu wehren. Dazu bedarf es energischer Anstrengungen. 

Wir fordern: 

Allen Menschen in den Gefäng ni ssen muss Hil fe und Beglei­
tu ng angeboten werden , um ein Leben ohne Straftaten zu 
ermögllcllen 

Menschen, die im Zu sammenhang von Ve rarmung und Ve r­
wahrlosung Ersatzfreiheitsstrafen abSitzen, müssen statt sinn­
loser Best rafung Unterstützung erfahren , 

Über Haftbefeh le muss mi t mehr Hintergrundwissen über die 
Betroffenen entschieden werden : Untersuchungshaft ist in vielen 
Fällen zu ve rmeiden, Veliahren müssen beschleunigt werden . 

Die vom Gesetz vorgesehene Möglichkeit der Halbstrafen-Ent­
lassung muss stärker berÜCkSichtigt werden : die Entlassung nach 
2/3 der Haftstrafe muss der Regelfall werden, 

Dem Ruf nach härteren und längeren Strafen darf keinesfa lls 
nachgegeben werden, da diese nachweisl ich nich t zu abneh­
mender Krrminali tät führen und dem Ziel der Wiedereing liederung 
widersprechen, 

Die Sicherungsverwahrung dalt nur in nachweislich begründeten 
Ausnahmefällen, und keinesfalls als Vorsichtsmaßnahme, ver­
hängt werden: sie bedarf im Blick auf ihre ju ri stische Fund ierung 
und vollzugllche Praxis einer grundlegenden Überprüfung, 

Alternat ive Sanktionsformen sind auf ihre Tauglichkeit zu liber­
prufen und, wo es sinnvoll is t (z.8, beim Täter-Opfer-Ausgleich), 
auszubauen, 

Investition In Personal: Sicherheit im Vollzug entsteht mehr durch 
Menschen als dureIl Bauten, 

Eine Amnestie zur Jahrtausendwende wä re ein Signal. Die von 
uns skizzie l1en Missstände und Missverhältnisse im Vollzug fordern 
jedoch wei t mehr, Eine Amnestie alleine kann gar nicht ausreichen, 
die nötigsten Veränderungen auf den Weg zu bringen, 

Wir setzen uns ein für einen anderen Geist in Rechtsprechung, 
Vollzug und Umgang mit Straffälligen, einen Geist, der getragen ist 
vom Wissen um um die Notwendigkeit der Unterstützung und Hilfe , 
einen Geist , der sicll Gnadenlosigkeit und Unbarmherzigkeit wider­
setzt und den Vorrang eines Vergeltungsdenkens durchbricht. 

Wir laden alle, zuallererst unsere Kirche und alle ihre Gruppen, 
ein, sicll auf diesen Weg zu machen I 

Künstler und Knast 
Begegnung der "Dritten Art" nannte Moderator Bernd Sprenger 

von "Kuns t und Kna st eV Berlln-' das erste Treffen in der JVA 
Cottbus im April 1998, zu dem sich Künstler und externe Mitarbei ­
ter erstmals mit Bediensteten aus Haftanstalten des Landes Bran­
denburg zu einer gemeinsamen Wei terbi ldungsveranstaltung 
zusammengefunden hatten, Thema war damals: 
Möglichkeiten von Kunst und Ku ltur im Strafvollzug 

Es geht bei diesen Treffen um eine konzentrrerte Annäherung und 
Kommun ikation ZWischen Kü nstlern bzw, externen Mitarbeitern mit 
Bediensteten des Strafvollzuges - eine Ebene, die bislang kaum 
beachtet wu rde . Aber beide Gruppen bemühen sich um eine dritte 
Gruppe und ein gemeinsames Ziel, nämlich einen Beitrag zum 
gesetzliChen Auft rag der ReSOZialisierung Strafgefangener zu leisten , 

Dass Ku nst ein geeignetes Mittel zur Ause inandersetzung für 
Menschen in Lebenskrisen ist , hat sich auf verschiedenste Art in 
unterschied lichen Bereichen unter Beweis gestellt. Aber Kunst ist 
auch ein äußerst sensibles Gebiet. das viel Einfühlungsvermögen, 
Mut und persön lichen Einsatz erfordert und zwar nicht nur von den 
Gefangenen und den Künst lern, sondern auch von den Mitarbei­
tern der Vollzugsbehörden , Nur wenn die drei Ebenen 

Anstalt, t G,I"900
" 

Künstler/ 

jeweilS zusammenarbei ten, kann es zu einem gelungenen Gan­

zen werden . 

Nun konnte Ende November 1999 eine zweite Runde dieser 
Art von Begegnung stattfinde n, diesmal in der Aus- und Fortbil­
dungsstätte der JVA Brandenburg zum Thema Körper, Kunst und 
Knast. Spannende Themen standen auf dem Programm: 

Die Haut als Bild 
Tätowierung - Rena issance einer Außenseiter-Ästh etik? 
Einblicke in Geschichte und Praktiken 
Referent Wolfgang Knapp, Hochschule der Künste, Berlin 

Körper und Kampf - Kunst als WEG von der Gewalt 
Theorie und Pra xi s der körper- und bewegungsorrentlerten 
sozialtherapeut ischen Behandlung jugendlicher Gewaltstraftäter 
(tradit ionelle asia ti sche Kam pf-Kunst als "WEG zum frredvollen 
Krieger") 
Referent: Dr. Jörg Michae l Wolters. Lehrbeau ftragter Universität 
Lüneburg: Leiter der lAG Kampfkunst in erzieherischen, sozialen 
und therapeutischen Feldern : Stade / Hamburg 

Rhythmus und Korpera rbeit mit Strafgefangenen 
Methoden und Erfall rungs felder akti ver Körperarbeit , 
Wege des körper lich-kreativen Ausdrucks durch Einbeziehung 
von Musik und Rhythmusarbeit 
Referentin: Ursula Schom, Evangelische Fachhochschule für 
Sozialarbeit. Berlin 

Der Workshop ging über zwei Tage und die Themen wurden 
Jewei ls zunächst theoreti sch vorgestellt und dann durch praktische 
Übungen "am eigenen Leibe" erfahrbar gemacht. Näheres zu den 
Inhalten ist im Protokoll des Workshops mit Originalbeiträgen der 
Referenten festgehalten . 

Kontakt: 
Projekt KUNST IM "BAU" - Brandenburg ischer Kultu rb und e.V 
Pflegerdorf 25, 14772 Brandenburg a,d.H. 
Tel. (03381) 703396 Fax (0338 1) 70 3398 
e-mail: Robert.Cat.Henschel @t-onllne .de 

Cath leen Henschel 



Zum Strafvollzug in Frankreich 
Wie kürz lich bench tel wurde, hat Verorllque Vasseur in ihrem 

Buch "Chefärz tin im Gefängnis Sante", das gro r3 es Aufsehen 
erregt hat, die derze itigen Zustände im französischen Strafvollzug 
in harte r Weise kritisiert. Sie hat in ih rem Buch Ihre siebenjährigen 
Erfahrungen mit den Verhältnissen im Pariser Gefängn is Sante 
beschrieben. Die Kritik rich tet sich gegen sch lechte Unterbrin­
gungsbedingungen, miserable hygienische Zu stände und unzurei­
chende Entlassungsvorbereitung. Sie wird auch in verschiedenen 
Beiträgen der französischen Presse geübt. Danach sind in den 
185 Gefängnissen des Landes, die übe r eine Kapazi tät von 
50 .0 14 Haftplätzen verfügen, gegenwärtig übe r 57.000 Fra uen 
und Männer untergebracht. 70 Prozent der Gefangenen bef inden 
sich In Gemeinschaftszellen. Bi s zu vier Inhaftie rte te ilen sich in 
eine zehn Quad ratmeter große Ze lle. Allgemein wird der Mangel 
an Privatsphäre und Hygiene beklagt. Weit ve rbreitet seien Haut­
krankhei ten und psychische Erkrankungen, In einem Untersu­
chungsbericht. der im Dezember 1999 Justizministerin Elisabeth 
Gu igou übergeben wurde , heißt es, 40 Prozent der Gefängnisin­
sassen in Frankreich klagten über Schwindel , Parano ia und Ver­
dauungskrankheiten . Seit 1994 sind zwar die öffentlichen Kran­
kenhäuser für die medizinische Ve rsorgung der Häftl inge 
zuständig: doch entscheidet nach wie vor das Gefängnispersonal 
darüber. ob und wann ein Gefangener ärztliche Hilfe benötig t. 
Inzwischen hat Justi zministerin Guigou aufg rund dieser Kritik 
angekündigt , sieben neue Haftanstalten bauen und die fünf größ­
ten renovieren zu lassen. Die Kosten dafür werden auf 5, 5 Milliar­
den Franc (1,65 Milliarden Mark) beziffert. Experten erwarten 
Jedoch eine wirksamere Abhi lfe von einer ständigen Kon trolle der 
Gefängnisse durch eine unabhängige Instanz. 

(Nach dem Bericht von Jochen Hehn: "Gefängnisse wie im 
Mittelal ter." Heftige Kr itik an unmenschlichen Zuständen in fran­
zös ischen Strafanstalten . In Die Welt vom 24. Januar 2000) 

Justiz in Amerika : 
Ist ein Kind, das mordet, wie ein 
Erwachsener zu strafen? 

... das amerikanische Recht erlaubt, Jugendliche stra frechtlich wie 
Erwachsene zu behandeln. Aktuell ging es hier um den Fall von Nat · 
haniel Abraham. Ein Gericht in Pontiac, Michigan , hat vor wenigen 
Tagen diesen Jungen, der heute 13 Jahre alt ist. wie einen Erwachse­
nen wegen Mordes verurte il t: die Tat hatte er als Elf jähriger began­
gen. Das Urteil lautet auf achtjährige Haftstrafe in einem Hochsicher­
heitsgefängnis für Jugendliche. Danach soll er freigelassen werden. 

Seine Anwälte machten gel tend, dass er mental auf dem Stand 
eines Sechsjährigen sei . Er st iehlt ein Gewehr, Kaliber 22. Er 
schießt aus sechzig Meter Entfernung auf einen achtzehnjährigen 
Schwarzen, der aus einer öffentlichen Toilette kommt, und trifft ihn 
tÖdlich . Die Staatsanwa ltschaft kl agt ihn des Mordes an. Nach 
dem Recht des Staates Mlchigan kann bekanntl ich leder. ega l wie 
alt er Ist, als Erwachsener behande lt werden , wenn es die Staats­
anwaltschal t beant ragt und wenn das Gericht ihrem Antrag statt ­
gibt. Dieses Gesetz trat 1996 in Kraft. 

Das Gesetz ließ dem Richter drei Optionen Er konnte. erstens. 
Abraham als Erwachsenen verUl1eilen. ihn bis zu seinem 21 . 
Geburtstag in eine Jugendvollzugsanstalt stecken und Ihn dann. viel­
leicht auf Lebenszeit. in ein Erwachsenengefängnis sperren. Er konn­
te ihn. zwei tens, als Jugendlichen verurteilen und dann, wenn er 21 
wird , nochmal über ihn zu Gericht sitzen , um zu sehen, ob er resozia­
lisiert Ist oder ein weiteres Mal , dann aber als Erwachsener, verul1ei lt 
wird . Das war es , was die Staatsanwal tschaft gefordert hatte , Und 
schließlich blieb dem Richter noch die dri tte Option, fu r die er sich 
dann auch entschied Abraham als Jugendlichen zu verurteilen und 
ihn freizulassen, wenn diese Jugendstrafe abgefaufen ist. 
Der Richter wä hlte also nicht nur die mildeste Alternative , er nutz · 
te sogar die Gelegenhe it. die Gesetzgebung zu krit isieren. Er 
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erklärte , wenn er die zweite Müglichkei t ins Auge gefasst hätte, 
hätte es keinerlei Notwendigkeit fü r den Staat gegeben, den Jun­
gen zu resozialis ieren . 

(Aus dem Beitrag von Lawrence Joseph: ,Justi z in Amenka. Ist 
ein Kind. das mordet , wie ein Erwachsener zu strafen ') In : 
Süddeutsche Zeitung vom 24 .01200.) 

Neue Herausforderungen für die Pädagogik 
im Justizvollzug 
Berufsbild - Didaktik - Werte -

Unter diesem Rahmentitel steht die Dokumen tation einer 
Tagung. die vom 15. bis 17. September 1999 In der Evangel ischen 
Akademie Bad Boll in Zusammenarbeit mi t dern Justizministerium 
Baden-Württemberg stattgefu nden hat. Die 73seitige Broschü re 
gibt im Einze lnen das Tagu ngsproglamm. die Te ilnehmerliste 
sowie folgende Be iträge wieder : 

Begrüßung (Dr. Helmut Geiger) ; 
Einführung (Dr Gero Kofler) : 
Praxisbericl1t 1 (Barbara Zurn): 
Praxisbericht 2 (Ed ith Betz): 
Praxisbericht 3 (Carmen Scheithauer): 
Sozialisationsbedingungen von Jugend heute - AusWirkungen 
auf Schule . Leh rer und ihre Geschlechterrolle (Dr. Ingrid Sil ­
ber): 
Lebenslagen und Lebenswege Junger Menschen als Belugsrah · 
men für Bildungstheorie und SCllulpädagogik - Anregungen für 
die Pädagog ik im Justi zvollzug (Prof Dr. GotthIlf Gerhard Hiller) : 
Wertevermittlung im Justi zvollzug - aus krim inologischer Slcl lt 
(Dr Rüdiger Wu lf): 
Wertsvermittlung im Justi zvollzug - aus theologischer Sicht 
(Dieter Wever): .' 
Bericht aus der Arbeitsgruppe "Berufsbild" (Herbert Pönl tz): 
Bericht aus der Arbeitsgrup pe "Wertevermittlung" (Bruno 
Wendt) : 
Bericht aus der Arbeitsgruppe "Didakti k und Methodik ' (Petel 
Rupp): 
Kunst Im Vollzug (Peter Winte rhagen/Wolfram Kaler): 
Literatur aus dem Knast (Gabri ele Tledemann). 

Die bibliograph ischen Angaben der Dokumentation lauten: 
Evangeli sche Akademie Bad Boll (Hlsg.) : Neue Herausforderu n­
gen für die Pädagogik im Justizvollzug . Berufsbild - Didaktik -
Werte. Tagung vom 15 bis 17. September 1999 in der Evangeli­
schen Akademie Bad Boll (Materialien 1/2000) Evangel ische Aka­
demie Bad Boll 2000 73 S (ohne Prei sangabe) . 

Die Dokoillentation kann bezogen we rden du rch : Evange li­
sche Akademie Bad BolI, Akademieweg 1 t . 73087 Bad Boll 
(Tel. 07164/79 -206. Fax 071 64 179 · 1254). 

Sexualstraftäter im niedersächsischen 
Justizvollzug: Situation und Perspektiven 

Unter diesem Titel hat Bernd Wischka In der Zeit schi ift 
"Bewährungsh ilfe", Jahrgang 47 (2000) , Nt. 1, S. 76· 101, einen 
Beitrag veröffentl icht. der SiCtl u.a. mi t fo lgenden Fragen befasst: 
Auswi rkungen des "Gesetzes zur Bekämpfung von Sexualdelikten 
und anderen gefährlichen Straftaten" im Sexua ltäterberelch auf 
den Justi zvollzug, namen tl ich in Niedersachsen. Zahl, Del iktsver­
teIlung und Behandlungsbedürftigkei t eier dortigen Sexua lstraft j · 
ter im Jahre 1997 , personelle Ra llmenbedingungen auf diesem 
Gebiet, Vollzugsalltag fur Sexualstraf täter, einschlägige Diagnos· 
tik , Vollzugslockerungen Urlaub und St rafrestausse tzung, soz ia­
les Training, Behandlung von Sexualstraftätern durch externe 
Therapeuten. Behandlungsprogralllme, Be llandlung von Se xual­
straftäte rn in sozial therapeuti schen Einric ll tu ngen, sozialthera­
peut isclle Konzepte , Stand der interna tionalen Behandlungsfo r­
schung , Rückfallun te rsuchun g in Niedersachsen , Prinzipien fljr 
eine wirksame Sozialtherapie . 



1 76 ZfStrVo 3/00 

1340 Jahre Haft 
Einem Beri ch t der NachriChtenagentur dpa zu fotge ist in 

Johannesburg ein südafrikanischer Serienmörder zu 1340 Jahren 
Haft verurteilt worden . Der 36 Jahre atte Täte r soll 27 Morde. 26 
versuchte Morde . 41 bewaffnete Raubüberfälle und 14 Vergewal­
tigungen begangen haben. 

(Nach dem Bericht der "Bad ischen Zeitung" .. 1340 Jahre Haft" 
In NI'. 63 vom 15. März 2000. S 21.) 

Ein bemerkenswertes Beispiel 
Ac htzehn Strafgefang ene der Just izvoll zugsanstalt Bernau 

haben in (Jer Weihnachtszei t 1999 Ge ld gespendet mit dem Ziel. 
hilfsbedürftige MitbClrger zu unterstü tzen Im Februar 2000 über­
brachte eine r dieser Gefangenen in Begleitung eines Stationsbe­
amten und des Anstaltsseelsorgers diesen Ge ldbetrag einem älte­
ren. von Sozialhilfe lebenden Ehepaar. Auf Grund der Geldspende 
ist das Ehepaar nunmehr in der Lage. die Nachzahl ung auf die 
Stromrechnung zu begleichen. die wegen der Kosten für die Elek­
troheizung fä llig geworden is t. 

(Nach dem Bericht: .. Strafgefangene spendeten. Bernauer Häft­
linge gaben ein gutes Beispiel" in : "Traunsteiner Tagbla tt" vom 26. 
Februar 2000. ) 

Spritzen und Kondome sollen HIV und He­
patitis in NRW-Gefängnissen stoppen 

Die Vergabe von Einmalspritzen soll die Ausbreitung von HIV 
und Hepatit is in nordrhein-westfälischen Justizvo llzugsanstal ten 
stoppen . Mit dieser Forderung ging Ende vergangenen Jahres der 
Landesve rband der NRW-AIDS-H ll fen auf se iner Jahrespresse­
konferenz an die Öffentl ichkeit 

Saubere Spritzen und der Zugang zu Kondomen und Gleitm it­
teln seien in der Haft genauso wichtig wi e draußen. Ein nieder­
sächsischer Modellversuch habe bewiesen . dass es machbar sei: 
"Die AIDS-Hilfe macht Druck und fo rdert die Landesregierung auf . 
diesen Schritt letz t in NRW umzuse tzen" Die Entkrimlnalisierung 
und Enttabu isierung von Drogen sei ein weiterer wicht iger Schritt 
für gesundheitsförde rnde Maßnahmen im Drogenberelcll 

Eine neue AIDS-Politi k in Nord rhein-Westfalen werde nicht 
gebraucht. Vor dem Hintergrund der Prävent ionserfolge der le tz­
ten Jahre sei es Ilingegen notwendig . so die AIDS-Hilfe NRW, die 
bisherigen Ansätze zu stabil isieren und konsequent weiter zu ent ­
wickeln . Allerdings : Finanzkü rzungen auf kommunaler Ebene und 
däs Einfriere n der Landesförderung auf den Stand von 1989 se len 
konträprodu ktlv und gefällrdeten die Kontinuität der Präventions­
erfolge in NRW. Die neuen AIDS-M edikamente brächten zwar 
große Fortschritte. vor dem Trugsch luss. das PrOblem AIDS sei 
dadurch gelöst. wurde ledoch gewarn t. 

(All S: LOTSE INFO NI'. 17. 2/2000. S 6. Mit Genehmigung des 
LOTSE-Kontaktbüros . Aachener Straße 1064. 50858 Köln . Tel. 
022 1/94865 132. Fax 022 1/948651 33.) 

Zur Situation der Zentralstelle für Strafent­
lassene e.V. in Nürnberg 

Anlässlich einer Pressekonferenz teilte der Leiter der Stadtmis­
sion Nürnberg. Paul Katz. mit. dass die Zentralstelle für Strafent­
lasscne e.V. an der Grenze ihrer Leistungsfäh igkeit angelangt seI. 
Danacll kos tet der Betrieb der Einrichtung jährlich ca. 500 000 
Mark. Etwa 80 Prozent der Kosten entfa ll en auf die freien Träge r. 
die Arbeiterwoll ifahrt. die Car itas und die Stadtmission. Im übrigen 
Wild die Zentralstelle durch staatliche ZuschiJsse . Gelder des Lan­
desverbandes fl.lr Stra lfälligenhllfe und der Stadt Nürnberg finan­
ziert. Falls die Zuwendungen nicht steigen . müssen nach Aussa­
gen des Leiters erhebliche Einschränkungen vorgenommcn 

werden . Betroffen seien davon die Stel len der vie r Sozia lpädago­
gen. die 1999 In 2163 Fällen Strafent lassene beraten haben. 

(Nacll folgenden Presseberichten Weiß besucht Zentralstel le 
Justizmini ste r setzt sich ein : Beratung für Strafentlassene soll auf­
rechterha lten werden . In: Nürnberger Nach richten vom 4. Apr il 
2000; Keine Finanzspritze vom Just izminister. Strafent lassenen­
hi lfe in Not. In: Nü rnbe rger Zeitung vom 4. April 2000.) 

Zur Situation des Jugendstrafvollzugs in 
der Türkei 

Die Türkei besi tzt seit 1979 ein Jugendgerrchtsgesetz . das aller­
dings erst drei Jahre später in Kraft trat. Danach sind in Städten mit 
mehr als 100 000 Einwohnern für Strafve rfahren gegen 12- bis 15-
Jährige sog. KindergerIchte einzurrchten. Diese Gerichte existieren 
aber beileibe nicht in al len Großstädten. Das Gesetz sieht zwar Gut­
achten über die Persönlichkeit und das soziale Umfeld Jugendlicher 
vor; dem Vernehmen nach werden sie aber nur in drei Prozent der 
Fälle angefordert. Berichten zufolge dauern die Verfahren vor den 
überlasteten Jugendgenchten 1.Iberaus lange. Eine Jugendgerichts­
hilfe ex ist iert nicht. Auch IJeflndet sich die sozia le Nachbetreuung 
lugendlicher Straffäll iger in den Anfängen . Nacll dem türk ischen 
StrafgesetzbUCh müssen Verurteilte zwischen zwölf und achtzehn 
Jahren - in Ausnahmefällen auch bis zum 21 Lebenslahr - ihre Stra­
fen in Besserungsanstalten verbüßen. Bisher gibt es nur drei solcher 
Einrichtungen in Ankara. Izmir und Elazig. Sie arbeiten zwar auf der 
Grund lage von Resozia lisierungsprogrammen. re ichen aber fü r den 
bestehenden Bedarf nicht aus. 1999 befanden sich 6200 Jugendli­
che zwiscllen zwolf und 20 Jahren in Untersuchungshaft . 4500 Ver­
urteilte in Strafhaft. Die Besserungsansta lten haben aber insgesamt 
nur 450 Plätze zur Ve rfüg ung . Dabei gilt die Besserungsanstalt 
Ankara als Mustereinrichtung. In ihr sind jeweils zwei Ärzte. Psycho­
logen und Pädagogen sowie fünf Sozia la rbeiter tät ig. Insgesamt wird 
jedoch - auch offi ziell - erngeräumt. dass im Jugendstrafrecht und 
-strafvo llzug noch erheb licher Reformbeda rf In der Türkei besteht. 

(Nach dem Bericht von Canan Topc u: Eine blitZblanke Anstalt 
zum Vorzei gen. Im Jugendstra fvollzug lieg t in der Türke i viel Im 
Argen und es gibt nur zaghafte Reformen mi t Blick auf die EU . In: 
Frankfurter Run dschau vom 14. April 2000.) 

Reform des strafrechtlichen Sanktionen­
systems in Deutschland? 

Die vom damaligen Bundesjustizm iniste r Schmid-Jortzig 1998 
eingesetzte ExpertenkommissIon Ilat am 30. März 2000 ihre Vor­
schläge zur "Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems" vor­
gelegt. Die Kommission Ilat unter dem Vorsitz des ehemaligen 
Bundestagsabgeordneten Horst Eytmann und des früheren Gene­
ralstaatsanwa lts Heinr ich Kintzi elfnla l getagt. Sie schlägt Im 
wesentlichen eine Ausweitung der gemeinnü tzigen Arbeit und des 
Fahrverbots vor. Fe rn er verweist sie auf die Erfahrung . dass für 
viele Straftatopfer die Wiedergutmachung des Schadens und die 
Entschuldigung des Täters wichtiger se ien als seine Bestrafung 
Die Kommission ist namentlich der Uberzeugung. dass die Sankti­
onsmöglicllkeiten auch für Erwacllsene erweitert werden müssten. 
weil Geld- und Freiheitsstrafen allein nicht ausreichten Insgesamt 
gelte es. das Sanktionensystem "den gewandelten gesellschaftli­
chen . technischen und krrm inalpolitischen Möglichkeiten anzupas ­
sen" Der Ausbau der gemeinnützigen Arbeit soll es nicht zuletz t 
ermög lichen. die sonst drohende Ersa tzfreiheitsstrafe im Fall e 
einer Nlclltbezahlung der Geldstrafe abzuwen elen und den Straf­
vollzug dadurch in zahlen mäßiger Hinsicht zu entlasten 

(Nach dem Bericht von Martin Klingst: Strafen mit Fantasie. 
Eine Experten-Kommi ssion empfiehlt gemeinnützige Arbeit und 
Fahrverbote statt Geldbuße und Gefä ngniS . In : Die Zei t Nr.17 vom 
19. April 2000. S4) 

Zur Geschichte des Strafvollzugs in Westfalen 
Zur Eröffnung der Ausstellu ngen "KETTEN- KERKER-KNAST 

Zur Geschichte eies Strafvol lzugs in Westfa len" und "Freizei t mi t 



kurzem Arm. InnenansIchten einer Haftanstalt" (Fotografien von 
Ke rstm Zillmer) (vgl . ZfStrVo 2000, H.2 ., S.116) fand am 16. April 
2000 im Gustav-LLlbcke -Museum, Hamm, eine öffentl iche Veran­
staltung statt. In diesem Rahmen begrüßte Obe rbLlrgermelster 
Thomas Hunsteger-Petennann die zahlreich ersch ienenen Gäste. 
Staatssekretär Dr. Ernst Hasso Ritter überbrachte Grußworte des 
Justizm in isteriums des Landes Nordrhein -Westfalen. Über die 
Entstehung und inhaltliche Gestaltung der Ausste llung informierte 
Dr. Maria Perrefort , wissenschaftlich e Mitarbeite rin des Gustav­
Lübcke -Museums. die zugleich fiJr die Ausstellung verantwortlich 
ze ichnet Prof. Dr. Dr h c Helllz Müller-Dletz, Universitä t Saar­
brücke n, hiel t einen Vortrag über die Situation und Probleme des 
heutigen Strafvoll zugs. Im Anschluss an die Eröffnungsveranstal­
tung fü hrte Dr. Maria Perrefort durch die Ausste llung ,KETTEN­
KERKER-KNAST" und die Fotografm Kerstin Zillme r durch die 
Ausstellung "Freizeit mit kurzem Arm " 

Zur Ausstellung .,K ETTE N-KE RKE R-KNAST' - die vom 16 
April bis 16. Juli 2000 stattfindet - ist ein gleichnamiger Beg lei t­
band erschienen, den Maria Perrefort herausgegeben hat. Der mit 
Fotos , sonstigem Blldmatenal und Sk izzen angereicherte Band 
enthält namentlich acht Beiträge zur Geschichte des Strafvoll zugs 
in Westfa len. Er Wird durch ein Grußwort des Justizminister des 
Landes Nordrheln-Westfalen. Jochen Dieckmann , und elll Vorwort 
der Direktorin des Gustav-Lübcke -Museums, Ellen Schwinzer. 
eingele itet. Im einzelnen handelt es sich um folgende Beit räge: 

Joachim Tu rowskl 70 Jahre Haft in der Bismarckstraße 5. Die 
Gescllichte der Justizvollzugsanstalt Hamm: 

Maria Perrefort Die "Geburt des Gefängnisses": 

Martin D. Sageblei ArChi tektu r der Gefängnisbau len in Hamm , 
Münster und Werl: 

Maria Perrefort "Verbrechen aus Leidenschaft und Verbrechen 
aus Eigennutz." Julius Gruchots Bericht: Aus der Strafanstalt in 
Hamm : 

Dlrk Blasius Verbrechen und Strafe im frühen 19. Jahrhundert: 

Uta Klein: "Verderbt und arbe itsscheu ." Frauen in Zuchthäu­
sern. Gefängnissen und Arbeitshäusern Westfalens : 

Gisela Wilbe rtz: "Das Officlum eines Nachrichters kann nicht 
entbehrt werden." Von den "alten ' zu den "neuen" Scharfrich­
tern im Westfa len des 19. Jahrhunderts: 

Gerhard Peschers Gefangenenbucherelen a ls Zeitzeugen. 
Streifzug du rch die Geschichte der Gefangenenbüchereien 
seit 1850. 

Der Band wird noch ergän7t durch einen Bei trag von Kerstin 
Zillmer und Stefan Gerhard. der zugleich Fotos aus der Ausstel ­
lung der Fotografin "F reize it mit kurzem Arm. InnenanSIchten einer 
Haftansta lt" wiedergibt. Er sch li eßt mit einem Verzeichnis der 
Autorinnen und Autoren sowie mit einem Dank an die Einrichtun­
gen und Personen, welche die Ausstellung durch Leihgaben und 
Ideelle Hilfe unterstützt haben. 

Die bibliograph ischen Angaben des Bandes lauten : KETTEN­
KERKER-KNAST Zur Geschichte des StrafVOllzugs in Westfa len . 
Hrsg. von Maria PerrefQr1 (Notizen zur Stadtgeschichte 5). Begleit­
buch zu r Ausste llung KETTEN-KERKER-KN AST Zur Geschichte 
des Strafvollzugs in Westfalen. 16.4.-1 6.7 .2000. Gustav-Lübcke­
Museum Hamm 2000. 158 S. DM 21 .- . Der Band ist vom Gustav­
Lübcke-Museum. Neue Bahnhofstr 9, 59065 Hamm (Tel.02381 / 
17570 1). zum angebenen Betrag nebst POlio zu beziehen. 

Innovative Konzepte In der Forensischen 
Psychiatrie 

Im kommenden Jahr findet die 16. Elckelborner Fachtagung zu 
Fragen der Forensischen Psychiatrie vom 7. bis 9. März 2001 statt. 
Das Westfä lische Zentrum für Forensische PSYChiatrie lippstadt ver­
anstaltet ledes Jahr dieses interd isziplinäre und international 
besuchte Symposium, auf dem Theorie und Praxis forensisch-psy­
chiatrischerThemenstellungen zur Diskussion gestellt werden sollen. 
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In den vergangenen Jahren stand diese Tagung unter folgen­
den Themenschwerpunkten: 

1995 "Die Länge der Zukunft - die Zeit im Maßregelvollzug' 

1996 ,Therapi eziel Wiedereillgliederung' 

1997 "QualitätssIcherung im Maßregelvoll zug" 

1998 "Der Maßregelvollzug Im Widerstreit zWischen gesellschaft­
lichem Auftrag und öffentlicher Meinung" 

1999 "Behandlungsstrateg ien in der Forensischen Psychiatrie' 

2000 "Forens ik 2000 - Wohin führt der Weg?" 

Nachdem wir mit Ihnen während der 15. Elckelborner Fachta­
gung übergeordnete Fragestellungen der ForenSischen Psychia­
trie diskuti ert haben . wollen wir den Foku s der kommenden Facll ­
tagung ve rstärk t auf die unmi ttelbare Arbeit mit den Patienten und 
Patientinnen richten. Damit greifen wir vor allem za!l lreiche Anre­
gungen von Teilnehmern und Teilnehmerinnen der letzten Fachta­
gung auf. Einen Schwerpunkt sollen insbesondere Beiträge bil ­
den , die sich praxisnah mit der Vielschich tigen Arbei t "am 
Patienten" befassen. Gleichze itig möchten Wir all denjenigen Mit­
arbeitern und Mitarbeitennnen de r Fo rens lscl'1en Psychiatr ie ein 
Forum bieten, die neuartige oder sogar ungewöhnliche Ansä tze in 
Therapie und Krankenpflege verfolgen oder sich damit beschäfti­
gen möchten. 

Somit lautet das Th ema für die 16. Eickelborner Fa chtagung: 

Innovative Konzepte 
in der Forensischen Psychiatri e 

Es zeigte sich während der letzten Fachtagungen. dass vor 
allem die Gruppe der persönlichkeitsgestörten Sexualstraftäter die 
Behandler und Behandlerinnen vor Schwie rigkeiten stellt. Zudem 
hegt die Öffentlichkeit gegenüber dieser Pati entengruppe sehr 
große Vorbehalte. An diese r Stelle kommt der Öffentlichkeitsa rbeit 
eine besondere Bedeutung zu: Einerseits in der institutionalisielien 
Öffentlichke itsarbeit der Kliniken und andererseits im alltäg lichen 
Umgang mit der Bevölkerung, den wir als Mitarbeiter und MItarbeI­
terinnen der Forensik in unserem priva ten und sozialen Umfeld lei­
sten . Auch diese Aspekte wollen wir unter dem genannten Leitthe­
ma eingehender betrachten. 

Bitt e senden Sie Illre Anmeldung für eille Arbeit sg ru ppe 
und/oder einen Vortrag biS zum t 5. Jul i 2000 an : 

Westfälisches Zentrum für 
Forensische Psychiatrie L.i ppstadt 
- Frau Monika Schulz -
Eickelbornerstraße 21 
D-59556 L.ippstad t 

Vorankündigung zum 6, Deutschen 
Präventionstag 

der 6. Deutsche Präven tion stag wird vom 13-15 November 
2000 im Congress Center Düsseldorf stattfinden . 

Thema: 

Gewalt - ein Phänomen unserer Gesellschaft !? 

Dieses Gesamtthemcl gliedert sich am 2. und 3. Kongresstag 
in die folgenden Foren : 

Familie-Jugen d-Medien-Migration-Sc hu le-Urba ni sierung 

Die Kooperationspartner des 6. Deutschen Präventionstages Sind : 

DBH-Bildungswerk 
Deutsches Forum für Krim inalprävention (DFK) - Aufbaustab 
Land Nordrhein-Westfalen 
Landeshauptsladt Düsseldorf 
Programm Polizeiliche Krim inalprävention der Länder Lind des 
Bundes (ProPK) 
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"Europäische Konferenz" zum Thema Straf­
vollzug in Berlin 

Er ~.t mals hielt der Europarat se ine regelmäßige Tagung der 
Generaldirektoren der Strafvo llzugsverwaltung der Mitgliedstaa­
ten des Europarates in Deutschland ab. 

Sie fand vom 3. bis 5 Mai 2000 in Berlin statt und wurde durch den 
Regierenden Bürgermeister von Berlin. Eberhard Diepgen. eröffnet. 

Der Europarat. das Bundesmin iste rium der Justiz. die Senats­
verwa ltung für Just iz Berlin und der Fachverband für Soziale 
Arbeit. Stra frecht und Krimmalpoliti k (DBH) haben zu dieser Konfe­
renz zu dem Thema .Die Umsetzung europäischer Standards für 
den Stra fvollzug und die nicll t-freiheitsentziehenden Sankt ionen 
und Maßnahmen" Vertreter aller 41 Mitgliedstaaten des Europara­
tes sowie weiterer kooperierender Staaten eingeladen. Teilgenom­
men haben neben den Vertretern des Strafvollzuges auch die 
nationalen Ve rantwort lichen für nicht-freiheitsentZiehende Sanktio­
nen und Maßnahmen. Damit wurde bewusst die besondere strate­
gische krt minalpOlitische Bedeutung der nicht-freihe itsentziehen ­
den Sankt ionen und Maßnahmen zur besseren Differenzierung der 
Sanktionensysteme und als Strate9ie zur Begrenzung und Redu­
zierung der Inhaft ierungsquoten in Europa hervorgehoben . 

"Der europäische Weg" Ist als Strateg ie ve rstanden worde n. 
europä ische Oual itätsstandards bel der Vol lst reckung von Stra f­
sanktionen weiter zu entwickeln und zu verteidigen. Es ist eine 
Bestandsau fnahme der gegenwärtigen Situat ion in den Europa­
rats-Staa ten. eine Verständigung über europäisChe Standa rd s 
und die Entwicklung von Perspektiven für die europäisChe Zusam­
menarbe it ve rsuch t worden. Besonders die Kooperat ion zwischen 
den Staaten West-. Mlttel- und Osteuropas zur Unterstützung der 
aur3e rordentllch schwierigen Reformprozesse im Bereich des 
Gefängniswesens und der alternat iven Sanktionen sollte diskutiert 
und ve rtieft werden. 

Nach der Eröffnung der Tagung durch den Regierenden Bü r­
germeister von Berlm. Eberhard Diepgen. den parlamentarischen 
Staatssekretär bel der Bundesmin isterin der Justiz. Prof. Dr. Eck­
hard Pick. sowie den Vertreter des Europarats. Prof. Dr. Hans-Jür­
gen Bartsch. hat die PräSidentin des Bundesverfassungsgerichts . 
Frau Prof. Dr. Jutta Limbacll. über "Menschenrecllte und Sank­
tionspraxls" re feriert. 

Weitere hochrangige Redne r aus Deutsch land. Großbritann i­
en . Österreich. Finnland und Frankre ich haben in die DiskUSSIO­
nen eingefüh rt. 

Ferner fand eine Podiumsd iskussion mit Teilnehmern aus Bel ­
gien. Deutsc hland. Lettland . Polen . Schweden und der Ukraine 
über Europäische Kooperationen im St rafvo llzug statt. 

Die Präsidentin des Europäischen Ausschusses zur Verhütung 
von Folter (CPT). Frau Dr. Silvia Casale aus Großbritannien. hat 

über den Einfluss dieses Ausschusses auf die Entwickl ung des 
Strafvollzuges in Europa referiert. Prof. Dr. Hans-Jü rge n Ke rner 
vom Instit ut für Krimino logie der UniverSität Tlib ingen hat Per­
spektiven für den .. Europäischen Weg" aufgezeigt. 

Die Genera ldirektoren der Gefängnisverwaltungen sowi e die 
nationalen Verantwortl ichen für ambulante Sanktionen aus 39 
europä ischen Ländern sowie aus Kanada und USA haben ihre 
dreitäg igen Beratungen Im Be rlin er Rathau s mit interessanten 
Ergebni ssen beendet. 

Die Konfe renz hat bestätigt. dass die Freihe itsstrafe 
grundsätzlich nu r als Ult ima Ratio angewende t werde n sollte 
und dass ambulanten Reaktionen häufig Vorrang zu geben ist. 

2. Voraussetzung fü r die Implementierung europäischer Standards 
für den Strafvollzug und fLir nicht-frelheitsentziehende Sanktionen 
und Maßnahmen sind einheitlictle und aufeinander abgesti mmte 
kriminalpolitische Strategien für das Strafrecht einerseits und für 
die Strafvollstreckung der Sanktionen andererseits. 

3. Eine eu ropäisch koo rdinie rte rationa le Krimi na lpoli tik ist populi­
stisch-punit iven Haltungen entgegenzusetzen. durch die euro­
päische Standa rds gefährdet sind. 

4 Die ambulanten Alternativen müssen gestärkt werden. und 
zwar insbesondere durch: 

- ve rbind liche rechtl iche Regelungen . 
- den Aufbau effektiver Organisat ionen. unter Einbezieh ung 
von NGO·s. 
- eine abgesicherte Finanzierung. 

5. Die Reduzierung der Gefangenenzaillen liegt im Jeweiligen natio­
nalen Interesse, und zwar sowohl aus kriminalpolitischen wie aus 
fiskalischen Gründen. Deshalb sind Haftvermeidung und Haftver­
kürzung wicht ige Ziele einer rationalen Krim inalpolitik. 

6. Die bestehenden europäischen Konventronen und Empfehlungen 

haben 

- die krim inalpolitische Diskussion belebt. 
- Wichtige Auswirkungen in der Prax is. 
- die nationalen Entwicklungen positiV bee influsst. 
- den Schutz der Menschenrechte deutlich verbessert . 

Sind jedoch 

- noch nicht übera ll genügend bekannt. insbesondere hinsicht­
lich ihres Zustandeskommens und ihrer WeiterentwiCklung. 
- inhaltlich durch ve rände rte gesellschaftl iche Rahmenbed in­
gungen gefährdet. 

mLissen 

- immer wieder Gegenstand öffentlicher gesellschaf tl icher DIS­
kussionen sein , 
- überall auf ihre Realisierung in der PraxIs geprLift werden . 
- regelmäßig fortentwickelt we rden. 
- in der Ausbi ldung des Persona ls zentrale Bedeutung gewin-
nen . 

sollten Anlass fLi r europäisches Selbstbewusstsein sein. 

7. Der Europä ische Ausschuss zur Ve rhütung VOll Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender Behand lung oder Strafe 
(CPT) soll in seiner Bedeutung stärke r bekannt gemacht und in 
seine r Tätigkeit weite r un ters tützt we rden. die zu einer positi­
ven Entwick lung der Voll zugssysteme in den besuchten Län ­
dern beigetragen hat. 

8. Die europäischen Standa rds sind auch zu berückSichtigen bel 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. insbesondere 

- bei der Rechtshi lfe. 
- bei Abschiebungs- und Auslieferu ngsverfahren. 
- bei der ÜbersteIlung von Strafgefangenen in das Heimatland . 

9. Bila terale und mult ilatera le Kooperation in Eu ropa sollten 

- der europä ischen Integra tion Rechnung tragen. 



- an eu ropäischen Standards ausgerichtet sein, 
- vom Europarat effek tiv gesteuert und begleitet werden. 
- möglichst all e Mitgl iedstaaten des Europarates einbeziehen. 
- nationa len Besonderhei ten genügend Raum geben 

Hierfür biete sich an . 

- qualifizierte Experten aus a llen Mitg liedstaaten zu beteiligen , 
- konkrete En tw icklungsprojekte durch Lenkungsgremien zu 
steuern . 
- die Wirkung dieser PrOlekte durch Studienbesuche vor Ort zu 
fördern , 
- die Ergebn isse in einer Atmosphäre der Offenheit und des 
Vertrauens gemeinsam auszuwerten. 
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Aus der Rechtsprechung 
§§ 116, 115 Abs.3, 89, 88, 156 Abs.3 
StVollzG (Zu lässig keitsvoraussetzungen 
für Rechtsbeschwerde einer Vollzugs­
behörde, Anordnung von Einzelhaft nach 
§ 89 StVollzG durch Abteilungsleiter) 

1. Nach ständiger Rechtsprechung des Senats ist die 
Rechtsbeschwerde bei Erledigung vor Einlegung 
des Rechtsmittels mangels Rechtsschutzinteresses 
unzulässig. 

2. Ein Übergang von der Anfechtungs- zur Feststellungs­
klage ist im Rechtsbeschwerdeverfahren nach einhelli­
ger obergerichtlicher Rechtsprechung unzulässig. 
Ebensowenig ist ein Fortsetzungsfeststellungsantrag 
einer Vollzugsbehörde zulässig, da er vom Gesetz (§ 
115 Abs.3 StVollzG) nicht vorgesehen ist. 

3. Die Befugnis , Einzelhaft gemäß § 89 StVollzG anzu­
ordnen, kann wirksam vom Anstaltsleiter auf einen 
Abteilungsleiter übertragen werden. Bei § 89 
StVollzG handelt es sich um einen Qualifikationstat­
bestand zu § 88 Abs.2 Nr.3 StVolizG. so daß die in § 
156 Abs.3 StVollzG angeführten besonderen Siche­
rungsmaßnahmen nach § 88 StVollzG auch die Ein­
zelhaft im Sinne des § 89 StVollzG umfassen. 

Beschluss des 1. Strafsenats des Oberlandesgerichts Hamm 
vom 8. Ap ril 1999 - 1 Vollz (Ws) 25/99-

Gründe: 

Am 12. November 1998 ordnete die zuständige Abteilungsleite­
rin die Einzelhaft des Veru rteilten gemäß § 89 StVollzG an . da der 
Verurteilte be l seiner Rückkeh r nach eine r stat ionären Behand­
lung vom JVK F. in die JVA Weine Konse rven dose mit der Au f­
schrift "Pf irsiche' mitführte. in der sich ein Handy nebst Ladestat i­
on und D 2-Karte. zwei Stangen Abbrechklingen für Tep ­
plchmesser und zehn stark wirkende Sch laf table tten befanden. 
Den Widerspruch des Verurteil ten vom gleichen Tag wies der Prä­
sident des Justizvoll zugsamtes Westfalen-L ippe mit Bescheid 
vom 5. Januar 1999 als unbegründet zurü ck. Gegen diese Ent­
scheidung richtete siCh der An trag auf gerichtliche Entscheidung 
vom 18. Januar 1999 . Der Verurteilt e hä lt die Anordnung Iljr 
rechtswid rig. da sie entgegen der Regelung des § 9 1 StVo llzG 
nicht durch den Anstaltsleiter. sondern durcll die zuständige Abtei ­
lungsleiterin getrOffen worden se i. 

Mit BeSChluss vom 4. Februar 1999 hat die Strafvo llstreckungs­
kammer des Landgerichts Arnsberg die Anordn ung der Einzelhaft 
aufgehoben. Zur Begründung ist ausgeführt. die Anordnung einer 
besonderen Sicherungsmaßnahme gemäß § 89 StVollzG könne 
vom Anstalt sleiter nicht . aucll niCht mit Zustimmung der AufsIchts­
behörde. auf den Abte ilu ngslei ter übert ragen werden. da § 89 
StVollzG in § 156 Abs. 3 StVollzG nicllt genannt werde. 

Gegen diese Entscheidung der Strafvollstreckungskammer hat der 
Leiter der Justizvollzugsanstalt W unter dem 2. Marz 1999 Rechtsbe­
schwerde eingelegt Der Präsident des JustizVOllzugsamtes Westfa­
len-lippe hat sich der Reclltsbesctlwerde angeschlossen 

Bereits am 2. Februar 1999. al so noch vo r Erlass des Beschlus­
ses der Strafvollstreckungskammer vom 4. Februa r 1999. is t der 
Betroffene aus der Einzelhaft in seinen frühere n Haftbe reic h 
zurückverlegt worden. 

Die Rechtsbeschwerde ist IJn zulilssig 

Die Unzulässigkelt des vom Anstaltsleite r der Justi zvol lzugsan­
sta lt Weingelegten Rechtsmittels fo lgt daraus. dass bereits bei 
Einlegung der Rechtsbeschwerde kein auf Entscheidung des 
Rechtsbeschwerdegerichts geriChte tes RechtsschutZInteresse 
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mehr bestand. Denn bei Einlegung der Rechtsbeschwerde war der 
Veru rteil te be reits aus der Einzelhaft ve rlegt wo rden. so dass eine 
Aufhebung der Anordnung der Einzelhaft durch den Beschluss der 
Strafvollstrecku ngskammer des Landgerich ts Arnsberg nicht mehr 
In Betracht ka m. Durch die Rückverlegung des Veru rtei lten hat sich 
die Vollzugsbehörde selbst in die Lage des Unterlegenen begeben. 
so dass kein RechtsschutZInteresse mehr an einer Entscheidung 
des Rechtsbeschwerdegenchts besteh t. Es entsp richt ständiger 
Rechtsprech ung des Senats. dass bei Erledigung vor Ein leg ung 
der RechtSbeschwerde diese unzulässig ist (vg l. Bescl, luss des 
Senats vom 16. Juli 1996 - 1 Vo ll z (Ws) 75/96 -I. 

Etwas andere s erg ibt Sich auch nicht aus dem Ums tand. dass 
nach der Rechtsp rechung des Senats durch die VoilZIehung einer 
DISZ iplinarmaßnahme keine Erledigung eintritt. Zum einen handelt 
es sich hier nicht um eine Di sziplinarmaßnahme, sondern um eine 
besondere Sicilerungsmaßnahme nacl, § 89 StVo ll zG. zum ande­
ren I,at diese Recl, tspreChung lediglich Gültigkeit für den Stra fge­
fangenen, da die Anordnung einer Di sz iplinarmaßnahme für die­
sen fortwirkt. 

Auch die Umdeutung des Begehrens des An staltsleite rs der 
Justizvollzugsanstall W in einen Feststellungsantrag i.8 .v. § 115 
Abs . 3 StVollzG kommt nicht in Betrac ht Ein Übergang vo n der 
Anfecl,tungs· zur Feststell ungsklage ist im Rectllsbeschwerdeve r­
fahren nach elllheil iger obergerichtlicher Rechtsprechu ng 
unzuläSSig (vgl. Senatsbeschluss vom 16. Juli 1996 - 1 Vollz (Ws) 
75/96 -). Dar(ibe r hinaus ISt ein Fortsetzungs fests tellungsantrag 
eine r Vollzugsbellörde unzuläss ig, da dieser vo m Gesetz - § 115 
Abs . 3 StVollzG - nicht vo rgese hen is t (Senatsbeschluss vo m 25. 
Oktober t 984 - 1 Vollz (Ws) 193/84 -) . 

Angeslcl,ts dessen wa r die Rechtsbeschwerde des Lei ters der 
Just izvollzllgsanstalt Wals unzulässig zu verwerfen. 

Gleichwohl weist der Senat klarstellend auf folgendes hin 
Die Befugnis ElIlzelhaft gemä ß § 89 StVo llzG anzuordnen. ka nn 
wirksam vom Leiter der Ansta lt auf einen Abteil ungslei ter übertra ­
gen werden . Dies ergibt sich aus § 156 Abs. 3 StVollzG. Danach 
darf die Befugn iS, die besonderen Sicherungsmaßnahmen nach § 
88 StVollzG anzuordnen. mit Zustimmung der Au fsichtsbehörde 
übertragen werden. Bei der vorliegend angeordneten Einzelhaft 
gemäß § 89 StVollzG handelt es sich Indes um einen Unterfall der 
Absonderung von anderen Gefangenen gemäß § 88 Abs. 2 NI'. 3 
StVolizG . § 8B Abs. 2 StVollzG enthält ell, e allgemeine Aufzählung 
der beson deren Sicherungsmaßnahmen. In den nacl,folgenden 
Vorschriften §§ 89 biS 92 erfah ren die In § B8 StVollzG aufgeführten 
Sicherungs maßnahmen zum Teil eine besondere Ausgestaltung 
Wäh rend die Absonderung nach § 88 Abs. 2 Nr. 3 StVo llzG nur 
vorLlbergel,end zulässig ist, se tzt die Einzelhaft nach § 89 StVollzG 
eine unausgesetzte Absonderung voraus. die nur aus Gründen, die 
in der Person ci es Gefangenen liegen. zulässig ist. Demgemä ß han­
delt es sicl, bei § 89 StVollzG um einen Oualrfikatlonstatbestand zu 
§ BB Abs . 2 Nr. 3 StVolizG. Die in § 156 Abs. 3 StVollzG angefli hrten 
besonderen Sicherungsrnaßnahmen nacl, § 88 StVollzG umfassen 
danach auch die EIIlLell,aft nach § 89 StVollzG, so dass es einer 
ausdrücklichen Erwähnung dieser Vorschrift nicht bedart Mithin ist 
die Ubertragung der Anord nung auch dieser Maßnahme ledlgllc l, 
von der Zustimmung der Aufsichtsbehörde abhängig. 

Die Kostenentscheicillng folgt aus §§ 121 StVoll zG . 473 StPO. 

§§ 1,2,11 ff., 21 la Ziff. 7 BSHG, §§ 3,7,19 
ff. 46 ff. und 56 ff. und §§ 71 ff. StVollzG, 
Art. 1 und 3 GG (Kein Anspruch auf Ge­
währung einer Weihnachtsbeihilfe aus 
Mitteln der Sozialhilfe für Inhaftierte) 

1. Ein mittelloser Inhaftierter ist hinsichtlich seines 
Bedarfs an Leistungen für die Begehung eines men­
schenwürdigen Weihnachtsfestes stets zunächst 
auf dasjenige verwiesen , was der Vollzugsträger 
ihm hierfür zur Verfügung stellt. 

2. Der vom Bundesverwaltungsgericht in ständiger 
Rechtsprechung entwickelte Grundsatz, derzufolge 
die Verbüßung einer Freiheitsstrafe für sich allein 
betrachtet keinen der Erbringung von Leistungen 
der Sozialhilfe entgegenstehenden Grund verkör­
pert, führt hier zu keiner anderen Beurteilung. 

Beschluss des Baye ri schen Ve rwalt ungsgerichtshofs vom 9. 
Juni 1999 - 12ZC 9B .35 18 -

Anmerkung zum Beschluss des Bayerischen Verwaltungsge­
richtshofs vom 9. Juni 1999: 

Indem der Bayeri sche Verwa ltungsgerrchtshof In seinem Be­
sch luss vom 9. Juni 1999 si ch unter Bezug auf die Entscheidun­
gen des Oberverwa ltungsgerrchts Münster vom 16. November 
1987 und vom 14 März 19B8 auf den Sta ndpunkt stellt. ein mittel ­
loser Inhaftierter wäre in Sachen Gewähru ng einer Weihnachts­
beihilfe vom Gesetzgebe r über das Feh len einer entsprechenden 
Anspruchsgrund lage Im StVollzG bewusst von der Gewäh rung 
dieser ein maligen Leistung au sgescl,lossen worden sowie der 
Betreftende se i darauf verwiesen. das ihm im Voll zug zu Teil wer­
dende Taschen· und Hausgel d (§§ 46 und 47 StVol lzG) zu r 
Decku ng dieses Bedarfs einzusetzen. was einem An spru ch auf 
Leistungen gemäß § 21 la Ziff. 7 BSHG entgegenstehen wü rde. 
wird eine Ansicht vertre ten. die nicht akzeptiert werden ka nn . 

Nachdem das Bundesverwaltungsgerrcht be reits mit Urteil vom 2. 
Ju li 1969 äußel1e . es wäre "un zutreffend. anzunehmen. dass der 
UntergebraChte glelcl,sam unwürdig se i. die Rechtswohltaten des 
BSHG zu empfangen" da bei einem Sicherungsverwahl1en "emder­
weitige Hilfen nicht ausgeschlossen und für diese Hilfen der Träger 
der Sozialh ilfe zuständig" wäre . baute das gleiche oberste Bundes­
gericht in seinem Urteil vom 4. November 1976 diesen Ansatz weiter 
aus und stellte den - vie l beachte ten und bejahten . Grundsatz auf. 
.. die Frage, ob einem Gefangenen eine der mannigfachen Sozialhilfe­
leistungen nicht zu gewähren ist oder nicht gewährt werden kann" sei 
"Vielmehr Im Einzelfall zu entscl,eiden Zum einen danacl,. ob der 
Zweck des Voll zugs der Freiheitsstrafe oder die Eigenart des Vollzugs 
die Hilfeleistung ausschließt: zum anderen danach. ob der mit der Hil ­
feleistung verfo lgte Zweck während des Vollzugs der Freiheitsstrafe 
erreicht werden kann: schließl ich - unter dem Aspekt des Nachrangs 
der SOZialhilfe (§ 2 BSHG) danach. ob der Bedarf , dessentwegen die 
Hilfe begehrt Wird. bere its anderweit ig gecieckt is l. etwa gerade im 
Rahmen des Vollzugs der Freiheitsstrafe" 

Wenn auch das OVG Münste r die drei vorab aufgeli steten Punk· 
te im Zusammenhang mit dem damals se itens des einze lnen 
Inhaftie rten gel tend gemachten Anspruch auf die Gewährung (ein­
mal iger) Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhal t nach dem 
BSHG nicl,t beanstandete. ge langte dieses Gericl,t rn dessen 
Urteil vom 16. November 1987 in Sachen Gewährung einer 
We ihnachtsbe ihilfe nach § 21 la Zift . 7 BSHG an diesen Perso­
nenkre is zu dem Schluss: "Bel dieser Sachlage lässt Sich eine Lels­
tungspflich t des Beklagten aus dem Nachra ngg rllndsatz des § 2 
BSHG auch nicht unter dem Aspekt beg rlJn den. dass die Sozial ­
hil fe einzugreifen I,al. wenn ein anderer. vorrang ig zur Leistung 
Ve rpfli chteter aus irgendwelchen Gr(incien nicht leistet" 

Das Schleswlg·Holstelnische Ve rwa ltunqsge rr cht en twickelte 
innerhalb seines Urteils vom 25. Februa r 1992 aber den Stand­
punkt. die Gewahrung sowohl eines Geldbetrages zur Befr iedi­
gung der persönlichen Beci lirfnisse des tägl ichen Lebens sowi e 
einer Weihnachtsbe ihi lfe wäre weder durch den Zweck der 
UntersuchungSl,aft noch durch die Eigenart seines Vollzugs aus­
geschlossen . - Flir die Husllm er Richte r sland in diesem Fall fesl. 
dass der Inhaft ierte alles Ihm Zumutbare und Mögliche unternom­
men hätte. um einen de rart igen Anspr uch ebenfalls gegen den 
Vollzugsträger gellend zu machen. 

Das Bundesverwaltungsgerrch t stellte schließlich in seinem Urteil 
vom 12. Oktober t 993 im Fall eines Untersuchungsgefangenen 
das nun folgende deutl ich heraus:. Ei n Recl,tsanspruch auf Hilfe 
durch einen Drrtten steht einem Sozialhil feanspruch nur en tgegen. 
wenn es sich dabe i um ein bereites Mitte l der Selbsth ilfe handelt. 
Dies setzt voraus. dass der Ansprucl, qegen den Drillen rechtzeitig 
durchzusetzen ist" (.) "Dem Hi lfesuchenden ist 7Will im Rahmen 



se iner Selbsthilfeverpflic lltung (§ 1 11 2 BSHG) zuzumuten, vor Inan­
spruchnahme des Träge rs der Sozialhilfe die Möglichkeit einer Hilfe 
durch Dntte zu erkunden. Dies mag je nach den Umständen des 
ein z Inen Falles auch die Obliegenhei t ein-schl ießen, eine rechtzei­
tige anderweitige Bedarfsdecku ng du rch geeignete Verfahrens­
sch ri tte (wie z. B. die förml iche An tragstei lung und ggt. Besch re itung 
des Rec tsweges) herbeizuführen. Doch kann dies ein Eintreten 
der Sozia lhi lfe dann nicht erLibngen. wenn von solchen Sch ritten 
eine rech tzeitige Bedarlsdeckung nicll t erwa rtet werden kann ." 

Ob von einer solchen Bedarfseleckung ausgegangen werde n 
kan n, wenn sich ein Inhaft ierter In Sachen Gewährung einer Welh­
nachtsbe ihilfe (erfolglos) an den Vollzugsträger wendet. har al s 
fragli cll be zeichnet zu werel en . - Zum einen geht aus dem St raf­
vo llzugsgesetz tatsachl ich ke ine mit § 2 1 la Zift. 7 BSHG direkt 
vergleichbare Norm hervo r. Zum anderen sind das vom einzelnen 
Inhafti erten beanspruc hbare. vo m Voll zugsträger zu gewä llrende 
Hau s- und Tascl'lell ge ld derarl knapp bemessen. so dass die 
hier fre i zu r Verfüg ung stehenden Betrage nicht zulet zt auch 
wegen der 1I11lerhaib der Justizvollzugsansral t dem Gefan genen 
nur in einem sehr beschränkten Umfang zu r Verfügung stehenden 
Möglich elten des günstigen Einkaufs - es ihm nich t ermög li­
chen. Erspa rn isse zu bilden. die anlässlich des Weihnachtsfestes 
Wieder problemlos abgerufe n werden könnEin Das hat im beson­
deren Gultigkel t für diejenigen denen die Leistungen nacll den §§ 
46 unel 47 StVollzG (noch) nich t (Im vollen Umfang) zur Verfügung 
stehen. Hier ist elle Tatigung entsp reCheneIer Rückla gen in jeder 
Beziellung ausgeschlossen. 

Indern eier Bay VGH am 9. Juni 1999 im Rahmen seiner ableh­
nenden En lscheldung ledigl ich el lejen ige Begründun g Wiederholt. 
wi e sie In diesem Sachzusammenhang ursprüngli ch das OVG 
Rhein land- Pfalz In dessen Urteil vom 4. September 198 1 ve rtrat. 
so zeigl dies. dass ebenfalls der BayVGH elr1em Inhaft ierten in 
dieser Beziehung ein Leben unterhalb des Sozialhilfen iveaus, 
geradezu eine ..zweite Strafe ohne Urteil '. zumu tet. 

Bruhl . hiel t bereits elle aus der ol)en zi tie rten Koblenzer Ent­
scheidung hervorgellende BegrClildung für "mell r als fragwürel ig", 
denn der dem ein zelnen an läss lich des We ihnach tsfestes entste­
hende, sozialh ilfe rechtl ich bedeutsame Bedarf würde über den 
auf der Grundlage der §§ 46 und 47 StVollzG gewah rten Leistun­
gen gedeckten Bedarf hinausgellen . - In § 21 la BSHG i.eI .F des 
"G se tzes zur Umsetzung des Föderalen Konso lIdierungspro­
gramms (FKPGr vom 23. Juni 1993 wurde zum einen der 
Begriff eier einmal igen Leis tung in Abgrenzung zu den laufenden 
Le is tungen eie r Hilfe zum Leben sunterhalt In Form eier Regelsat­
ze neu definie rt: LLlnl anderen sinel gemäß § 21 la Zift. 7 BSHG 
einmalige Leistungr:n r: tJ r:n falfs für "besondere An lasse" zu 
gewahren. woz u auch elas Weihnachtsfest zu za hlen ist 

Verweisl der BayVGH 111 se lnel Ell tsclleidung vom 9. Juni 1999 
Zll r Unlerm il ll r: nlr1g seiner dort eingenommenen. dem Antragstel­
ler gegenLJber ab lellnenden Hall ung auf die von Ca lliess/Müller­
Dietz In deren Korn mentar zurn StVollzG ' ve rt retene Ansicht , so 
fClil ren diese Au toren dod aber auch RUS. es könne .,i mrner noch 
ein wel tergellender Beda rf un ter dem GeSichtspunkt des Sozial ­
hi lfer chis in Betracht kommen. der durch SozIalhilfeleistungen zu 
nr.ckr.n isl". Däubler/Peclc scll lleßen Sich innerhalb der von Illnen 
vorgenomrnenen Kommcntierung des St ra fvOllzugsgesetzes . in 
der FrRgc eier Bean spruch barkeit einer Wc ihnachtsbei hille durch 
einen Inhaftie rten gemaß § 2 t la Zift . 7 BSHG undifterenzicrt der 
von Brüh l hierbezüglich geäu f3erten Ansicht an , derzufolge diese 
einmali ge Leistung eillem bedürf tigen Strafgefangenen sozla larn t­
lichersr.i ls nicht verwehrt we rden könne. 

Wenn ein Vo llzugslrilger se iner il US nen §§ 46 11 .. 56 ff. und 71 
ft . StVo ll zG folgenden Pf licht zur Leistung SOZia ler Hilfen einem 
Inhafti erten gegenüber entweder überhaupt nicht oeler lediglich in 
einem unzureichenden Umfang nachkommt. aber unter soz lalhil­
ferechllichen Gesichtspunkten bel rachlet eine entsprechende Leis­
tung durchaus erfolgen kilnn . Iriffl den zuständigen Sozialhilfeträ­
ger regelmaßlg eine Pfl ichl zur Abdeckung des I)etreflenden 
Bedarls Es war ebonfilil s das Bundesverwaltungsgerich t. das 
berell s In seinem Urteil vom 13. Januar 1971 in Sachen eines in 
einem psychiatrisc hen Lilndeskrankenhaus gemäß § 63 StGB 
Untergebrachten Entsprechendes in aller Deutlichkeit herRu sstell-
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te . Das Verwaltu ngsgeri cht Göttillgen verwies schließl ich Inner­
halb seines Beschlusses vom 23. Ap ril 1997 darauf , der von Sei­
ten des SozIalhilfeträgers dort vo rgelragene Aspekt da die Siraf­
vo llzugsgesetze die bean tragte Leistung nich t vo rsehen würden. 
könne einem Sich hierauf beziehenden Leistun gsant rag nichl bei­
getreten werden. würde nicht ve rfangen. - Es überzeu gte elarnals 
der Ansatz. wo das Strafvollzugsrecht IJn Zusammenhang mit 
ei ner von einern Inhaft ie rten nachgesuchten Leistung, die nach 
dem BSHG erbracht werden kann. kei ne Regelung tri fft . greift der 
aus § 2 BSHG hervorgehende Subsldiari tätsgrundsatz nicht. Der 
zusrändlge SozialhIlfeträger hat hier nach einer seitens eies Voll ­
zugs träge rs unterlassenen Leistungserb nngung regelmäßig als 
leistungsverpf lichte t aufgefasst zu werden. 

Der hie r besprochene Besch luss des BayVGH vo m 9. Jun i 1999 
zeigt auf. dass es sich in Sachen des Sozlall ilifeanspruchs von 
Strafgefangenen aucll heute noch - trotz des Bestehens vo n For­
rn ullerungshilfen wie dem "S lraubinger Manif est" aus dem Jahre 
1992 - in eie r Weise verhä lt wi e dies Brühl berei ts Im Jahre 1986 
zu Beginn se iner Abhand lung mi t dem Tilel . .sozialll ilfe für Straf­
gefangene und ihre Angehörige" In aller Deutlichkeit zurn Au s­
druck brachte. nämlich "Erst alImahl ich setzt sich In den St rafan ­
stalten - bei Gefangenen und Bediensteten - die Erkenntnis durcll . 
dass Anspruch au f SOZ ialhilfe auch wä hrend des Strafvo llzugs 
besreht. Allerdings fal len die SOllaihi lfeleis tungen den Berechtig­
ten nicht In den Schoß. sondern müssen - geracle von Strafgefan ­
genen - meist in harten und zermürbenden Au seinanelersetzungen 
mit dem SozIalhilfet räger erkämpft werden ." 

Anmerkungen 
I) FEVS 16. S 455 fi 
2) BVerwG FEVS 16 S 455. (4 57 lind 458) 
3) BVerwG E 51 S 28 1 11. 
4 ) Vg! hierzu auch bei Brühl ZfSlrVo 1986 S ;:>9 1 
5) BVerwGE 51. S 28 1. (282) 
6) ZfStrVo 1988. S 243. 
7) ZfStrVo 1993. S. 182 fl. 
8) § 1 I 1 Regelsa tl va 
9) §2 1 la Zlft. 7 BSHG 
10) DVBI. 1994. S 425 ff - Info also 1994. S 167 
11) §§ 46 und 47 StVollzG. 
12) Das Verwal1ungsgerlc l11 Hil ile spncht 111 dessen Urteil vom 27 JllIlI 

1995 (Az 1 A 2/94 ) von ell101 Angewiesenl1cII (Jos LJnlersuc I1 un~ s9cl' 1I1 q O· 

nen auf don von der Voll7ugsilnstillt ilusgewa llltc l1 Lieferanten lind dessen 
- Im Vergleich zu denlenlgen Cl nderer Lelslungsa nblelel - rccll1 hohe 1' 1'0150. 

13) ZfS trVo 1982. S 55 ff 
14) ZfS trVo 1986. S 29 1. 1293) 
151 Vg l hierzu 9ru[l(1legen(1 rl C1S BVclwG in dessen LJ,lell vom I ~ Aplll 

1984 (N DV 1095. S 204 ff ) 
16) BGBl I S 944 
17) § 22 f 1 BS HG . 
18) Vgl. hierzu bel l fof ann. lI !' LI'K·BSHG. 5 Auf! A~dcn · f:lil dcn 1!)D8. Hz 

61 zu § 21 BSHG: SchellhOrn/JlrasekiSelPP BSHG. 15 Aull NCIIWICcJ I !J9 7. Rz. 
7 I zu § 21 BSHG: Merg leriz",k BSltG. 4 Aull Sl lIilW"1. Rcchtss t~n <l : Apnl 
1997. Rz. 10 zu § 21 BSHG sowie Kunkel Zfr 199/. S. ~ 9 150 und 53) 

19) 7 Aufl. Mljnchen 1998. Rdnr.3 zu § 71 StVol17G 
20) Re il18 Altr:rnil tlvkomlllcnt iJre: KOlnlflentare fU 1l1 SIIC.l vu ll/ lI ()sgc· 

seiL 3. Au fi .. Luchterhall() t 880. Rz. I:' ZII ii 4G StVol lLG 
21) ZfSt rVo 1986. S ?9 1 (2,)3) 
22) BVerwGE 37 S 87 ff . 
23) Al 2 B 2187/97 
24 ) ZfSlrVu 1986. S 291 ff 

Manfred Hammel 

§ 120 Abs. 1 StVollzG i.V.m. §§ 24 Abs_ 3 
Satz 2, 25 StPO, §§ 115 Abs. 3,105 Abs. 3 
StVollzG (Namhaftmachung der Richter, 
Erledigung der Hauptsache im Falle der 
Verlegung?) 

1, Hat das Gericht dem Strafgefangenen auf sein Ver­
langen hin die zur Mitwirkung in seinem Verfahren 
berufenen Richter mitgeteilt, muss es ihn über jede 
weitere Änderung der Besetzung von Amts wegen 
unterrichten (vgl. BayObLG NStZ 90, 200)_ 
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2a) Die Namhaftmachung nach § 24 Abs. 3 Satz 2 StPO 
soll dem Verfahrensbeteiligten ermöglichen , etwai­
ge Ablehnungsgründe zu ermitteln und durch ein 
entsprechendes Gesuch zu erreichen , dass ein 
befangener Richter nicht an der Entscheidung mit­
wirkt. Dementsprechend muss sie so rechtzeitig 
erfolgen, dass sich der Verfahrensbeteiligte verge­
wissern kann , ob Ablehnungsgründe bestehen und 
er diese innerhalb der zeitlichen Schranken des 
§ 25 StPO, mithin vor Erlass des Beschlusses, vor­
bringen kann . 

b) Der Grundsatz des fairen Verfahrens ist in einem 
solchen Fall nur dann verletzt , wenn der Strafge­
fangene endgültig hinnehmen müsste, dass ein 
befangener Richter an seinem Verfahren mitge­
wirkt hat. Demgemäß bleibt er jedoch gewahrt, 
wenn der Gefangene die Fehlerhaftigkeit der 
Besetzung einer Richterbank mit der Rechtsbe­
schwerde mit Erfolg geltend machen kann. 

3. Wird ein Strafgefangener, der gegen eine Diszipli­
narmaßnahme Antrag auf gerichtliche Entschei­
dung gestellt hat, in eine andere Justizvollzugsan­
stalt verlegt , so tritt dadurch in der Regel wegen 
§ 105 Abs. 3 StVollzG keine Erledigung der Hauptsa­
che ein , weil die Maßnahme noch vollstreckt werden 
könnte und sich im Falle ihrer Vollstreckung dann 
(z.B . bei Prognoseentscheidungen) für den Gefan­
genen naChteilig auswirken kann. 

Beschluss eies Stralsenats des Oberlandesgerichts Nürnberg 
vom 24 . November 1999 - Ws 1303/99 -

Gründe: 

Oie Rechtsbeschwerde Ist fo rm- und fris tgerech t eingelegt 
(§ t1 6 StVo llzG) Es liegen auch die besonderen Zulässigkei ts­
voraussetzungen des § 11 6 Abs. 2 StVollzG vor. Bei der Verlet­
zung wesen tlicher Verfahrensg ru ndsätze. zu denen der Amtse r­
mitt lungsgrundsatz gehör\. Ist in der Rege l die Gefahr ei ner 
Wiederholung gegeben. so dass eine Nachprüfung der angefoch ­
tenen Entscheidung zur Sicherung eiller einhe itlichen ReChtspre­
chung geboten Ist (Schwlnel/Böhm , 3. Auf lage , StVollzG. § 11 6 Rn 
5und 7) 

Vorl iegend lässt sich nicht ausschließen. (lass die Strafvoll ­
st reckun gskamnler gegen den Untersuchu ngsg rundsatz ve r­
stoßen und somi t Ihre Aufklärungspflicht verle tz t hat. 

Der Strafge fan gene bringt zwei Rügen vor, nämlich dass die 
Strafvol lstreckungskammer trotz sernes Ver langens die zur Mitwir­
kung I)el der Entscheidung berufenen Genclltspersonen ihm nicht 
namhaft gemacht habe. soweit anstel le des RiAG H. die Ri ' inAG 
H. zur Entscheidung beru fen gewesen sei sowie. dass sein Antrag 
aul Festste llung der Recht swidrigkeit der DISZ ipli narmaßnahme 
gemäß § t15 Abs . 3 StVollzG zu Unrecllt als unzulässig ve rworfen 
worden sei 

Oie fOlnlel le Rüge der fehlenden Narnhaftrnachung gemäß § 24 
Abs . 3 Satz 2 StPO greift im ErgebniS nicht durcll . Nach nunmehr 
(Jbe rwiegender Rechtsp rech ung. der sich auch das Bayerische 
Oberste Lall desgencht unter Abkehr von seille r frülleren Recht­
sprechu ng angescillossen hat (NS tZ 90. 200) hat das Gericht. 
wenn es wie hier mit ricllterllcher Verfügung vom 25 .8.1 997 dem 
Stra fgelangenen auf sein Ver langen hin die zur Mitwirkung be ru ­
fenen Richte r mitgeteilt hat. ihm jede weitere Änderung der Beset­
ZlInQ von Am ts wegen mitzuteil en (KlernknechtiMeyer-Goßne r, 
StPO, 44. Au fl age, § 24 Rn. 21) . Durch die 5. Änderung der rich­
terlichen Geschäftsverteilung des Landgerich ts Regensburg für 
das Jah r 1999 wurde mit Wi rkun g ab 16.8.1 999 Ri 'i nAG H. der 
auswtirtigen Strafvolls treckungskammer in Straubing anstelle des 

RiAG H. zugeteilt. Da die Entscheidung der Strafvollstreckungs­
kammer erst am 31.8 .1999 erging, hätte diese Änderung dem 
Strafgefangenen mitgeteilt werden mijssen. Im Gesetz ist nicht 
ausd rücklich bestimmt, wann diese Anderung der Besetzung dem 
Antrags teller zugehen muss. Dies ist unter BerückSichtigung von 
Sinn und Zweck der Mitte il ungspfl ich t nach § 24 Abs. 3 Satz 2 
StPO zu entscheiden. wobe i die Namhaftmachung dem Ve rfah ­
rensbetei ligen ermög lichen soll. etwaige Ablellnungsg ründ e zu 
ermitte ln und durch ein entspreC hendes GeS UCh zu erreichen , 
dass ein befangener Rictlter nicllt an der Entscheidung mi twirkt. 
Daraus folgt. dass die Namhaftmachung jedenfalls so rechtzei tig 
erfolgen muss. dass Sich der Ve rfahrensbeteilig te vergewissern 
kann . ob Ablehnungsgründe bestehen und er diese dann noch 
innerhalb der zeit lichen Schranken des § 25 StPO, mithin vor 
Erlass des Beschl usses. vorbringen ka nn. Oie Geschäftsvertei­
lungsänderung wurde dem Strafgefangenen vor der Entscheidung 
nicht mitgeteilt. somi t konnte er berecll tlgte Einwände nlcllt vor ­
bringen. Die Unterlassung muß jedoch kausal sein. d.h. sie kann 
den Grundsatz auf ein faires Verfahren nur dann verletzen, wenn 
der Strafgefangene endgültig hinnehmen müßte . dass ein befan ­
gener Rich ter an seinem Verfahren mitgewirkt hat. Das Recht auf 
ein fa ires Verfahren bleibt Jedoch gewahrt. wenn der St rafgefan­
gene die Feh lerhaftigkelt der Besetzung der Richterbank noch mit 
der Rechtsbeschwerde geltend machen kann , wenn er also mi t 
Aussicht auf Erfolg mit der Recht sbeschwerde vorbringen kann . 
durch die verzögerte Nam haftmachung sei es ihm unmög lich 
geworden , einen bestehenden Ablehn ungsgrund noch vor der 
Entscheidung der Kammer zu ermitteln und vorzubri ngen. Das 
Rechtsbeschwerdeverfahren ermöglicht Ihm diese forme lle Rüge 
Der Strafgefangene hat aber in seiner Rechtsbeschwerdebegrün ­
dung lediglich die fellle nde Namhaftmachung tJea nstandet. aber 
kein en von ihm ermittelten Ablehnu ngsgrun d vorge tragen. Damit 
fe hlt seine r Verfahrens rüge gemäß § 118 Abs. 2 Sa tz 2 StVollzG 
die Zuläss igkeitsvoraussetzung . 

Oie weitere Rüge des Strafgefangenen hinsichtlich der Vernei­
nung seines Feststellungs interesses, we il sich durch seille Ve rle­
gung in den Maßregelvo llzug die Hauptsache erl edigt habe, hat 
jedoch Erfolg und führt zur Aufhebung und Zu rückverwei sung der 
Sache an die Strafvol lstreckungskamme r. 

Eine Erledigung der Hauptsache, Il ier der Feststellung der Rechts­
widrigke it der Verhängung eine r Disziplinarmaßnahme von einem 
Monat Entzug der Vedügung e,ber Haushaltsgeld und Elnkiluf. liegt 
nur vo r, wenn die sich aus der Maßnahme ergebende Beschwerde 
tü r den Strafgefangenen nachträglich weggefatlen ist. Dies kann 
unter Umständen durch eine Verlegung in eine andere Justizvoll­
zugsanstal t eintreten , insbesondere bel einer Maßnahme. die sich 
aus den besonderen Ve rhä ltnissen in einer JVA ablei tet. Bei einer 
Diszlptinarmaßnahme tritt wegen § 105 Abs. 3 StVollzG In der Regel 
keine Erledigung bei einer Verlegung In eine andere Justizvo llzugs­
anstal t ein, weil diese dort noch vollstreCkt werden könnte und. 
soweit dies bereits geschehen sein sollte, der Strafgefangene in sei­
nem Personalakt einen entsprechenden Vermerk erhält, der bel wei ­
teren Prognoseentscheidungen sich für ihn durchaus nachteilig aus­
wirken kann . Bereits in einer Entscheidung vom 21 .1 1999 (Ws 2/99) 
hat der Senat ausgefüh rt , dass die Frage. ob eine Erledigung durch 
die Verlegung in einer andere JVA eingetreten IS1. Sich danach beant­
wort et. ob die Maßnallme weiter unmittelbar fortWirkt. ob der Straf­
gefangene also seine Beschwerde ..in die aufnehmende Anstalt mit­
genommen hat". 

Nur dann , wenn keine pe rsonenbezogene nachteil ige Maßnah­
me der JVA vortiegt , wird in der Regel das Ve rfahren durch el,e 
Ver legung erledig t se in . 

Zu der Frage. ob der Strafgefangene die Disziplinarmaßnahme. 
sei es in Form des unerledigten Vollzuges und/oder durch einen 
Eintrag in seme Personalakte in den Maßregelvollzug mitgenom­
men hat, sind keille tatsächlichen Feststellungen getroffen wor­
den. Selbst wenn bel ellier Verlegung des Strafgefangenen in den 
Maßregelvol lzug die Personalakte vo ll ständig bei der abgebenden 
Justizvoll zugsanstalt S. verblieben wäre , mith in der Strafgefange­
ne sozusagen Illit "we ißer Weste" überstell t worden se in sollte. 
wä re jedoch nodl zu klä ren . ob das Bez irkskrankenhaus H. nicht 
dadurch Kenntnis von der Disziplinarmaßnahme erha lten hat. 
dass die JVA S im Uberste llungsverfahren auf diese verhängte 



Sanktion hingewiesen hat. Hierauf beruft sich der Strafgefangene. 
Eine tatsächliche Abklärung du rch den Senat ist ni cht möglich . 
weil er auf die bloße Rechtskontrolle beschränkt ist und ih m -
abgesehen von der VerfahrensrLlge - eine Überprüfun g in tatsäch­
licher Hinsicht und damit eine Beweisaufnahme verwehrt ist. 

Da es an den für eine Sachprüfung erforderlichen Feststellungen 
feh lt und eine Feststellung gemäß § 11 5 Abs. 3 StVollzG im Rechts­
bescllwerdeverfahren auch nicht möglich wäre (Calliess/Müller­
DIetz. StVollzG. § 11 5 Rn . 12: OLG Hamm. NStZ 85. 576). war der 
angefochtene Beschluss aufzuheben und die Sache zur weiteren 
Verhandtung und erneuten Entscheidung an die Strafvo llstreckungs­
kammer zurück zu verweisen (§ 119 Abs. 4 StVollzG) 

Eine Kostenentscheidung Ist nicht veranlasst. da die bloße Zurück ­
verweisung der Sache auf das Rechtsmittel noch nicht als strafprozes­
sualer Ertolg Im Sinne der Kostenvorschriften gewerte t werden kann . 

Sofern die Strafvollstreckungskammer zu dem Ergebnis gelan­
gen sol lte. dass eine Erledigung durch die Uberweisung des Straf­
gefangenen in die Maßregel nicht ein getreten 1St. weist der Senat 
auf seine Entscheidung vom 25.1 1999 (Ws 1462/98) hin. wonach 
der Gewahrsam eines Strafgefangenen an Schriftwechsel. der an 
einen anderen Strafgefangenen geriChtet ist. der Zustimmung der 
JustiZVOllzugsanstalt beda rf und der ungenehmig te Besitz Gru nd­
lage einer Diszip linarmaßnahme sein kann. 

§§ 2, 39 ff., 72 BSHG, §5 DVa zu § 72 BSHG, 
§§ 68 ff. StGB (Nachrang der Sozialhilfe 
gegenüber der Führungsaufsicht) 

Der Nachrang der Sozialhilfe (§ 2 BSHG) gegenüber 
der Führungsaufsicht gemäß den §§ 68 ff . StGB 
schließt einen Anspruch eines Mittellosen auf sta­
tionäre Hilfe gemäß den §§ 39 ff. BSHG oder § 72 
BSHG nicht von vornherein aus_ 

Beschluss des Nledersäcllsischen Oberverwaltungsgerichts vom 

4. Januar 1999 - 12 M 5528/98 und 12 M 121 /99-

Gründe: 

Der An trag des Antrags tellers. die Bescllwerde gegen den 
Beschluss des Verwal tungsgerichts zuzulassen. hat Erfolg (12 M 
5528/98): auf den Antrag des An tragstellers ist der Beschluss des 
Verwa ltungsgerIchts zu ändern und der Antragsgegner zu ver­
pflicllten. die UnterbrIngungskosten für den Antrags tell er in dem 
im Tenor niederge legten Umfang zu Llbernellmen (12 M 12 1/99) 

Der Antragste ll er ha t die Grljnde . die die Zul assung der 
Beschwerde wegen erns llicher Zweifel an der Richtigke it des 
Beschlusses des Ve rwaltungsgenchts (Zulassungsgrund nach § 
146 Abs . 4 LV. m. § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) rechtfert igen. Ilimei­
chend dargelegt. der Prü fung. vom Antragsteller ebenfalls geltend 
gemaChter anderer Zulassungsgrunde bedarf es daher nicht. 

Die Zu lilssung der Beschwerde erforde rt. dass einer der in §§ 
146 Ab s. 4. 124 Abs. 2 VwGO bezeichneten Zu lassungsgründe 
eilldeutig geltend gemacht und IIlnerhalb der AntragsfrIst aus sich 
heraus ve rständ lich näher dargelegt (§ 146 Abs 5 Satz 3 VwGO) 
Wird. dass und aus we lcllen Grün den dieser Zulassungsgrund 
vorliegen soll. An die Da rlegung Sind nicht geringe An forde rungen 
zu ste llen (vg l. Senat. Besctll. v. 27 . März 1997 - 12 M 173 1/97 -
und st. Rspr .. s.a. Schenke. NJW 1997 . 81. Bade r. DÖV 1997. 
442: Seibert. DVBI. 1997. 932) . Die dem Rev isionsrecht nachge­
bildete Darlegungspflich t bestimmt als selbstständiges Zu lässig­
kel tsserfordernl s den Prüfungsumfang des Rechtsmi ttelge ri ch ts. 
Sie soll den Au fwand für die Bearbeitung des Zulassungsantrages 
..redU Zieren". dadu rch das Zulassungsverfahren beschleunigen 
und ve rlangt. wie der Hinweis auf den Ve rlretungszwang (§ 67 
Abs.l VwGO) In der Gesetzesbegründung erhe llt . qual ifi zierte. 
ins einzelne gehende. fa llbezogene und aus Sich heraus verständ­
liche. auf den Jeweil igen Zu lassu ngsgrund bezogene und geord­
nete Ausführungen. die Sich mit der angefoclltenen Entscheidung 
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auf der Grun dlage einer eigenständigen Sichtung und Durchdnn­
gung des Prozessstoffes auseInandersetzen. Das bfoße Benen­
nen oder Ge ltendmaehen eines Zulassungsgrundes genligt dem 
Darlegungserfordern is ebensowenig wie eine bl oße Wiederho lung 
des erstInstanzlichen Vorbrin gens oder ga r eine - ergänzende -
Bezugnahme hierauf. 

Fü r den Zu lassungsgrund des § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO Ist flJr 
die Darlegung als Mindestvoraussetzung zu verlangen. dass gel­
tend gemacht wi rd. dass die verwaltungsgeri chtliche Entsche i­
dung im Ergebnis unricht ig ist und die Sachgründe 1'1i erf ür 
beze ichnet und erläutert werden . 

Hiernach Ist für die Darl egun g hinreichend. dass siell ein Antrag 
nicht darauf beschränkt. die Richt igkeit der ve rwaltungsgenchtl i­
chen Entscheidung allgemein oder unter Wiederholung des erstill ­
stanzliche n Vorbringens anzuzwe ifeln . sondern hin reich end fall­
bezogenen und substan tii ert (insowe it hängen die Darl egu ngs­
anforderungen aucll von der Art und Umfang der Begründung der 
verwa ltungsgerichtlichen Entsche idung ab ) auf die Erwägu ngen 
des Verwaltungsgerichts zu den fü r die Entsche idung maßgeb li ­
chen Rechts- und Tatsachenf rage n eillgeht. deren Un rlch ligkeit 
mit zumindest vertretbaren. Jedenfa lls nicht un vertretbaren Erwä­
gungen dartut und sich dazu verhä ll. dass und aus welchen Grün ­
den die verwaltungsgerichtliche En tscheidung au f diesen - au s 
Sicht des Rechtsmittelführers fehlerhaften - Erwägungen beruht 
nicht aus reichend sind Da rlegungen zu Zwe ifeln an der Rich tigkeit 
einzelner Begründungse lemente oder Sachverhalts fes\stell ungen . 
wenn diese nicht zugleich Zweifel an der Richligkeit des Entsche i· 
dungergebn isses beg ründen (Senat. Besch t. vom 21 März 1997 -
12 M 1255/97 -. st. Rspr) . Rechts- oder Tatsachen fragen. die in 
der Begründung der ve rwa ltungsgerichtlicl1e n Entscheidung keine 
Rolle gespielt haben oder nicht zweifeillaft waren. brauchen dabei 
im Rahmen des Antrages auf Rechtsmittelzu lassung nicht erörtert 
zu werden. um eine Entscheldungserhebllchkeit darzu legen 
(BVerfG <1 Kamrne r des Zweiten Senats>. Bescht. vo m 
15.8.1994 - 2 BvR 719/94 - NVwZ-Beil . 1994.65 <66> <zu § 78 
Abs . 4 AsyIVfG». sowei t sich Ihre Entscheldungserheblle hkelt 
nicll t aufdrängte . Für das - gesonclerl Zu prij fende - Darlegungser­
to rdernis reiellt es auch bei einer - objektiV Irn Ergel)n ls (eindeu ­
tig) unrichtigen - Entscheidung jedenfalls nicht aus . dass die 
Unrichtigkeit ledig lich allgeme in behauptet Wird. sich diese abe r 
nicht aus dem An trag selbst. sondern erst nach einer Du rchsicht 
der Akten erschli eßt. Nicht absch ließend zu klären ist . we il der 
Rechtsst reit hierzu keine n Anlass gibt. ob .. ernstliche Zweifel ' 
iS d. § 124 Abs. 2 N r. 1 VwGO erfordem dass der Erfolg des 
Rechtsmittels (mindestens ) ebenso wahrsc hemllc ll ISt wie der 
Misserfolg. ob hie rfür IIll Anschlu ss an die Au slegung der gleich­
lautenden Wendung in Art. 16a Abs. 4 Satz 1 GG durch das Bun­
desverfassungsgericllt (BVerfG . Urt. v. 14. Mai 1996 - 2 BvR 
1516/93 -. BVerfGE 94 . 166) zu ver langen ist. da erhebliche Grün­
de dafür sprechen. dass die Entscheidung einer rechtl ichen PrLI­
fu ng wall rscheinlich ni cht standhält. oder ob ern stl ielle Zwe ifel 
be reits dann vor liegen. wenn im Zulassungsverfa llren auszu­
schließen ist. dass die angefochtene Entscheidung otfenSlchtlich 
richtig oder das Rechtsmi ttel aus sonsti gen Gründen offenSichtlich 
aussichts los ist (ZUlll Ganzen s. - fewells m.w.N. Redeker/von 
Oertzen. VwGO. 12. Auft. . 1997 . § 80 Rn. 36. § 124 Rn. 15. § 124a 
Rn . 16: Roth . VerwArch t 997.416 ff . Seibe rt. DVBI . 1997 . 932 1. ) 

Diesem Ma ßstab wird die Darlegung gerecht. Der AntragS leil ei 
ha t substant iiert und in Auselnallderse twng mit der Entscheidung 
des Verwa ltungsgerichts dargetan . dass die verwall ungsge rIchtl i­
che Entscheid ung IIn ErgebniS unr1clltig sei. und die SachgriJnd e 
hier für bezeichnet und erläutert. 

Die danach zuzulassende BesctlwenJe des Antr agslellers Ist auch 
in der Sache in dem IIll Tenor niederge legten Umfang be9rililciet 
Der Antragste ller hat die Voraussetzungen des § 123 Abs. 1 Satz 2 
VwGO für eine einstweilige Anordnung hinSichtlich des Anordnungs· 
9rundes und des Anordnungsanprucils glaubhaft gemacht 

Dabei kann der Senal in dem Verfahren des vorlauflgen Rechts­
schutzes offen lassen. ob der Anspruch des im September 1998 
nach seclls jällriger Freillei tsentziehung enllassenen AI1trögsteliers 
auf stationä re Hilfe gegenüber dem An tragsgegner sich nach §§ 72. 
100 Abs. 1 NI.. 5 oder §§ 39. 40. 100 Abs . 1 Nr. 1 BSHG (fLJr eine 
wesentliche ge istig/seelische Behinderung sprietlt die .. Intclligenz­
minderung mi t deutlicher Verha ltensstörung ') ri chtet. Die Voraus-
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setzungen dieser Reclltsvorschri ften unter Berücksich tigung des 
Vorrangs der Eingliederungshilfe (vgl. § 72 Abs. 1 Satz 2 BSHG) 
wird der Ant ragsgegner ggl. unter Einholung einer Stellungnahme 
eines Saclwerständigen. mög licherweise des Ärztlichen Direkto rs 
des Niedersäcllslschen Landesk rankenhauses. in A. des Arztes für 
Psych iatrie Dr. med . J .. der bere its mit der Persönl ichkeit des 
Antragstellers in einem psych iatrischen Gutachten vom 22. Januar 
1998 befasst war. ebenso zu prüfen haben wie die Fragen. welche 
Hilfen im Einzelfall während der Heimunterbringung des Antrags tel­
lers erbrach t werden sollten. welch e Aussich ten auf Erfolg sie 
haben und ob die Einrichtung. in der der Antragsteller derzeit unter­
gebracht 1St. dafür geeignet ist (auch unter Berücksichtigung mög li ­
che r latenter Gefahren für andere dort Untergebrachte , die die Ein­
rich tung nach den Ausführungen Im Beschwerdezulassungsantrag 
erkannt. abe r vorliegend nicht für durchschlagend erach tet hat) 

Unter Ei nbeZ Iehung der Aus fClhrungen in dem Schreiben des 
Bewährungs ll elfers vom 24 . November 1998 über die (einge ­
schränkten) Möglichkeiten der Führungsaufs icht nach §§ 68 ff. 
StGB einerseits und der Aussage in dem psychiatrischen Gutach­
ten Dr. med . J. vom 22. Januar 1998. HeimunterbrIngung nach der 
Haftzeit sei fe,r den Antragste ller die einzig rea listi sche Perspekti ­
ve . andererse its geht der Sena t jedenfalls fü r das Verfahren auf 
Gewällrung vor läufigen Rechtsschutzes davon aus. dass de r 
Nac llrang de r Sozia lhi lfe gegenüber der Führungsaufsi cht bei 
dem vorli egenden Sachverha lt einen Anspruch des Antragstelle rs 
auf stationä re Hilfe nicht ausschließt im Sinne von § 2 Abs. 1 
BSHG Die Frage, ob un ter FührungsaufsIcht stehende Haftent­
lassene Ansp ruch auf Leistungen nach § 72 bzw. §§ 39 ff BSHG 
haben, lässt sich allgemein nicht beantworten. weil ste ts aufgrund 
der Umstände des Einzelfalles zu prü fen ist. ob die (vorrangigen) 
Leis tu ngen der Füllrungsaufs icht aus reichen, um den Bedarf an 
konkret notwendiger Hilfe zu decken (ähnlich zum verg leichbaren 
Verhä ltn is ZWischen Hilfe zur Uberwi ndung besonderer sozialer 
Sch wlengke ilen nach § 72 BSHG und Bewährungshlife auch 
Scil leswlg-H oist elnlsciles Verwaltungsgencht. Ur!. v. 20.3. 1997 -
13 A 34/95 - info also 1998. 36 f) 

Dabei steh t be l dem Antragsteller nacll dem derze it igen Sach­
stand und dem erwähnten Gutachten vom 22. Januar 1998 neben 
der Entlassung aus einer richterlich angeordneten FreIheitsentzie­
hung in ungesicherte Lebensverhältnisse (§ 5 VO zu § 72 BSHG) 
Im Vordergrund die Therapie des ,.elll zelgängerischen Verha l­
tens. der .. Unse lbstständlgke ir' und des.Hospitalismus", um ihn 
in die Gesellschaft einzugliedern. Diesen Anfo rderu ngen kann die 
Führungsaulsic ll t allein . in der nicht die sozia tpädagogische und 
therapeutische Zuwendung. sondern neben der Uberwachung die 
organisatorische, vermitte lnde Hilfe (im Hinblick auf Arbeit. Unter­
kunft. fina nZ ielle Fragen . therapeu tische Behandlung ) Im Vorder­
grund steht. nicht gerecht werden. 

Der Senat ha i riie elllstwei li ge Anordnung zeitlich beschrän kt. 
Ulll eille rseits dem An tragsgegner die Möglichkeit der eigenstän ­
digen Gewä hrung der gee igneten Maßnahmen nach Durch­
fuhrung seiner Ermitt lungen und Prlifungen einzuräumen, dem 
Antragsteller andererseits bleibt nach Abschluss des Verwaltungs­
verfa llren s der Rechtsweg offen. 

Wegen Vorll egen s der Voraussetzungen der §§ 166 VwG O. 
114. 11 5, 12 1 ZPO war dem Antragsteller aucrl Prozesskosten llil ­
fe unter Be iordn llng se ines Prozessbevollmächtigten für das 
ersti nstanzllclle Verfahren zu bewilligen 

Die 7eilliche Begrenzung hinSichtlich des Beginns der Ve rpflich­
tung des Antragsgegners ergib t slcll aus der ständigen Rechtspre­
chung eies Senats in Verfahren ries einstweiligen Rechtsschutzes. 
einp.n SOLi alll llf eträger zur (vo rläufigen) Gewährung von Leis tun­
c:)erl (g rundsiltzlich. von hier nicht vorliegenden Ausnahmen abge­
sehen) frClhestens Clb dem Ersten des Monats zu verp fli chten. in 
dem der Senat zu r Sache entscheidet. 

Die Kostene ntsch eidung be ruht auf §§ 154 Abs . 1. 188 Satz 2 
VwGO . 

Dieser Besch lu ss Ist nactl § 152 Abs. 1 VwGO nicht anfechtbCl r. 

(Eingesandt von Dr. Manfred Hammel. Carita sverband für Stutt­
gart eV ) 

§§ 23 Abs. 1,28 Abs. 3 EGGVG, § 35 BtMG 
(Uberprüfung der Motivation für Drogen­
therapie) 

Zur Überprüfung der Motivation eines Verurteilten für 
eine (wiederholte) Drogentherapie durch die Staatsan­
waltschaft. 

Beschl uss des Pfä lZischen Oberlandesgerichts Zwe ibrücken 

vom 23. November 1999 - 1 VAS 14/99 -

Gründe: 

Der seit Vielen Jahren drogenabhängige Verul1ei lle verbüßt derzeit 
mehre re Freihe itsstrafen. Im vorliegenden Verfahren Ist er arn 10 . 
März 1994 durcll das AmtsgeriCht Ludwigsllafen am Rhein (Az. 170 
Js 60481/83) wegen mehrerer Diebstähle , die er teilweise unter Dro­
geneinfluss begangen hat. um Sich aus dem Erlös der Beute weitere 
Drogen zu beschaffen. zu einer Freiheitsstrafe von 2 Jahren und 6 
Monaten verurteill worden. Er ha t beant ragt. die Vo llstreckung der 
Strafe nach § 35 BtMG zurCickzustelfen. Die Staatsanwaltschaft 
FrankentIlaI (Pfalz) und die Genera lstaatsanwaltscllaft Zweibrücken 
(im Vorschaftverfatlren gemäß § 2<1 Abs . 2 EGGVG) haben das 
Gesuch zurückgeWiesen. 

Die Staatsanwaltschaft Frankenthai (Pfalz) und ill r fol gend die 
Generalstaatsanwaltschaft haben sich zur Begründung ihrer Entschei­
dung vor allem auf die (angeblich) fehlende Therapiemotiva tion des 
Verurte ilten gestützt. die sich aus dem Befl cht der Justizvollzugsan­
stalt X. vom 28 . Juli 1999. sowie daraus ergabe. dass der VerUl1eiite 
bisher zwei Therapieversuche (am 25. Juli 1996 und 8. Januar 1998) 
abgebrochen habe. In dem Bericht der Justi zvollzugsanstalt Wird aus­
geführt, dass der Verurteilte arbeitsunwillig sei, mit Gefangenen Alko-
1101 konsumiert habe, wegen Beleidigung und Bedrollung von Voll­
zugsbeamten habe diszipliniert werden müssen und schließlich 
dadurch aufgefallen sei , dass In seinem Haftraum (am 21 Mal 1999) 
eine Brennanlage und ca . 25 Liter Most gefunelen worden seien. 

I. Der nach § 23 Abs. 1 EGGVG zuläSSige Antrag führt zu eillem 
vorläu figen Erfolg . Die Bescheide der Staatsanwaltschaft Franken­
tha i (Pfalz) und der Generalstaatsanwaltschaft sind nicht frei von 
Ermessensfehlern . 

Die Entscheidung über die Zurückstellung eier Vollstrecku ng einer 
Freilleitsstrafe oder rJ es Restes einer solchen nach § 35 BtMG stellt 
eine Ermessensentscheidung dar. Demgemäß prüft das Gencht 
gemäß § 28 Abs. 3 EGGVG nicht etwa, wie es selbst dCls Ermessen 
ausc:)eübt haben würde. wenn es anstelle der Behörde zu entschei­
den gehabt hätte. Die Nachprüfung besch ränkt Sich Vielmehr darauf. 
ob die recht lichen Grunri lagen der Ermessensausühung beachtet 
worden sind, alle tatSächlichen für die Entscheidung bedeutsamen 
Umstände vollständig und verfahrensrech tl lCil ei nwandfrei festge­
stellt waren und der Behörde auch bei der Ausübung des Ermessens 
keine Rechtsfehler unterlaufen sind (Senat. StV 1983. 249). Die 
angefochtenen Entscheidungen beachten dies nicht im erforderli ­
chen Maße und haben riesha lb ke inen Bestand. 

1 Der Zweck der gesetzlicllen Regelu ng, an dem sich die AusC,­
I)ung des Ermessens der Strafvollstreckungsbehörde bei Entschei ­
dungen nach § 35 BIMG zu orientieren ha t. liegt erSlclltl,ch dann. im 
Interesse der Rell abllltation kleinp. bis mittlere elrogenabhängige 
Straftäter mehr als bisher zu einer notwend igen tllerapeutiscll en 
Behandlung zu motivieren , wobei Strafdrohung und StrafVOll­
streCkung nur Hilfsmittel selll können . den erforderlichen .,In iti al­
zwang" zu r Theraplebereltscllaft auszulösen und sodann die Thera­
pie unte r ZurÜCkstellung der Strafvollstreckung und eventuell sogar 
unter tei lweisem VerZicht auf die Strafvollstreckung außerlla ll) des 
Strafvollzugs durchzufLihren (vgl. OLG Karl srulle, MDR 1983,51 4) 
Der Weg der Zurückstellung der Strafvollstreckung stell t eine vorläu ­
fige Herausnahme des Veru rteilten aus der StrafvollstreCkung dar. 
die auch und gerade In Betracht kom mt. wenn dem Ve rurteilten 
keine günstige Prognose gestellt werden kann . Denn unbestnttener 
Maßen steht das Rellabl litationsin tercsse ries Veru rteilten im Vorder­
gru nd (Körner, BtMG. 4 . Aufl. § 35 RrJnr. 15 fi , Adams/Ebert , NStZ 
1983. 195) 

Wenn aucll die Vollstreckungsbehörde grundsät7licil dazu aufge­
rufen ist, die Tilerap,ebereitschaft des Verurteilten zu überprü fen, 



muss sich das In der Regel auf die Be re itschaft zum Antritt und 
Durchstehen der Therapie beschränken. fal ls die übrigen Vorausset­
zungen für eine solclle Maßnahme vorliegen (§ 35 Abs. 1 BtMG) 
Fragwürdig ISt es indes. wenn die Vollstreckungsbehörde versuch!. 
die Motivation des Verurteilten zu llberprüfen (Körner. a.a.O., Rdnr. 
99). Für einen Betäubungsmi ttels traftäter ist es geradezu typisch. 
dass er zunächst kau m Therapieeinsicht zeigt und fü r Ihn die Frage 
im Vordergru nd steht. der Haft zu entkommen. Di e Zurückstellung 
soll gerade auch solche R,S,koprobanden in die Therapie f(ihren . 
Eine tragfähige Motivation zur Therapie kann nur das Ergebnis. nicht 
aber die Voraussetzung therapeut ischer Bemühungen sein (vg l. 
auch Adams/Ebert. NStZ 1983. 195 Körner/Sagebiel. NStZ 1992, 
218) . Das gil t insbesondere Im vorliegenden Fall, bei dem d ie Stel­
lungnahmen der mit dem Verur1ell ten befassten Ste llen kein klares 
Bi ld ergeben. Während die zuständige Anstaltspsychologin der 
Justizvollzugsanstalt X In der sich der Verurte ilte seit 22 . Februar 
1999 befindet. die Beu rtei lung der Therapiemotiva tion (letz tl ich) 
"dem bisher an den TherapIevorberei tungen Beteiligten" überlassen 
möchte. hat die Drogenberatungsstelle, die zwar keine Kenntnis von 
den ansta ltSIn ternen Vorgängen hat, mit der der Ve rurteilte Jedoch 
seit 25 . Februar 1999 in regelmäßigem Kontakt stellt. die Motiva tion 
des Veru rteilten als "eher überdurchschnittl ich" eingestuft , wohinge­
gen der Lei ter der Justizvollzugsanstalt X eine echte Motivation des 
Verurteil ten bezwei fel t. seHl Gesuch auf Zurückstellung Jedoch "Im 
Sinne einer letzten Chance" belürwortet. Da die Vo llstreckungs­
behörde kaum über ausreichendes psychologisches Fachwi ssen 
verf(igt. um eine ernsthafte TherapIemot ivation von einer vor­
getäUSChten zu unterscheiden. so llte sie sich auch nicht als "Motiva­
tionsdetektiv" betätigen (vgl. Körne r. a.a.O , Rdnr 99) und die Frage 
nach der Motivation des Verurteilten se lbst verneinen. 

2. Auch der Umstand, dass der Verurteilte bereits zwei Therapie­
versuche abgebrochen hat. kann nich t ohne weiteres als geeignetes 
Ablellilungskriterium herangezogen werden . Das genügt schon des­
halb nicht. wei l es Insoweit nicht auf die Quantität. sondern die Qua­
li tät der Abbrüclle ankommt. Hier fehlen bereits konk rete Feststellun­
gen Llber die Gründe für die Abbrüche. Auch die entspreChend n 
Mitteilungen der Tilerap,eeinnciltungen verhalten sich hierzu nicht. 
Zudem muss berücks ichtigt werden, dass ein Therapieerfolg in der 
Regel zahlreiche Therap'eversuche notwendig macht und die Ableh­
nung eine r Maßnahme nach § 35 BtMG deshalb nicht ohne weiteres 
auf (aucll wiederholte) Abbrüche gestützt werden darf . zumal wenn 
deren nähere Umstände nicht bekannt sind (vg l. Senat StV 1983, 
249: Körner/Sagebiel. NStZ 1992. 218) . 

3. Ebenso Sind die Verstöße des Veru rteilten In efer Haft nicht ohne 
weiteres als Ablehnungskriterium geeignet. 

Insbesondere wäre es ve rtehlt , tYPische Krankhei tssymptome (Ver­
haltensweisen. Cilaraktermängel etc. ) des nicllt entwöhnten Drogen­
ilbhiingigen für die Versagung der ZurLlckstellung nach § 35 BtMG 
heranzuziehen (Körner. ä.a.O .. Rdnr. 100 m.w.N .. Adams/EbeI1 . 
a.aO.). Den angefochtenen Entscheidungen mangelt es an Feststel­
lungen daruber. ob und weshalb die beanstandete Arbeitsscheu des 
Verurteilten , sein Alkollolkonsum und die Beleidigungen und Bedro­
hungen gegenüber den VOllzugsbediensteten nicht als Krankheits­
symptome der Sucht anzuseil en Sind 

4. Schileßlicll kann die EntSCheidung auch ohne nähere Begrün­
dung nicht darauf gestLitzt werden. die bewilligte Therapie von drei bis 
sechs Wochen sei "eindeutig zu kurz". wenn sich ilUS dem Bescheid 
des Kostenträgers ergibt. dass eine Verlangerung möglich ist. 

11 . Die Staatsanwa ltschaft wird deshalb unter Beachtung der vor­
genannten GeSichtspunkte rJas Verhälten des Verurte ilten erneut 
daraufhi n uberpn.ifen müssen. ob sich aus il1l11 das Feh len eHler 
ernsthaften Tilerapiebereltschaft erg ibt . 

111. In Anrec llnung der besonderen Umstände dieses Fall es hält 
der Senat eine Kostenentscheidung gemäß § 30 Abs. 2 EGGVG für 
angemessen (vg l. auch OLG Hamm, JVB11970, 238). Die Entschei­
dung über den Geschäftsw8l1 tolgt aus § 30 Abs. 2. 3 KostQ . 

(E ingesandt vom VorSitzenden des 1 Strafsenats des Ptälzlscllen 
Oberlandesgellchts. Dr. Wolfgang Ohler) 
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Für Sie gelesen 
Strafvollstreckung (Handbuch der RechtspraxIs Bd.9). 
Bearbe itet von Franz Isak und Alois Wagner. 6 , neubear­
beitete Auflage des von Dr. Ludwig Le iß und Fri edrich 
Wei ngartner begründeten und von der 3.-5. Auflage von 
Dr. Paul Wetterich und Helmut Hamann fortgefÜ hrten Wer­
kes. C H. Becksche Verlagsbuchhandlung München 
1999. XXX, 614 S. In Leinen . DM 128. -. 

Das Werk ist zuletz t 1994 in fünfter Auflage erschienen (vg l. 
ZfStrVo 1995.256) Bearbe iter waren damals nocll Paul Wetterich 
und He lmut Hamann . Nunmehr ist die Bearbei tung In die Hände 
von Franz Isak und Alois Wagner übergegangen. Die Neuau flage 
war aufgrund der Rechtsen twicklung sei t 1994 notwendi g gewor­
den. Eine ga nze Reihe von Stra!rech tsänderungsgesetzen is t In ­
zwiscllen ergangen. AUSWi rkun gen auf StrafVOll streckung und 
Strafvollzug zeitigen nicht zuletzt das Gesetz zur Bekämpfung von 
Sexualdelikten und anderen gefährlichen Stra ftaten sow ie das 6. 
Gesetz zu r Reform des Strafrecllts. Prakt ische Kon sequenzen 
werden namentlicll in Form der Erhöhung von Strafrahmen Ver­
schärfung der Sicherungsve rwa hrung und Erschwerun g der 
Strafres taussetzung sichtba r. Fü r den Vo ll zug selbst ISt vor allem 
die Einweisung von Sexualstraftätern 111 sozialtherapcutlsche Eill­
richtungen zum Til ema - und Problem - g worden. Bedeutsamen 
Anteil an der RechtsentwiCk lung hat natürliCh auch die Rechtspre­
chung - nicht zuletzt dlelenige des Bu ndesvcrfassung sgericll ts 
zum Strafvollst reckungs -. Strafvollzugs- und Ma ßregelrecht. 
Schließlich haben sich auch im internationalen Recllt shilfeverkehr 
Ve ränderungen vo llzogen. die in der Neuau flage zu berückS icht i­
gen wa ren. 

Insgesamt hat das zu einer erheblichen Vermehrung des 
Umfangs beigetragen Kam die fünfte Auflage noch mit 560 Seiten 
aus , so weist die jetzige insgesamt 614 Seiten auf. An der bewähr­
ten Struktur der Vorauflage haben die neuen Bearbeite r Jedoch 
festgehalten. Dies hat zur Folge, dass das Werk wei terh lil in zwei 
große Teile gegliedert ist. Werden im ers ten Bucll sämtliche rec llt ­
lichen und praktiSChen Aspekte der Stra fvo llstreckung behandelt , 
so ISt das zweite Buch gerichtlichen Entscheidungen in der Straf­
vollstreckung und im Strafvollzug geWidmet. 

Einmal mehr interessieren aus der Sich t des Straf - une! Mar3re ­
gelvo llzugs vor all em jene Teile des Werkes, die sich mit dem Ver­
hältnis von Voll st reckung s- und Vollzugsbehörden sowie mi t der 
VOllstreckung von Fre iheitsstra ten und freihei tsen tziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung befilssen. Sie spielen 
denn aucll im Kontext der Darstell ung eine gewichtige Rolle. Dies 
gi lt innerhalb des ersten Buches namentlich flJr die Kapi tel. wei­
che die Vo ll streckung von Freiheit s- und Ersatzf reihei tsstra fen 
sowie von Maßregeln der Br:sserung und Sicherung zum Gegen­
stand haben . Dazu zäh len gleicil fillis die Abschnitt e. el,e SICll I11lt 
der VollstreCkung von Jugendarrest und Jugendsträfe befassen. 
Im zweiten Buch verdiene n insbesondere diejenigen KClpite l das 
Interesse der Vollzugspraxis, welche die Zuständigkeit. die Aufga­
ben und das Verfa hren der StrafvollstreCkungskammer in Straf­
vo llstreckungssachen uno nClch dem Stra fvo ll zugsgeset7 d" rstel­
len. Aucll den kurzen Abschn itt liber deli Reclltsweg nach den §§ 
23 ff EGGVG In Strafvollstreckungs;lngr: legenl18iten kann man 
hierzu rechnen. 

Das Handbuch stellt in vielfClcher HinSicht aucll eine Hilfe für 
elie Praxis des Straf- und Maßregelvollzugs dar. Mögen die zahl­
reichen Hinweise auf die Regelung und Handhabung stra fvoll ­
st reckungsrechtl icher Fragen In erster lin ie die Stra fvo ll ­
streckungsbel1 örden ange llen. so erqibt sicll ;luch für die 
Vollzugsbehörden eine ganze Reille von BerLi llrungspunkten und 
Themen , die ein Nachschlagen lohnen . Das beginnt mit eier - alten 
- Frage nach der Abgrenzu ng von Str"fvollst reckung und Stra fvoll­
zug und setzt sich etwa to rt In der Darstellung der Zuständigke it 
der Justi zvo ll zugselflstallen (nach Maßgabe des Vollstrecku ngs­
plans) und Ih rer Zusa mmenarbeit mit den Vo ll streckun gsbehör­
den. Prak ti sch bedeutsam erschelilen wei ter die Au sführu ngen 
zur Vollstrecku ngsreihenfolge - etwa 1111 Verhält nis von Freillni ts­
strafe zu Ersa tzfreiheitsstra fe sowie von Freiheitss trafe und frei­
heitsentzlel18nder Maßregel der Besserung und Sicllerung . Her­
vorhebung verdient nicllt zu letzt , dass der gemeinnütz igen Arbeit -
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als Substi tut der Ersatzfre iheitsstra fe - ein eigener Abschnitt 
gewidmet is t und dass die - umstrittene - Frage näher behandelt 
wird . ob § 57 StGB aucll auf Ersatzfreiheitsst rafen Anwendung fin­
det (was verneint wird) In dem Kapi tel über die fre iheitsentziellen­
den Maßrege ln sind nament lich die Konsequenzen berücksich tigt. 
die sich aus der neuen Rechtsprech ung des Bundesverfassungs­
gerichts ergeben. Hier berei tet ja - außer den Einweisungsvoraus­
setZlIngen im Falle der Unterbnn gung In eine r Entziehungsanstalt 
(§ 64 StGB) - vor allem die Voll streckungsre ihenfolge praktische 
Schwiengke lt en. 

Insgesamt kann man auch der Neuauflage bescheinigen, dass 
sie den Bedürfn issen und Erwartungen der Praxis in vollem Umfan­
ge Rechnung trägt Als Vorzüge des Werkes muss man die Über­
sichtlicllkel t und Zuve rlässigkeit der Darstellung werten, die den 
Benutze r auch bei Streitfragen nicht im Stiche lässt. Dass außer der 
Reclltsprechung im wesentlichen die Kommen tarl iteratur herange­
zogen und auf die EinbezIehung des sonstigen Schrifttums wei tge­
hend verzichtet Wird. entspricht dem Charakter eines Handbuchs, 
das der Praxis mit den nötigen Informationen und - auch formular­
mäßig aufbereiteten - Beispie len zur Hand gehen will. 

Heinz Müller-Di etz 

Sächsisches Staatsministerium der Justiz (Hrsg,): 
Humaner Strafvollzug und politischer Mißbrauch_ Zur 
Geschichte de r Strafvollzugsansta lten in Bautzen 1904 bis 
2000 (Sächsische Justizgesch ichte. Schriftenreihe des 
Sächsischen Staatsministeriums der Justi z Bd. 10) Dres­
den 1999.2 14 S (Ohne Preisangabe). 

Die verdienst liche Schriftenre ihe des Sächsischen Staatsmini­
steriums der Justiz is t mit der vo rli egenden Publ ikation nunmehr 
auf zehn Bände angewachsen. Sie leistet mit der Dars te ll ung und 
An alyse der EntwICklung der Justiz im Freistaat einen wichtigen 
Beitrag zur Landes- und Reg ionalgeschichte. Mit Recht Ist diese -
nicht zuletz t unter dem Vorze ichen der Erforsc hung der Zelt des 
NS-Regimes und der Ära der DDR - stärker ins Bl ickfeld von WIS­
senschaft und PraxIs gerückt. Band 10 Ist speziell der Geschichte 
der Strafvollzugsansta lten in Ba utzen während des 20. Jahrhu n­
derts geWidmet. Solche Studi en verdienen nicht nur desha lb 
größeres In teresse. we il sie dazu beitragen können. unse re 
Kenntni sse auf dem Gebiet der Strafvollzugsgeschichte zu erwe i­
tern und zu verti efen. Sie Si nd auch deshalb von Bedeutung. weil 
Sich ,n der Entw icklung von Strafanstalten zu gleich ein Stück weit 
die politische und Gesellschaftsgeschichte Wid erspiegel t. Das 
lässt sich gerade an Epochenschwellen oder -brüchen . wie sie die 
Jahre 1918. 1933, t 945 und 1989/90 markieren, ablesen. 

Der vorl iegende Band versamme lt insgesamt 14 Beiträge, die 
den Zeitrau m von 1904 bis zur jüngsten Gegenwart umspannen. 
Die Au toren sind großenteils Historike r; nur ein Verfasser, Burg ­
hart Jäckel . der seit 1991 die JVA Bautzen leite t. is t Juns\. Von 
Ihnen ist namentllc ll Karl Wllhelm Fncke du rch seine Untersu­
cllungen zu r Justiz und zum Strafvo ll zug der DD R einem größe­
ren KreiS bekannt geworden: Fri cke hatte LIIJerdies. aus po liti­
schen GrLinden wegen "Kriegshetze" verurtei lt von 1956 bi s 1959 
Erfahrungen mit dem Strafvoll zug der DDR in Brandenburg-Gör­
den und in Bautzen machen müssen Er ISt auch nach der 
"Wende" mit einsch lägigen Ve röffentlichungen hervorge treten 
(vg l. nur ZfStrVo 1999, S 248). 

Die einwlnen Bei träge des Bandes zedillen sich vor al lem 
dadurcll aus. (lass sie Ih ren jeweiligen Fragestell ungen reellt kon­
kret - unter HeranzIehung und Auswertung ve rfüg barer zeitgenös­
sischer Akte n und Dokumente nachgehen. Dadu rch gewinnt der 
Leser einen we itgehend pla stischen Eindruck von der Si tuation 
und Gestaltung des Vollzugs In den einzelnen Epochen. Auch die 
im Zeitablauf durct.aus unterschied liche Quellenlage kommt -
namentl ich Im Hinb lick au f clie Bei trage . welche die Phasen von 
1904 bis 1924 beilandein - zur Sprache (vgl. S 70) 

Damit bl ieb auch den Verfassern dieses Bandes das allgemei­
ne Problem strafvo ll zugsgeschichtlicher Stud ien nicht ganz 
erspart. dass sich nämlich die normative Seite aufgrund der 

Reglements , Erlasse und Hausord nu ngen ungleich präZiser wie­
derg€;len lässt als die rea len Abläufe in der Anstalt . eben die Voll ­
zugswirkli chkeit (biS hin zum subjektiven Erleben der jeweiligen 
Bediensteten und Gefangenen). So lässt Sich keineswegs immer 
mit der wünschenswerten Gewissheit sagen. was und wievi el von 
jewe ils geltenden Regelu ngen in welcher Welse in de r täg lichen 
Prax is ve rwirk licht wu rde - und was davon auf dem Papier stehen­
blieb. Doch dies stell t se lbst fü r Analyse n der aktuellen Situation 
unter Umständen ein Prob lem dar 

Im ersten. einleitenden Beitrag skizziert Andre Th leme das 
Gefängniswesen im Königreich Sachsen zu Beginn des 20. Jahr­
hunderts . Die größte Anstalt bi ldete damals (1902) mit 1.925 
Gefangenen das Zuchthaus Waldheim - wie überhaupt der seiner­
zeitigen StrafpraxIs entsprechend der Ante il der Zuchth ausgefan­
genen recht erhebli ch war. Thiemes Studie be Zieht außer der 
Insassen- auch die Personalstruktu r und die Vollzugsgestaltung In 
die BetraChtung ein. Danach spielten Aufs icht. Kontrolle und Dis­
ziplin ierung der Insassen eme wesentliche Rolle. Die Gefangenen 
waren je nach Führung verschiedenen Disziptinark lassen (mit 
jewe ils unterSChiedlichen Vollzugserle ichterungen und Vergünsti­
gungen) zugeteilt. Der Arbeit - die in Zuchthäusern und Ko rrekt i­
onsanstalten 12 biS 13. m Gefängnissen 11 bis 12 Stund en an 
Werk tagen (Jauerte wurde großes Gewich t beigelegt. Abe r schon 
dama ls zeichnete sich jenes Phänomen ab. das allgemein für 
Epochenschwe llen charakteris ti sch is t: Der Strafvollz ug befand 
sich "im Ubergang" (Schüler-Springorum). 

Erich Vlehöfer umreißt In einem kurze n Beitrag die bauspezifI­
schen Aspekte der Bautzene r Strafanstalt (Bautzen I) zur Zeit 
Ihrer Erri chtu ng . Er zieht dabei Vergle iche mit anderen An stalten 
der Jahrhundertwende (Zuchthaus Ludwigsburg 1891, Landesge­
fägnis Mannhelm 1905- 1909). Hinsichtlich der Unterbnngung der 
Gefangenen orientierte Sich Sachsen damals am gemischten 
System Preußens, das gemeinsame Haft am Tage und Trennung 
bei Nacht kann te. Da die erforderliche An zahl von Einzel ze llen 
nicht zur Verfügung stand . baute man nach preußischem Vorbild 
in den Nachtraum sog . Sch lafkofen oder -zellen ein. die voneinan ­
der abget rennt waren. 

Dieser Darstellung schl ießt Mirko Buschmann eine kieme Skiz­
ze an. in der er das zwischen 1900 und 1904 errichtete Gefängn iS 
Bautzen "als arChi tektoni sches und gärtneriSChes Kunstwerk" wü r­
digt. Die detaillierte Beschreibung der bau lichen Anlage und Ihres 
Standortes rLlck t die Entstehung der Anstalt in einen al lgemeine­
ren kunst- und sozIalgeschich tlichen Zusammenhang . der sie als 
Produkt des zeitgenössischen Histollsmus ausweist , zugl eich 
aber ihre KompleXität hervorhebt. So waren die unmit telba r 
benachba rten Wohnh äuser der Beamten von Gärten umgeben : 
eigens fü r sie war eine Gartenstadt geschaffen worden 

In einem längeren. mater ialreicl.en Be it rag befasst sich dann 
Thieme mit der Ausgestaltung des Strafvollzugs in den beiden 
Bautzener Ansta lten während der Kaise rze it (1904- 1918). Sie blie­
ben bis zu ihrer Vereinig ung im Jahre 1923 selbstä ndig . Das 
Spektrum der Themen, denen die Darste llung geWid met ist. ist 
überaus weitgespann t: es umfaßt z. B. bauliclle Veränderungen, 
Art der Gefangenenarbeit und der Unterbringung ("P nnzip der 
Vereinze lung In der Gemeinschaltshafr). Verp flegung. Scll ulun­
terricht. Sonntagsbeschäft igung. (vergleichsweise moderne) tech ­
nische Ausstattung bis hin zur Belegu ng der Ansta lten (die 1914 
mit Beginn des ersten Wel tkriegs stark abnahm) 

Die "sozia le Struktur" und das "Arbe it sethos" des Bautzene r 
Strafvoli zugspersonals zwischen 1904 und 1933 bilden die The­
men eines weiteren Beitrags von Buschmann . Deutlich we rden 
einma l mehr die (hohen) Anforderu ngen. die namentlich in Bezug 
auf Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung. aber auch von 
Sauberke it und Hygi ene an die Aufs ichtsbeamten zu denen 
"Oberbeamte·. "Unterbea mte" und "Wächter" zählten gestellt 
wurden. Aus heutiger Sicht bef remdet der Sprachgebraucll, der 
zWlschen'wärtenl" und .,Wächtern· wechselt. Die (noch) verfüg ­
baren Un terlagen lassen ansclle inend über die soziale Herkun ft 
des Gefängnispersona ls nichts ve rlauten. Ebenso wen ig ist aus 
ihnen etwas LIIJer seme (vollzugsspezifische) Ausb ildung zu erfah ­
re n. So stützt sich die Darstellung wei tgehend auf die damaligen 
J nstructlonen" fü r Aufsichtsbeamte. Immerh in legen manche 



Informationen die Annahme nahe. dass sich das Personal seiner­
zeit nicht zuletzt aus frLlheren Mil itärangehörigen rekrutierte . 

Der Strafvollzug in Baut zen wä llrend der Weimarer Republik 
(191 9-1933) konnte gleichfalls nur in Teilen (bis 1924) aus den 
Akten rekonstruiert werden. Mit diesem Thema beschäftigt sich 
ein Be itrag von Mike Schmeltzner. Danach wurden die beiden 
Bautzener Ansta lten vo n 1919 an bis zu ihrer Zusammenlegun g 
Im Jahre 1923 gemeinsam vom Innenmini sterium verwaltet. Die 
EntwIck lung der Gefangenenzah len jener Epoche verweist auf 
einen relati v engen Zusammenhang mi t den Wirtschaft sabläufen 
Auffallend ist die hohe Belegung während der Inflationszelt 
(1920/21 ) und der We ltwi rt scllaftsknse (1933). Schmeitzner schil ­
dert Im einzeln en den Tagesab lauf. wie er sich in der Rege l 
abspielte. die Besch äftigung der Gefangenen . die Fre izeitgestal­
tung und das rel igiöse Leben . um dan n die rechtlichen und prakti­
schen Ausw irkungen der . .5trafvo ll zugsordnun g für die Sächsl­
scllen Justi zgefängnisse' vom 21.6.1 92 4 darzulegen . Während 
die Kl assifiz ierung der Gefangenen im wesentlichen beibehalten 
wurde. zeichneten sich in verschiedenen Bereichen (z.B . Anstalts­
leitung, Kontroll e des Voll zugs durch Gefängn isbeiräte . Arbeits­
zeit. Freizeitgesta ltung. Kata log der Hausstrafen) meh r ode r min­
der wei treich ende Verä nderungen im Sinne eines Aufbaus 
demokratisch-republi kanischer Struktu ren ab 

Einen einschneidenden Wandel hatte auch in Bautzen die Herr­
schaft und Machtausübung des NS- Regimes (1933-1945) zur 
Folge . Die Auswirkungen zeigten sich etwa auf dem Gebiet der Voll ­
zugskonzeption . der Organisation der Ans talten . des Personals 
(dessen demokratisch-republikanisch eingeste llte Beamte zuneh­
mend durcll regi llletreue Gefolgsleute ersetzt wurde n). der Insas­
senstruktur (die durch einen wachsenden Anteil politischer Gefan ­
gener gekennzeichnet war) und der Haftbedingungen im Ganzen , 
welche die damalige politische Situation widerspiegelten . Vom Per­
sonal heißt es , es habe "entscheidend zur Ausliefe rung der Justiz 
an das tota litäre System" beigetragen (S 89). Auf der anderen Seite 
galt Bau tzen als eine Art .Vorzeige-Gefängnis" des Dritten Reiches , 
das bis Knegsbeginn häufig 11'1 - und ausländiscll e Besuchergruppen 
zu verzeichnen hatte (S. 9 1). denen freilich vor allem "die Schokola­
denseiten' gezeigt wurden (S. 88). Der Verfasser ste llt denn auch 
fest. dass die damaligen Haftbedingungen noch merkl ich besser 
gewesen seien als im späteren NKWD-Intern ierungslager und in 
der Sonderhaftanstalt des Ministe rium s fLIr Staatss icherhe it (MfS) 
Bautzen 11. Freilich konnten auch sie schwerl ich humanen Charak­
ter im heutigen VerständniS gehabt haben Nich t nur polit isch e 
Gefangene hätten unter verschä rftem Stra fvollzug gelitten . Auch 
sonst sei .. dle Behandlung der Gefangenen nicht gut" gewesen . 
..zumal die unteren Beamtenränge und neueingestellten Gefange­
nenwärter schikanierten und schlugen Gefangene. Die Prüge lstrafe 
wurde offi ziell wegen Verstößen gegen die Hausord nung verhängt." 
(S . 91 ) Während des Dritten Reiches saßen in Bautzen prorninente 
polit ische Häftl inge ein: zu ihnen zählten etwa der (spätere) Ve r­
lagsleiter Walter Janka (der makabrerwelse auch in der DDR aus 
polit ischen Gründen inhaftiert war ). de r Schnftsteller Ludwlg Renn 
und der KPD-Führer Erns t Thälmann. 

Die wohl sch limmste Zeit für Inhaftie rte bed eutete die Phase 
sowjetischer Herrschaft und Verwa ltung (1945-1950) . Bautzen I 
und 11 di enten damats als Spezial lager des NKWD (Volkskommis­
sariat fü r innere Angelegenheiten. das 1946 in MWD = Ministe ri­
um für Innere An gelegenhei ten umbenannt wurde) zur Unlerbri n­
gung von Untersuchungsgefange nen und Verurteilten 
sowjetischer Militärtr ibunale . We nn auch die Ve rhältn isse dem 
detai llie rten Bericht Karl Wilhelm Frickes zufolge in Bautzen bes­
ser waren ats rn anderen Spez iililagern des NKWD/MND. so litten 
die Gefangenen doch großenteil s unter erzwungener Beschäfti ­
gungeloslgkeit. totaler Isol ierung, schl echtem Gesundheitszu­
stand und unzure ichender mediz ini sch er Ve rsorgung . Zwischen 
1945 und 1950 sollen dort mindestens 2.700 biS 3. 000 Gefangene 
verstorben sein. Anh and exemp larischer Kurzbiog raphien - die 
auch den Schri ftstel ler Walte r Kempowski einbeziehen - macht 
Fricke Lebensschicksale anschaulich 

In ernem weiteren, recht au sführ lichen Beitrag - dem umfang ­
reichsten des Bandes - schildert er dann den Strafvollzug In Baut­
zen zur Zeit der SED-Herrschaft (1950-1989). Er hebt in seiner 
Darste llung der konzeptionellen Grund lagen und ihrer praktischen 

ZfSlr Vo 3 '00 187 

Verwirklichung vor allem den Zwangscharakter, die Überbetonung 
der Disziplin und die Ideolog ische Ausric lltung des Vollzugs hervor. 
der bereits 1950 dem Ministeriu m des Innern und der (reg imeerge­
benen) Volkspolizei unterstellt wurde. Zun ächst auf dem Verord­
nungswege geregelt. e rhie lt er durch das Strafvollzugs- und Wle­
dereingliederungsgesetz von 1968 erstma ls eine gesetzliche 
Grundlage. An dessen Ste lle trat dann 1977 ein neues Gesetz über 
den Vollzug der Strafen mit Freiheitsentzug (Strafvollzugsgesetz). 

Früh schon wu rde die Arbeitskra ft des Gefangenen in den 
Dienst der staatli chen Planwirtschaft gest ellt . Die politisch-ideo lo­
gische wie ökon omische Ausr ichtung des Vollz ugs wurde nich t 
zuletzt In Bautzen sichtbar. Zwi schen Gesetzeslage und Vollzugs­
rea lität in jener Zeit konsta tiert Fncke erhebliche Unterschiede. Ja 
Widersprüche . Bespitzelu ng der Gefangenen. hohe Arbeits nor­
men. Geradezu kleinlich- schikanöse Reglementi eru ng und DIsZI­
pl inierung im militänschen Sinne waren demnacll f(lr den Vollzugs­
alltag cha rakteri stisch . Namen tlicll in der Sonderstrafvoll zugs­
anstalt Bautzen II waren vi ele bekannte Persönlichke iten (au s 
politischen Gründen) inhaftiert: zu ihnen gehörten - neben Fncke 
selbst - z.B. die Philosophen Rudolf Bahro und Wollgang Harich 
sowie der Schriftsteller Erlch Loest. Besondere Sctl werp unkte der 
Darstellung Frickes bilden die Gefangenenarbeit (und ihre eher 
mäßige Vergütung ). die gesundhei tliche Versorgung (die als relil ­
ti v ordentlich beschrieben wird). die ,.ku lturel l-erzie tl eriscll e Arbeit 
(die namentlich in der Indoktrin ierung der Insassen bestand ), di e 
Disziplinarprax is (d ie als schikanös geschildert wird) und die "poli­
tisch-operative Sicherung" (die sich nictlt nu r in Aufrecllterhaltung 
von Siche rheit und Ord nung erschöpfte . sondern aucll die ideolo­
gische Beeinflussung und Bespitze tun g vo n Insa ssen betraf) 
Einen Eind ruck vom Ausmaß der Reglementi erung verm itte lt die 
abgedruckte Hausordnung der Stra fvollzugsanstalt Bautzen vom 
4.11 1957 . Fri cke hat in seinem Be itrag außer Akten auch eine 
Fülle von Stud ien und Erfahrungsberichten ausgewertet. 

In einer zusammenfasse nden Darstellung lässt anschließend 
der Kirchenhi storiker Siegfri ed Seifert die kath olische Gefange­
nenseelsorge in Baut zen von 1904 bis zur Gegenwart Revue pas­
sieren . Die kurzen Absctm ltte verweisen auf die einzelnen Ph a­
sen . welc he die belden Anstalten seit der Jallrhundertwende 
durchlaufen haben : die Zeit des Kaiserreichs (1904-1919), der 
Weimarer Rep ublik (1919-1933), des NS-Regimes (1933-1945). 
der sowjetisch en Mi li tära dmrn istration (1945- 1950) . der DDR 
(1950-1989), der politischen Wende (1989/90) und seit dem Wie­
dererstehen des Freistaates Sachsen Deut lich werden vor allem 
die Probleme. vor we tche die Seelsorge ZWischen 1933 und 1989 
- wenngleich in recht unterschiedlicher Welse - gestellt war.Se l­
ferts Überblick bestätigt einmal mehr. .. wie stark diese speZifische 
Form der Seolsorge und kirchlichen Ve rk ündigung von dem jewei­
ligen politischen System abhängig Isl (S 197). 

tn einem kürze ren Beitrag befasst sicil Anstaltsleitcr JilCkel mit 
der Entwicklung der JVA Bautzen seit 1990. Er verbind ei seine 
übersich t mit einem Ausb li ck in die Zukunft. der ze igt, we lche 
Anstrengungen namentlich auf personel lem Geb iet noch erforder­
lich srnd, um den angestrebten Zustand der .. Normalität" tl erzu­
ste llen . Themen seiner Skizze bilden vor allem das Bauwesen, die 
Öffentlichke itsarbe it. die Person alsituation und die Insassenstruk­
tur. die sic ll in sbesondere unler dem Einfluss der Grenzöffnung 
erheblich gewandelt Ilat : demnach Sind in ZWisch en ca . 30 0

0 der 
Stra f- und etwa 60 00 der Untersuchungsge fan genen Auslä nder. 
Mit einigen kr itischen Bemerkungen zum (schlechten) Ru f de r 
(e instigen ) Vol lzugsanstalt Bautzen I schließt der Beitl'ilg . 

Den Band rundet e in Beri cht Fri ckes ij ber die Geclenkstätte 
Bautzen ab . Initiativen zur Errichtung einer Gedenkstätte, we lcll e 
die Erinnerung an poli ti sche Gewaltverbrechen sowie an staatli­
chen Terro r und Mord und dessen Opfer wachhalt en soll , gingen 
von ehemaligen politiSChen Häftlingen des SED-Regimes aus, die 
sich 1990 im sog. Bautzen-Komitee zusammenfanclen . 1994 kam 
es dann durch Erlass der Sächsischen Staatsregierung zur Grirn ­
dung der Stiftung ,SächSische Gedenkstätten zur Erinnerung an 
die Opfer politische r Gewal tll errschafr Diese Stiftung wurde aucll 
Trage rrn der Gedenkstätte. die Im Herbst 1996 - mit Unterstützung 
des Freistaa tes und des BundesInnenminis teri ums - ih re Arbei t 
aufgenommen hat. Schwerpunkte dieser Tätigke it bi lden der Auf­
und Ausbau einer Dauerausste llung Lur Geschlcllte der Ba utze-
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ner Anstal ten - namentlich zu Zelten pOlit ischer Ve rfolgung -, eines 
Dokumentation szentrums und eines Zeitzeugenbüros. Darüber 
hillaus soll die Gedenkstätte als Forum für Archivforschungen zur 
Geschlcllte des Bautzener St rafvollzugs dienen. 

Der IIlfo rmat ionsha lt ige und lesenswerte Band schl ießt mit 
Kurlblographlen der Autoren . 

Helnz MLllle r-D ietz 

Hans-Heiner Kühne, Strafprozessrecht: Ein Lehrbuch 
zu m deutschen und europäischen Stra fve rfah re nsrecht, 5. 
völ lig neubearb . u. erw. Auflage, CF Mülle r, Heidelberg 
1999. XXX I. 583 S Gebunden . DM 128.-. 

LellrlJücher zum Strafprozessrecht gibt es bekanntermaßen 
einige. Wenng leich sie vom Zuscllni tt her sowie hinslchtlicll der 
angesprochenen Zie tgruppen oftmals mehr oder wen iger sta rk 
van lc ren, stehen sie clennoch grundsätzlich in Ko nkurrenz zuein­
ander. Die einze lnen Autoren haben es daher allemal schwer das 
eigene Profi l zu schä rfen und die Leserschaft gerade für illr Buch 
einzunehmen. Seit dem Erscheinen der Erstauflage im Ja hre 
1978 vermocll te Sich das Lehrbucll von Kühn e indes recht schne ll 
und problem los zu etabli eren. Sowohl bei Studie renden als auch 
bei Pmkti ke rn fand das Werk wegen der gleichermaßen gefälligen 
wie Informativen Darstellung des Stoffes sta rken Anklang. Aus­
sch laggebend hlerfur war Sicherlich auch das meh rfach vom Ver­
fasser zum Ausdruck gebracll te Anliegen , In seinem Leh rbuch den 
von Karl Peters geprägten Begriff der St rafprozesslehre auszuflr l­
len und bei der wissenschaft li chen Ause inanclersetzung mit dem 
Verfallrensrecht eine praxisorientierte Th eorienbil dung zu favo ri­
sieren. Diese Ausrichtung ve rsprach eine ebenso fund ierte wie 
lebha fte Erö rteru ng stra fprozessuale r Stru kturen. Prinzipien und 
ProlJleme. BIS zur 4 Auflage, die 1993 erschien und desha lb 
zuletzt in manchen Teilen überarbeitungsbedü rftig erschien , erfuhr 
das Lehrbuch die notwendigen Aktua lisie rungen , blieb jedoch im 
Ubrigen wei tgehend unve rändert. 

Mit der jetzt vorlle(:j8nden völlig neu bearbeiteten und erweiterten 
5. Au flage befindet Sich das Lehrbuch mit der Bearbeitung von lite­
ratu r und Rechtsprechung wieder auf dem aktuellem Stand (,.minde­
stens 15. Juni 1999') Darüber hinaus ist mit dem Wechsel von der 
vlerl en zur fClrlflen Auf lage auch ein bemerkenswerter qualitativer 
Sprung verbunden. Kühne dringt. wie der Titel be re it s annonciert , mit 
seinem Lell rbuch zum deutschen und europäischen Strafverfa h­
rensrecllt gewissermaßen 111 eine neue Dimension vor Daneben 
liegt mit der 5. Au flage ein sogenanntes Großlehrbuch vor. 

Während bereits ill1 der ersten Auflage - und jetzt natü rlich auch 
in der 5. Auflilge - die Europä ische Menscllenrechtskonvention, die 
in ih rer Bedeutung fü r den Individuellen (G rund-) ReChtsschutz 
geg0.nüber stailt lichen Elngrr ffsmilßnahmen sowie der Absich e­
rung prozedura ler Garantien keinesfa lls unterschätzt werden da rf. 
als strafprozessuale Rechtsquell e die Ih r geb(jhrende Aufme rk­
silmkelt erfuhr, trägt der Ve rfasser nunmehr der zunehmenden 
Europä isie rung IJzw. Int0.rna tionalislerung der Strafr0.ch tspflege 
verstärkt Rechnung Hier SChläg t sich zugleich dlo weiter wClc hsen­
de Bedeutung der Strafrech tsvergleichung nieder Diese weck t 
7l1m einen aus den untersch ied lichsten Motiven heraus die Neu­
gier il lif ande re Verfil ilrensordnungen und deren SpeZ ifika. gene­
nert lllln anderen aber auch schlicht Inforrnati onsbedürinisse: Ins­
besonder0. rla rm . wenn esdarum geht sich in einem ersten Zug riff 
elncn mehr ills nur kursonschen Uberblick verschaffen zu wollen. 
Beldes fiingt Kilhn0. geschickt au f. Im Ansch luss cHl die Darstellung 
cler Reclltsquellen fijr das Strafve rfilhrensrecht (§ 2) in deren Ra ll­
Illen die EM RK, wie eh0.denl. als Exkurs behandelt wird. geht er In 
cinem neuen , w ößeren. 7U Recht noch in Frageform g0.kleideten 
Abschnitt auf dils Europalsche St rafverfahrensrech t (§ 3) ein. Das 
siebte. di-1S Lehrbuch abschließende Kapitel ist sodann einer brel­
len Eintührung In die S tr il f v(~ rfahrenssysteme europäischer Nach­
bilrstili lten geWidmet Die wechse lse itigen BeZiehungen zwiscll en 
den fonnill getrennten Komp lexen we rden in Querverweise n. 
zumindest jedoch In den Fußnoten . ilu fgeze lgt. 

Unter (l0. r Uberschrift "E uropäisches Strafve rfahrensrech t?" 
behil ndelt Klihne ilusgehend von zwei anschil ulichen Beisplelsfäl -

len und einem ku rzen Prob lemaufriss die ganze Palette von eill­
sch läg igen Themen. die Sich ohne weite res unter dieses Vie ldeuti­
ge Rubrum fassen lassen. Denn das komplizierte . oftmil ls auch 
verwobene Rechtssys tem der EG kenn t - auch wege n des Feh­
lens der erforderl ichen Legi slilt ivkompetenzen - noch keine eigen­
ständ ige, supranationale Kodif ikation zum Strafverfilhrensrech t 
Mithin kan n es bislang jedenfalls nur da rum gehen. die Vielfä ltigen 
Einflüsse des Europäischen Gemeinschaftsrechts auf das natio ­
nale Recht sowie die Sich abzeichnenden EntWIcklungste ndenzen 
sa mt ihrer Dynamik ilufzuzelgen und zu gewichten. Demzufolge 
ist der Bogen weil gespannt Er relcllt vom sogenannten Interna­
tionalen Strafrecht In den Vorsch rift en der §§ 3 ff. StGB. die rr cht i­
gerwelse nur in aller Kürze angesproch en werden. über die kom ­
pliZierten, te ilweise vom Gemelnschilf tsrec ll t übe rlagerten 
zwischenstaatlichen Kooperallonsabkommen bis hin Zll den ver­
fahrensrechtlich einschlägigen Bestimm ungen des EG - und EU ­
Vertrags (ein schließlich des Amsterdamer Vertrages) sowie dem 
Schengener DurchfLihrungsübereinkommen (SOU) Dilm it in Ver ­
bindung stehen diejenigen (völker-)vertraglichen Bestimill ung. die 
die Bildung europäischer Ermi ttlungsbehörden (UCLAF, Europol ) 
In itiieren und die deshalb einer gesonde rten Behilndlung bedür­
fen . Den Visionären Schlusspunkt bildet schließlich der unter der 
Ag ide von Mireilte Delmas-Marty ent wo rfene . Corpus Ju ri s' Die ­
se r Entwurf enthält zwa r nur materie ll - und ver fahrensrec lltl iche 
Normen. die den Schutz fi skalischer Interessen der Gomeinscha ft 
inten dieren. Es fä ll t fre ilich nicht schwer zu prognostiZ ie ren, dass 
dem "Corpus JUrlS" be i der Entwicklun g eines - sektorillen oder 
umfassenden - Europäische n Straf- und Strafprozess rechts 
Mode llcharakter zukommen könnte . Kühne gelingt das schwlerrge 
wie amb iti onierte Unterfangen. die ri es ige StofffLllie in einer klaren 
Gliederung übersichtlich zu stru kturieren . die Grundzüge in ange ­
messenem Umfang anschauli ch darzustell en und die einzelnen 
Entwicklun gen vorsicht ig, jedoch unmissverständl ich zu bewerten. 

Für das SchlusskapI tel, das, wie be reits erwällnt. In die Strilf­
ve rfah renssysteme eu ropäiscll er Nachbarstaaten einfü hrt wur ­
elen fün f Länder ausgewählt . Der Selekti on li egt die Erwägung 
zugrunde. dass sich dann die wesent licll en Variilnten der ver ­
schiedenen europäischen Verfahrensmodelle repräsentie rt finden 
Im Einzelnen handelf es sich um England und Wil les, Frankreich . 
Italien , Osterreich sowie Itil lien. Abgerundet wird das Kapite l 
durch den Abdruck des strafprozessualen Teils des.Corpus Juri s" 
der an anderer Stelle des Lehrbuch s näher th ematiSiert wird (vgl. 
oben) . Bei der Darstell ung der Verfahrenssysteme der einzelnen 
Länder überwiegt natL:rrlid1 die Deskrip tion , wobei der Verfasse r 
ein ei nheit liches Schema zugrunde leg t. So wird. vo r allem um die 
Unterschiede und Gemeinsamkeiten tra nsparent zu macllen . dif ­
ferenziert ZWISChen den Rechlsquellen , dem Verf<Jhrensve rlilLlf. 
den Ve rfallrensbeteilig ten, d0.n Verfa hrensprr nziplen und den 
Zwangsmaßna llmen. Wer (Stril f-)Rechtsvergleicllung b0. treibt 
kann erm essen. welche Arbeit und Sorgfalt ilu fgewilndt werd 0.n 
musste , die Verf3hrenso rdnungen der ei nzelnen ausgewählten 
Länder zu exp lorr eren. Deshalb kann es Kü hne nicht hoch genug 
angerechnet werden , dilss ihm In diesem Kapite l seines Lehr­
buchs eine informative und funcl i0. rl e, gleichzeitig aber il uch kOIll ­
pakte . (Ibersichtliclle und anregende Darstell ung dive rser, für 
(west-)europäische Staaten Sicherlich r<:präsenta tive r Verfahrens­
mocle ll e gelungen ist. 

Nicht minder überzeugend und akrib isch Sind die iibngen KapI­
tel des LehrbucllS. die sich mit dem deutschen Strafprozess recht 
befilssen, gearbeitet. Die Beschäftigung mit dem deutschen Ve rtilil ­
rensrech t nimmt rn lt sechs Kapiteln d0.n größten Teil des Buches 
ein. Im Anschluss an eine Einführung (1 Kapltet) lehnt Sich die wei ­
tere Darstellung iln den in eier StPO vorg<:ze icllneten GilnC] des 
Strafverfah rens an. wobe i der Stoff in der gehotenen Untergliede­
ru ng weiter aufgefächert wird. Ohne slc ll In Detili lfragen aufzurei­
ben , werden die jeweils einschlägigen gesetz llcllen Vorschrifte n, die 
strafp rozessua len Strukturen und Prinzip ien. <Jber ilucll die 
bereichsspezIfischen dogmiltlschen Probleme erört ort und kn tlsch 
reflekt ien. Exemplarisch sei <\LI f die Ausführu ngen zum Offentt lch­
keitsgrundsatz (§ 41 ) ve rwiesen. Neben der gegenwäl1igen Bedeu­
tung dieser durchaus ilmblvalenten Prozessmilx ime und Ihrer 
gesetzliChen Ausgesta ltung wird auch m rt die aktuell e Diskussion 
um die Zulässigkeit von Fernsehaufnahmen in der strafgerrchtlichen 
Hauptverhandlung und die verfahrens- wie verfilssungsrecllt llche 



Hal tbarke it des In de r Vorschrift des § 169 S 2 GVG kodi fi zierten 
Au fnahmeverbots eingegangen. Durchaus in Uberelnstimmung mit 
verschiedenen . Im Vordringen be flncJ lichen Au ffassungen tendiert 
der Verlasse r n1 1t Bl ick auf die bisheri ge Rechtsprechung des Bun­
desverlassungsgenchts zu einer Lockerung des Verbots. 

Bel de r Dars tellu ng der rechtl ichen Grundlagen des deutsc hen 
Strafve rfahrens tre ibt Kü ll ne anson sten die krim inalpoliti sch 
slche rllcll nicht unberechtig te Sorge um . dass .,das Stra fve rfa h­
rensrecht - in Verbindung mit den Polizei recllten der Länder - vom 
anlassorientiert en EIngriff srecht In elll immer a llgemeiner wirken­
des Kon tro ll- und Uberwachungsrecht" um funk tion iert we rden 
kön nte. Damit Is t einerseit s gemeint. dass die Grenzen zwischen 
prävent iven und re press iven polize ilichen Maßnahmen zuneh ­
mend di ffus we rd en, so dass eine kl assisc ll e, n ich t zul etz t fre i­
heitss lchernde Unterscheidung ve rloren zu gehen droht. Ande re r­
seits Wird befCI rchtet. dass die bisheri ge. eie lege grundsätzlich auf 
Koope ra tioil angeleg te Rollenverteilu ng unte r den Verfah rensbe ­
teili gten abge löst werden könnte durch eine (ve rfahrensschädli­
che ) Fron tstellung, bei der sich das Gericht und die Staatsanwalt ­
schaft El uf de r einen Seite sowie die Verteidigung auf der anderen 
Seite gegenübe rstehen. Diese Entwicklu ngstendenze n werden an 
versc hi edenen Stellen In der einen oder anderen Welse aufgeg rif­
fen. Si e finden sich beispie lswe ise In den Passagen zu m Ennitt ­
lungsverlahren ebenso wieder wie bel der Erörte run g einzelne r 
strafprozessu aler Elng nffs- und Zwangsmaßnahmen 

Das Lehrbuc ll ka nn Praktikern wie Studenten zur Lektüre emp­
foh len werde n. An gesprochen sind darübe r hinaus aber aucn 
len e, die an Fragen der Europä lsieru ng bzw Inte rnat ional isierung 
des Stra fp rozess recll ts interess iert sind. ode r die für Fragen der 
Straf rechtsve rgle ichung aufgeschlossen sind . Denn es ist evident. 
dass In einem nach Innen offenen Europa das Strafrecht nicht 
mehr als sakrosanktes BeSit zt um des um vermeintlich genuine 
nat iona le Kompetenzen eifersüchtig ringenden EInzeistaats 
betrachtet we rde n kann Demzu folge Wi rd Sicher lich das Bedürf­
niS nach ent sp rechenden Info rma ti onen - auch be l denen. d ie sich 
fur diese Themen bisher nich t erwä rmen können - deutlich zun ell ­
men . Hier liegen denn auch noch die Potentiale eines Buches, das 
als Leh rbuch zu m deutschen und eu ropä ischen Strafverfahrens­
rec ht vorgeste llt Wird . So sollte, Kühne selbst deutet dies an , das 
Siebte Kapitel weit er au sgebaut we rd en . Auch wä re zu überlegen , 
die Abschni tte zu m Europä ischen Strafverfahrensrecht und zur 
EMRK - letzlerer Iristet formaliter das Dasein als Exkurs (§ 2 11 ) -
aus dem ers ten Kapite l. das mit "A llgemeines' übe rschri eben ist. 
herauszu lösen und zu ve rse lbsts tändigen . Nich t zul et7t wäre es 
wLlll schenswert , dass vermehrt Bezüge zwischen der Da rste llung 
des deutschen Stra fver fallrensrechts und den Ausfü hrungen zu 
den europäl scll ell St ra frechtssystemen herges tellt werden , 
Jedocll zu r Klarste Il ung Dass solche Anregun gen formuliert wer­
den. Ist durcll dCl S niveauvo ll e Wr. rk se lbst provoziert. Der Ein ­
druck, dCl ss es Sich um ein beachtliches, wegen der Intr.rnat lona ­
len Au sriclltung vi ell eicht sogar zukunitswelsendes Lehrbuch 
handelt. Wi rd Ill erdurch In keine r Weise geschmälert. 

Guido Britz 

Sandra Kuban: Das Recht der Verwahrung und Unter­
bringung am Beispiel der "Irren gesetzgebung" zwi­
schen 1794 und 1945_ F rankfurtiMa in Peler Lang 1998 
(Eu ropäische Hochschu lschr iften Reihe 2, Rechtswissen­

schaft ; Bd. 218 1) 208 S .. brosch ., DM 69.-. 

Es gib t unte rsc ll ied llc ll e Fo rm en des F re iheitsen tz ugs lür 
delinqu r.ntr. Mr.nschen, von denen der Strafvollzug , zumindest f(i r 
die LeserInnen und Leser olr.ser Ze itschrift. der bekannte re ISt 
Für schulel -unfählge und daller auch nich t- bestrafbare , psychIsch ­
kra nke Str<lftilte r eXi st iert in der Bu ndesrepu blik das Recht zur 
Un terbr ingung In einem psycllia tnschen Krankenha us (§ 63 StGB) 
bzw. die Einweis ung in eine Heil - und Pfl egeanstalt zur Beobach ­
tun g (§ 8 1 StPO) Diese lusti zle llen Mög liChke iten bes tehen je­
doch - wen n cl uch in il nderer Fo rm - ers t se it dem Erlass des 
Gewoh nheitsve rbreche rgeset zes vo m 24 . November 1933, das 
ze itgle ich mit dem Geset z zu r Verhli tung erbkranken Nachwuch -
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ses zum Jahresbeginn 1934 in Kraft getreten war. Das Relch s­
stra fg ese tzb ucil von 187 1 hatte fahrze hn telang bei Unzwech­
nungsfäh igkei t ledig lich die Strafl osigkeit des geistesk ranke n Kn­
minell en vo rgesehen nicht d ie JustiZ, sondern die Verwa ltung in 
der Gesta lt der Ortspolizeibehörde libe rnah m die weitere "Betreu­
ung ' des Del inquenten und konn te ih n auf Lebensze it in ein e 
Irrenanstalt ei nwe isen. 

San dra Ku ban hat Sich In ihrer hil nnove raner Dissertation von 
1997 (Betreuer Prof Dr. HInrIch Rliping) der MLlhe unterzog en, 
den normativen EntwIck lungsweg der Be lland lung der sog. 
gemei ngefährlichen Geistesk ranken vom Erlass des preußischen 
Alloemelnen Land rechts bis zu m Ende der NS-Zelt nilchzuvollzie­
he~ Akribisch listet sie fü r das Land Preu ßen, dessen redltllche 
Rege lungen aucll für das Deutsclle Reich nach 187 1 maßgebend 
wurden, di e di esbezLigli ch erl assenen Gese tze, Ve ro rdnungen 
und Erlasse au f. Obwoll l bereit s die preußISChe Verfassung von 
1850 den Gesetzesvo rbeha lt für den Fa ll e in es Freiheitsen tzugs 
vorgeschri eben und elas ALR von 1794 der Justiz d ie Zus tci nd lg­
ke il für die Einweisung der damals "WahnS innige' und "BlödSinni­
ge' genannten Personen zugewiesen hatt e. Is t fLH ctilS 19. Jah r­
hundert In dieser Frage eine schleicllende , aber zum Schluss 
vollständ ige Entmachtung eier Jud ika ti ve zugunsten der Ex ekuti­
ve, de r Po li zei , festzuste ll en, Di e rasCl nte Entw icklung der Ncr tll r­
wissenschaften , In diesem Fall de r Medi/ ln , Illsbesondere dei 
Psychiatrie, führte daz u. dass das Delltungsmonopol elber di ese 
Form des abwe ichenden Verh altens cfer JUStiZ entzogen wurde 
Mit der wachsenden Bedeu tung recht ssta at licher MaßstdtJe 
gegen En de des 19. Jahrhunderts wuchs der Widerstand geqen 
diese Form des verwa ltungsmäßIgen Freilw it sen tzug s. der für 
den/die Betroffene/n o ftma ls seHl weiteres Le l)ensscll icks Cl I biS 
zum Tode bestimmte. Ein e ..Irrenrechtsreformbewegung" und spe­
zielle Uberlegungen Innerhalb der allgemeinen StrClf rechtsre form­
del)3tte führten zu Beginn der Weilllarer Republi k zu einem 
Reichsgesetzen twu rf. der a llerdings nie Gesetz wurde . 

Ku ban gell t ausführlicll auf elie einzelne n Versionen der Straf­
recllt sreforlll entwLlrfe der Jahre 1909 bis t 930 in Bezug auf d ie 
Behandlung der ge isteskra nken StrClltäter e in . Da riiber hinaus 
erweitert sie für d ie NS-Zeit Ihren BlickWinkel Jetzt ge raten auch 
die .,Praxls" in Forlll der nat iona lSOZialistisch en .. Euthanasle "­
Mord e und die Reaktionen der Gesellschaft auf das Problem der 
Behandlung der Geistesk ran ken Ins Blickfeld, Insgesamt ka nn sie 
Jedoch einen .,Slegeszug' der Rechtss taa tll c ll keit in diesem 
Bereicll de r RechtsgeSChichte konstatieren: Wi e hereits 1111 ALR ist 
auch heute Wiede r die Justi z Im KOlllpelenzbes ltz über di e Einwei ­
sung der psychisc ll-k ran ken Straftäte r. Diese Erfo lgsgesch ichte 
gel ingt ih r a llerd ings nu r, da sie das nati ona lsozialis tische 
GeWOhnheitsverbrechergese tz ohne we itere Beelenken In die .111 -
gemeine Strafreciltsre forlllgesch ichte einbett et. Dies stört eben ­
so. w ie ihrp. Argu mentation gegen eine "Veran twonl ichmac llung" 
der Konzep te des Nestors eier "M odernen Sc llule" Fran z v. lI szL 
für die Tätertypen lell re der natlona lsoziillistl sc llen Strafrecll tsw lS­
senschaft in keinsler Wei se übe rze ugt Im Problelll der kri mine l­
len Geistes kranken spitzte Sich die Argument.1tlon v. l.is/ts von 
der "Unschädll chmachung" der "LJ nve rbesse rli clle lY Krim inellen 
exp lizit zu: nich t von ungefällr lös ten geril cf() se ine Auße runoen 
über die Unmögl ichke it. die Behandlung qemernge fii llrlic iler Ge is­
teskranker und geilleingefi'ihrli cher Verbrecher sowohl beg riffll cll 
a ls auch in der Prax Is von ein ander zu trennen ("Die begnffllche 
Scheidp.wand Lwiscll€n Verbreche n und Wah nSinn weicht und 
fä ll t ' 1896) di e erbitterte Reak tio n seill es Wldersil chers .Hlf Sei­
ten de r "KlaSSiker" Karl v. Birkmeyer, aus, der die .1 l1 frLitte lncJe 
Frage stellte "Was lasst v. Ll sz t vom Strafrec llt Ll brig?" Insgesamt 
feil it der Arbeit ein wenig die stringente erk enntnlsle il endu ArtJe lis­
hypothese, was auch am etwas verwirrenden Autbau des Buches 
deutli ch wird, Kubans Stärken liegen In ihrem norllla ti v-rech tshIS­
tOrl schen Teil , der von einer nützlichen "Chron oloq ie der Recllts­
quellen" ergä nzt wird . Ihr interdis ziplinär angeleg tes Tilellla birgt 
Jedoch noch Inte reSSil nt() Fragestellungen ZUIll Verh illtn is von 
JUlIsdiktion unel Ve rwa ltu ng (MedIZlnalwrwaltung . Poli ze i I Im 
SOZialen Interven tionsstaa t des 19. und 20. Jahrhundert s Imd zur 
Frage des "Fortschritts' In de r Rechtsgesc ilich te 

Rainer Möhler 
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Gefährdetenhilfe Scheideweg e. V. (Hrsg.): Strafvoll­
zug braucht Gesellschaft - Perspektiven für ein ehren­
amtliches Engagement aus christlicher Verantwor­
tung, BSDG-Verl ag , Hückeswagen 2000. 108 S. DM 9.95. 

Im Herbst 1999 fand in Lobetal bei Berlln das .1 4 Internationa­
le Kontakttreffen ch ri stl icher Gefährde tenhi lfen' statt. Wicht ige 
Aussagen dieser Tagung sind in dem vorli egenden Büchle in 
zusammengefasst. IITI erst en Beilrag stel lt Klaus Koepsel Präsi­
dent eies Justl zvollzugsalTlts Rh einland . knapp und anschau li ch 
dar. was In den vergangenen mehr als dreiß ig Jahren auf delTl 
Wege zur Strafvollzugsreform erreicht wurde . Eine solche Über­
sicht ist wic htig . weil jüngere ehrenamtl iche Hel fer ebenso wie 
selbsl Mitarbeiter des Strafvo ll zugs der Meinung sind . es habe 
sich sei t unvordenklicher Zelt schie r gar nichts verändert. Andere r­
se il s blieben WIChtige Fragen ungelöst. Die angemessene Entloh­
nung der Ge langenenarbei t und die volls tändige Einbeziell ung 
eier Gefangenen In das System der sozialen Sicherung sind Bei­
spiele . Neue Probleme traten hinZU. bei denen Sich Lösun gen 
noch nicht einmal abzeichnen Drogenabhän gige und Ausländer 
sowie die Arbeitslosigkeit im Ge fängnis. Wichtig ISt die Absage 
des Ver l. an ein .. bloß sicherndes Einkerkern vo n Rech tsbrechern"" 
(S23) . weil es verfassungswidrig. vo r allem aber weil es mit dem 
cllri stli cllen Men schenbild nich t zu ve reinbaren wäre. Den cl,rls tli ­
chen Gefährdetenhilfen komm t die Aufgabe zu. die menschlichen 
BrClckenschläge ZWischen el en Strafffäll igen und den Mitbürgern 
zu bewirke n. eine Aufgabe die eine Staatsverwaltung wie der 
Stra fvollzug nicht lei sten kan n (S 26) 

Der lolgende Beitrag von Klaus Lange-Lehngut behandelt das­
selbe Th ema au s der Sichtwe ise des Le iters einer großen Voll ­
zugsanstCllt in Berlin. der JVA Tegel Er schilde rt in sbesondere die 
organisatOri schen Veränderungen Im Voll zug. die den Anstal ten 
im Vergleich zu frClher wei te HandlungsspIelräume gegeben. 
Ihnen damit aber zugleich eine größere Verantwortung auferlegt 
I,aben Ebenso Wie Koepsel bekennt er sich zum VollzugszIel der 
Behandlung und rec l,net dam it. dass es auc tl kClnft ig keine Sta ­
gnation geben wird. sondern dass die Notwend igkeiten der Verän­
derung als Möglichkei ten zur FortentWIck lung des Systems 
genutzt werden (S 42) . 

Der BeltrClg von Rolf Keicher. DIakonisches Werk der Evange­
lischen Kirche In Deutschland. besc llreibt die marktwirtschaftliche 
Umformu ng der Sozia len Arbeit in Deutsc l,l and. wi e sie sich am 
deutl ichsten im Pflegebereich entwiCkelt habe (S ,48). Er Sieht die 
Gefahren dieser Neuerungen. weil slc l, die fre ien Anbleter natur­
gemaß die Bere iche auswäh lten . auf denen ohne ein zu großes 
RiSiko Gewinn zu erzielen sei. und der traditionellen Freien Wohl­
lahrtspfl ege die Wirtschaftli ch problema tischen Fe lder überließen 
Eine Kehrtwende Ilä lt er jedoch schon aus GrClnden der EntWick ­
lung eines ein heitlichen europäiSC hen Wir tsc ha ft s raumes lür 
unmöglich Bedenkllcll erschelllt ihm. dass Sich die heutige Pol itik 
wenig um die Erfilhrungen und Auffassungen der ch ri stli ch ve r­
standenen SOZia larbe it kümmere. Das sei kürzlich zum Be ispiel 
deutl ich geworden. a ls eine ausführliche Stellu ngnahme der Wohl­
filhrt sve rbände zum Entwurf eines Untersuch ungshaltvoll zugsge­
setzes. soweit ersichtlich . keine rl ei Auswirkungen aul das bisheri­
ge Gesetzgebungsverfahren gellabt habe Die abschließende 
Forderung lautet deshil lb: Dia konie - und dam it die Straffäl ligen-
11ilfp. - muss wieder Poir tlkkompetenz gewinnen (S. 56). 

Im lwelten Teil des Sammelbandes Sind die Posit ionspapiere 
der Bundesarbeltsgemeinschalt seelsorgerllch-diakonischer Ge­
lährdetenhilfen aus den Jahren 1996 bis 1998 abgedruckt. Den 
sorglältig erarbe iteten StellungnClhmen fregt die christlic l, begründe­
Ie Au lfassung zugrunde . dass Kri mina lität und Drogensucht nicht 
ausscllireßllch Problemfelder Im Zusammenleben der Gesellschalt 
Sind . die Sich gewissermaßen abkapseln und durch Ausgrenzung 
ungelii ll rlich machen lassen. Nach christlicher Auffassung laute der 
Auftmg . elen In Not geratenen Mitmenschen zu helfen. sie zu bes ­
sern und ihnen in der Gemeinschaft einen Platz einzuräumen. Inso­
lern blillJcht der .Strafvollzug Gesellschaft". 

Das Büchlein ISt nicht nu r für chris tlich orrentlerte Leser eine 
anregende LektllIC. sondern für jeden. der au f dem Gebiete des 
Strafvoll zugs tiltlg ist. zumal all e Sich dort für Hilfe und Betreuu ng 

engag ierenden beruflichen und eh renamtlichen Mitarbei ter In den 
schwi eriger gewordenen Zeiten auf enge Zusammenarbeit ange­
wiesen Sind . 

Karl Peter Rotthaus 

Heinz Müller-Dietz: Recht und Kriminalität im literari­
schen Widerschein, Gesammelte Au fsätze , Ju risti sche 
Zeitgeschichte . Abteilung 6, Recht in der Kunst. hrsg. von 
Prof. Dr. Gunter Reiß und Prof. Dr. Dr. Thomas Vormbaum. 
Band 1, Redaktion Bu rkhard Schoofs, Nomos Ve rlag. 
Baden-Baden 1999, 240 Seiten Geb., DM 78,-. 

Der Ver!.. Heinz MClller-Dletz . neigt zu .GrenzÜberschreitun ­
gen so der Tite l eine r im Jahre t 990 erschienenen Sammlung 
von Aufsätzen ... zur Beziellung zWlscl,en Literatur und Reclll " Der 
vorliegende Sammelband fasst weitere Aufsätze zusammen. die 
zume ist seit dem Erscheinen des früh eren Werkes entstanden 
und anderswo erstmals ve röffentl icht Sind . Er Ist deshalb eine 
Fortsetzung und Ergänzung des ersten . 

Der einleitende Be itrag behandelt das grundlegeneie Tl, ema 
von .sprache und Rec ht". Es is t eine merkwürdige Erscheinung. 
dass gerade in der Jurisprudenz. die sich frlJh um ei ne eigene 
Sprache oder wenigstens um ein Arsenal von Fachterm ini bemlJht 
hat. so vie le sprachliche Missverständnisse au fgedeckt werden . 
Oft lässt ein Gese tzes- oder Ve rtragstext das Gewo llte nicht klar 
erkennen ode r es werden - wie Viele RevI sionsurteile ze igen -
spracl, liche Formu lierungen missverstanden und dadurch bei der 
Rectltsanwendung Fehler gemacl, t. Der junge RechtswIssen­
schaf tl er muss die Rec htssprache. se lll Wichtigstes Ha ndwerks­
zeug. erle rn en . Anderersei ts ist diese Fachsprache. we il sch wer 
zugän glich . Gegenstand heftiger Krrtlk und oft bitteren Spottes der 
Laien. - Eine andere Schni ttste lle ist die Transfonnation der unter 
Verwe ndung und mit Hilfe der Rechtssprache gewonnenen Ent­
sche idungen In die Allt agssprache. Da s geschieht elnm211 bei 
deren öffentliCher Verkündung. bei der Sich die Juristen oft wenig 
Mühe geben und es an Einfühlung in die alltägliche Sprachwelt 
fehlen lassen. Die Vermittlung ISt aber auch Aufgabe der Medien . 
die dabei ebenfal ls nicht immer erfolgreich sind . Der Grund kann 
die Schwierigkeit der Übertragung sein oder aber mit dem Zwang 
zur Skandalislerun g zusammenhängen. Das Tllema Ist ein weites 
Feld . Der Verf schließt mit einem Wo rt von Canetti : Man muss 
aufhö ren. bevor man all es gesagt hat (S. 45). 

Der zwe ite Beitrag führt näher an das Fachgebiet des Ver! 
heran : .Krimina lstrafe( n) und Literatur". Krrm inalfälle sind seit je oft 
Gegenstand literarischer Darstellung gewesen . wie umgekehrt 
den Strafrech tler hlstorrsche Fälle. selen sie nun Gegensland 
eines St rafverfaillens gewesen oder nicht. als Tatsacl,engrundla­
ge für den lurist ischen Diskurs dienen In neuerer Zeit aber voll ­
zog Sich In der Lit era tur - ähn lich wie In der Krimi nolog ie - ei n 
Paradigmenwechsel. .,Die Mechanismen und Systeme dieser 
Kontro lle - vor allem die Prozedu ren und Formen des Stra fens 
selbst - (avancie rten) zu Gegenständen Ilte raril istorrsche r Analy­
setS 56) Als Beispie l dient dem Ver!. zunächst das auf vi elen 
Ebenen wi e der Litera tur- , Soz ial- und Strafvoll zugsgeschichte 
angeSiedelte Werk vo n Meyer-Krentler (iber die Prügelstrafe .WIII­
komlll und Abschied'. das - u. a. - die lange verbreitete Rohrstock ­
pädagogik entlarvt. .. Nicht nur dem un botmäßigen Außenseiter. 
sondern auch dem Nachwuchs (wurden) lilie Regeln und Mora l 
sowie die vorherrschenden Verhaltenskodl zes einzubläuen ver­
sucht'" (S 62 ). Das zwe ite Beispiel ist MLlller-Seidels Ana lyse von 
Kafkas Erzählung .In der Strafkolonie' Die düsteren Bilde r dieser 
Erzäh lung ve rmitteln 111 besonderer Schärfe ..leidvoll erl ebte. 
durch littene St raferfahrungen"" (S 72 ). 

Der dri tte Beitrag befasst sich mit den zahlreichen Beispielen. 
in denen die .Literarischen Texte in kllm inologischen We rken' das 
Material für fachwissenschaftliche Erörteru ngen bi lden. Die Fra ­
gestel lung is t überaus ergiebig. Der stattli cllen Zall l der Kriminolo­
gen steht eine noch we it größere Zahl von Schriftstellern gegenü­
ber. Beide Gruppen finden slcll In dem urnfangreicllen 
Fu ßnotenapparat wieder. - Gegenstand des vierten Beit rags 
.lIterarische Metamorphosen eines Kriminalfalles Ist ein sensatio-



neller von zwei Frauen begangener Mord an dem Ehemann der 
einen von ihnen. Der Prozess erregte Im Berlin der zwanziger 
Jahre großes Aufsehen. Alfred Döbli n tlat den Prozess beobach­
tet und den Fall erstmals literari sch bearl)eitet Robert Musil des­
sen Studie in einer Rezension behandelt. Beide ze igen . dass den 
Bem ühungen um Ein fü hlung . um Ve rstä ndn is Grenzen gesetzt 
sind . so dass es bereits an der Grund lage für die Bewertu ng fehl t. 
Elfri ede Czurda hat den Fall Anfa ng der neunziger Jahre erneut 
als Stoff eines Romans verwendet. Bei ih r steht im Vordergru nd 
die .. exakte Benennung. Ja Demaski erung männldl dominierter 
Herrscha ft ss trukturen und Machtmechanismen' (S t 07) Die Ehe 
ist ni cht nur Gefängni s. sie ist Folt erkammer. Damit erh ebt sie 
scha rfen Protest gegen grun dlegende . hi stori sch gewachsen e 
und fest verankerte gesellschaft liche Strukturen. 

Bereits In einem Beitrag zu dem erwähnten früheren Sammel­
band hat der Ver! . ebenso gründlich wie erfolgreich Annäherungen 
an das hocJl komplexe Werk von Robert Musil versucht. Mit sei­
nem Beitrag .Moosbrugge r. e in Mann mit Eigenschaften' greift er 
diesmal eine .Geschichte aus dessen Hauptwerk .Der Mann ohne 
Eigenschaften' heraus . eine Geschichte . die fü r dieses Werk zen ­
trale Bedeutung hat. Sie handelt von einem Prostituierten mörder. 
einer Figur. wie sie ällnlich die Praxi s von Rechtsprechu ng und 
Psych iatrie beschäft igt hat Musil zeigt an diesem Beispietsfall 
nicht nur die Unzutänglichkeit des Inst rumen tariums . das Rich tern 
und PSYChiatern zur Verfügung steht. Der Fachterminus .borderli­
ne case . der auf Moosbrugger wie zu geschnitten erscheint zei gt 
bere its diese Hil flOSi gkeit . .. Vielleicht könnte man die Darstellu ng 
der Moosbrugger-Fl gur sogar als In Lite ra tu r gefasste .nega tlve 
Dialektik ' e iner Strafrechtsphilosophie lesen' (S 14 1) Die 
Geschichte war aber auch mit Recht Gegenstand litera ri scher 
Betrachtungen. die von wesent lichen Bedillgu ngen des 
Men schsein handeln . 

Der siebente Beit rag behandelt Döbli ns Be rlin er Mordfa ll und 
die Figu r Moosbruggers unter einem ausführli ch en Tite l. der 
schon als Inhaltsangabe gelten kann (Ich-) Identi tät und Ve rbre­
chen: Zur II terariscllen Rekonstruktion psycJliatrisc ll en Wissens 
von Zurechnungsfähigkeit in Texten Döbli ns und Musils. Der Ve rf. 
hat Ihn 1989 au f einem Passa ue r in terd iSZiplinären Koll oquium 
vorgetragen. Er ISt ein BeweiS . wie fruchtbar solche Veranstaltun­
gen Si nd . wenn es - wie hier - gel ingt. den Diskuss ionsgegenstand 
für alle Beteiligte n anschaulich darzustell en 

Bei dem Aufsatz über Ingeborg Bachmanns Erzätllung . .Ein Wil­
dermuth" geht es um einen Vatermord zwar. aber um einen im 
Grunde alltäglichen Krimina lfall. bel dem der VorS itzen de Richter 
und der Angeklagte denselben Namen tragen. ohne jedoch ver­
wandt zu sein. Das Geständnis der Tat bei wechselnden Eintas­
sungen des Angeklagten zu Motiven und Nebenumständen macht 
den Fal l aucll nicht weiter ungewö hn lich. Für Richter Wildennuth 
aber Wird dieser Fall - ausgelöst wohl du rch die Namensgleichheit 
- L U einem bedrohlichen Einbruch in seine Welt. so wie er Sich in 
Ihr eingerichlet hat In der bürgerl ichen Enge seine r ErZiehung und 
In seinem richte rliche n Beruf war ihm der hohe Wert der Wahrhe it 
als eille Selbstverständlichkei t erschienen. Nach den Eindrücken 
dieses Strafve rfa hren s genügt illm Jetzt nicht mehr die "relative . 
ausschnitthafte . fragmentarische und subjektiv gebrochene Wahr­
heit'. wie sie im prozessualen Disku rs entsteht (S. 189 ). Wilder­
muth Wird we iter suchen nacll jener Wahrheit. die über all den uns 
vert rauten. landläufigen Wallrhelten steht. 

Der vorletzte. achte Beitrag befasst sich Init dem .Werk und der 
Persönl ichkeit Albert Drachs. Auch bel den anderen Beitragen. die 
ein zelne Schriftstell er betreffen. hat der Ve r! . biografi sche Skiz-zen 
vo rangestetlt. Weil abe r Albert Drach außerh alb der li terariSChen 
Welt kaum bekannt ist. bringt er hier eine ausfüll rliclle Lebensge­
sch ichte des langen. wechse lvollen Leben s dieses Wiener 
Anwa lts und Schriftste lle rs (1902-1995). Traumatisch waren die 
Jahre der Verfolgung als Jude. die er unter schwierigsten Bedin ­
gungen 111 Frankreich Clbellebte. Sie hlllderten Ihn jedoch nicht. in 
sellle Heimat. nach Wi en. zUflJckzukehren. Die be iden vorn Verf. 
aus dem li tera ri scilen Werk ausgewählten Roma ne "Das große 
Pro lokoll gegen Zwetschkenbaum" und "Untersuchungen an 
Madels' hat Drach in die Formen eines strafrechtlichen Protoko ll s. 
eilles künstlerisch überhohten freilich . gekleidet. So untersc llied­
lich die beiden .Geschlcllten· slild . geht es - zu nächst - auch in 
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diesen be lden Fallen um die Wahrheit und ihre Abbi ldung in straf­
prozessua len Akten. Zwetsch kenbaum Ist ein aus der Bahn 
geworfene r Talmudschü ler am Ende der Donaumonarchie. Die 
.Mädel sind zwei Anhalteri nnen. die von dem Fahrer. de r sie mit­
nahm. ve rgewalt igt wurden. Die Frauen stehen Im Verdacht. den 
Mann umgebracht zu haben. doch gibt es nur das Ta twerkzeug . 
einen Wagenheber. es fehlt die Leiche. In beiden Fällen sind de r 
Justiz die Menschen. ein wa ndernder Jude und zwei Frauen von 
ell er zwe ifelhaftem Ruf. nicht WIChtig. Es sind Fal le. die zum Ende 
gebracht we rden müssen. Al bert Drac h geht es über bloße 
Rechts- und JustiZkrIti k hinaus. Bei aller Bemü hung um Objekti ­
vi tät gelten die Sympathi en des Dichters seill en Protagonis ten. 
seine Intention gilt der Kri tik an einer Gese llschaft. die Außensei­
ter und Frauen unterdrückt. 

Frauen gibt es nur wen ige Im GefängniS. mit drei bis flinf Pro­
zent nur sind sie unter den Gefangenen vertrelen und damll elll e 
kle ine Minderhei t. Dementsprechend schmal ISt der Bere icll der 
"Gefangnls llteratur von Frauen '. von denen derzehnte und letzte 
Aufsatz handelt. Der Verf. gibt zunachst einen LJberblick übm den 
.Bestand . aus dem die Berichte über elas Erlebn iS der Gefangen­
schaft von Rosa Luxemburg und von Lui se Rlnse r herausragen Im 
Hauptteil der Arbeit befasst er sich mit dem Niederschlag. den ein 
vierwöch iger Gefängnisautenthalt in den Werken von Em my Bil il ­
Hennings gefu nden hat. Es Wird deutllcll. dass Frauen die Gefan­
genschaft ganz anders erleben als Männer. Natürl ich spielt di e Vor­
geschichte des Verlustes der Freiheit eine wichti ge Rolle. So mag 
man bei Emmy Hennlngs einen .. ana rchlstischen Einschlag konsta­
ti eren". zu dem die starre Gefängn isroutme einen scharf en Kon ­
trast bildet. "Aber ein wesentlicher Gru nd fLJr die un terschiedliche 
psychischseelische und lite rari sche Verarbe itung der Haft situ fl tion 
dLlrfte doch in der verschiedenart igen geschlech tsspez ifi sch en 
Sozialisa tion und den unterschi edlichen Rol len von Mfl nn und Frau 
in der Gesellschaft zu sehen sein" (S. 229). 

Dem Verf. und dem Verlag ist zu danken. dass er die Wich tigen 
Aufsätze. die - weil verstreut - nicht leicht aufzufinden wa ren. In dem 
vorl iegenden Sammelband erneut der Offent licllkeil vorgestell t Il al 
Der Leser ertah l1 eine Fülle von Anregungen. die das Recht mit sei­
nen vielfal tigen und oft widersprüchlichen Wirkungen auf das Schick­
sal der Menschen betreffen. Zugleich wird manch einer Lust bekom­
men. die besprochenen Werke der literatur (Wieder) zu lesen. 

Karl Peter Rotthaus 

Hinweis der Schriftleitung 
In de n Leserbri ef von Ma rga rele Adt (He ft 2/2000. Seite 

128) hat sic ll ein Druckfehler eingeschlichen. de n w ir zu ent­

schuld igen b itten . Im letzten Satz des zweit lelz ten Absatzes 
der e rsten Spa lte muss es statt "Therapieeinrichtung" "The­

rapierichtung" heißen. 
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Der Praktiker-Kommentar wieder in Neuauflage 

Calliess/Müller-Dietz 

STRAFVOLLZUGS GE SETZ 
Dieser Standard-Kommentar 
gibt umfassende und verläßliche Antwort auf alle Fragen, die sich den Praktikern des Strafvoll­
zugsrechts täglich stellen. Um die Anwendung und Auslegung des Strafvollzugsgesetzes zu 
erleichtern, bringt der Anhang eine Vielzahl sonst nur verstreut veröffentlichter bundesrecht­
licher Vorschriften, auf die das Gesetz Bezug nimmt oder die mit ihm direkt zusammenhängen. 
Vor jeder einzelnen Kommentierung steht der entsprechende Gesetzestext mit den korrespon­
dierenden Verwaltungsvereinbarungen der Länder zum StVollzG. Lästiges Hin- und Her­
blättern entfällt. Das Werk bleibt praxisgerecht und benutzerfreundlich. 

Die Neuauflage 
wurde durchgehend aktualisiert, zeichnet den gegenwärtigen rechtspolitischen Diskussions­
stand nach und verarbeitet alle Entwicklungen in Literatur und Rechtsprechung bis Anfang 
2000. 
Berücksichtigt sind selbstverständlich alle seit Erscheinen der Vorauflage in Kraft getretenen 
Gesetzesänderungen, so vor allem das Vierte Gesetz zur Änderung des Strafvollzugsgeset­
zes vom 26. 8. 1998 mit den neuen Vorschriften zum Datenschutz. 

Beide Verfasser 
sind durch zahlreiche Beiträge auf dem Gebiet des Strafvollzugsrechts als Experten aus­
gewiesen. Als Sachverständige hatten sie an der Entstehung des Strafvollzugsgesetzes erheb­
lichen Anteil. 

Wer braucht das Werk? 
Klare Systematik und gute Verständlichkeit machen den Kommentar zum unentbehrlichen 
Arbeitsmittel für jeden Strafverteidiger, Strafrichter, Staatsanwalt, Kriminalbeamten, Bewäh­
rungshelfer und Mitarbeiter im Strafvollzug. 
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